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1 Einführung 

Seit dem 26. November 2007 ist die „Richtlinie über die Bewertung und das 
Management von Hochwasserrisiken“ (HWRL) der EU in Kraft. Ziel der HWRL ist es, 
einen Rahmen für die Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken zur 
Verringerung der hochwasserbedingten nachteiligen Folgen auf die menschliche 
Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten in der 
Gemeinschaft zu schaffen.  

Die HWRL verfolgt damit den Zweck, durch einen grenzübergreifend abgestimmten 
Hochwasserschutz in den Flussgebietseinheiten, inklusive der Küstengebiete, die 
Hochwasserrisiken zu reduzieren und die Hochwasservorsorge und das 
Risikomanagement zu verbessern. Durch die Umsetzung soll auch die Verbesserung 
der Eigenvorsorge der Kommunen und der betroffenen Bürger erreicht werden.  

Die europäische Hochwasserrichtlinie ist durch Übernahme der Regelungen in das 
national geltende Wasserhaushaltsgesetz (Novellierung des Wasserhaushalts-
gesetzes - WHG - 31.07.2009) und in die Wassergesetze der Länder (Novellierung 
des Landeswassergesetzes SH - LWG - 26.03.2010) vollständig in deutsches Recht 
umgesetzt worden.  

Zur Inanspruchnahme von Übergangmaßnahmen eröffnet Art. 13 HWRL 
verschiedene Möglichkeiten, vor dem 22. Dezember 2010 erfolgte Bewertungen des 
Hochwasserrisikos, fertiggestellte Karten und Pläne zur Erfüllung der HWRL zu 
verwenden. Durch Kabinettsbeschluss 269/08 vom 08./09.12.2008 zum 
Umsetzungskonzept zur EG-Hochwasserrichtlinie war die Inanspruchnahme der 
Übergangsregelung für Schleswig-Holstein (SH) nicht relevant. Auch in Mecklenburg-
Vorpommern (MV) ist die Übergangsregelung nach Art. 13 HWRL nicht in Anspruch 
genommen worden. 

Als erster Umsetzungsschritt der Richtlinie wurden bis 22.12.2011 im Rahmen der 
vorläufigen Bewertung des Hochwasserrisikos die Gebiete, bei denen davon 
auszugehen ist, „dass ein potenziell signifikantes Hochwasserrisiko besteht oder für 
wahrscheinlich gehalten werden kann“, bestimmt (Art. 4 und 5). Für diese 
identifizierten Gebiete wurden im zweiten Umsetzungsschritt bis 22.12.2013 
Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten (Art. 6) erstellt. 

Aufbauend darauf wurden jetzt Hochwasserrisikomanagementpläne (Art. 7) 
erarbeitet, womit der erste Berichtszyklus zum 22.12.2015 abschließt.  

Nach jeweiligem Abschluss der Umsetzungsschritte waren der Europäischen 
Kommission (EU-KOM) die Ergebnisse zu berichten. 
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Tab. 1:  Zeitplan zur Umsetzung der HWRL 

 

1.1 Zielstellung des Hochwasserrisikomanagementplans 

Nach Art. 7 der Hochwasserrichtlinie sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, auf der 
Grundlage der nach Art. 6 angefertigten Hochwassergefahrenkarten (HWGK) und 
Hochwasserrisikokarten (HWRK) Hochwasserrisikomanagementpläne (HWRM-PL) 
zu erstellen. 

Die HWRM-PL sind auf Ebene der Flussgebietseinheiten (FGE) oder anderer 
Bewirtschaftungseinheiten (UoM) gemäß Art. 3 Abs. 2 Buchstabe b mitglieds-
staatenübergreifend zu koordinieren (Art. 7 Abs. 1 und 4, Art. 8 i.V. mit § 75 Abs. 4 
WHG). Nach § 75 Abs. 5 WHG ist auf deutschem Hoheitsgebiet ein einziger Plan für 
eine Flussgebietseinheit zu erstellen bzw. sind mehrere Pläne zu koordinieren, d.h. 
dass Planbereiche für das Hochwasserrisikomanagement zusammenhängende 
Einheiten darstellen sollen.  

Die Hochwasserrisikomanagementpläne müssen angemessene Ziele für das 
Management von Hochwasserrisiken in den von den Plänen abgedeckten Gebieten 

2007 
Inkrafttreten der HWRL 

2009 
Umsetzung in Nationales Recht 

2010 Bericht über zuständige Behörden / Bewirtschaftungseinheiten 

Art. 3 HWRL; § 73 (3) WHG 

2010 Entscheidung über die Inanspruchnahme von Übergangsmaßnahmen 

Art. 13 HWRL; § 73 (5) WHG 

2011 Veröffentlichung der vorläufigen Bewertung der Hochwasserrisiken 

Art. 4 HWRL; § 73 WHG 

2013 Veröffentlichung der Hochwassergefahren- und-risikokarten 

Art .6 HWRL; § 74 WHG 

2015 Veröffentlichung des Hochwasserrisikomanagementplans 

Art. 7,8,9,10 HWRL; § 75 WHG 

2018 Überprüfung und erforderlichenfalls Aktualisierung der 
Bewertung des Hochwasserrisikos 

Art. 14 (1) HWRL; § 73 (6) WHG 

2019 Überprüfung und erforderlichenfalls Aktualisierung der 
Hochwassergefahren- und –risikokarten 

Art. 14 (2) HWRL; § 74 (6) WHG 

2021 

Überprüfung und erforderlichenfalls Aktualisierung des 
Hochwasserrisikomanagementplans 

Art. 14 (3) HWRL; § 75 (6) WHG 
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darstellen. Die Ziele müssen sich auf die Verringerung hochwasserbedingter 
nachteiliger Folgen für die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und 
wirtschaftliche Tätigkeiten konzentrieren. Gegebenenfalls sollten die HWRM-PL den 
Schwerpunkt auf die Verminderung der Hochwasserwahrscheinlichkeit und/oder den 
Einsatz nicht-baulicher Maßnahmen legen, einschließlich Hochwasservorhersagen 
und einer Sensibilisierung gegenüber Hochwasser (Art. 7 Abs. 2). Die 
Hochwasserrisikomanagementpläne umfassen Maßnahmen zur Erreichung 
festgelegter Ziele (Art. 7 Abs. 3). 

Hochwasserrisikomanagementpläne (Art. 7 - FRMP: Flood Risk Management Plan) 
beinhalten im ersten Berichtszyklus die folgenden, im Anhang der Richtlinie (Teil I) 
näher ausgeführten Bestandteile: 

- Schlussfolgerungen aus der in Kapitel II geforderten vorläufigen Bewertung 
des Hochwasserrisikos (Art. 4 - PFRA: Preliminary Flood Risk Assessment) in 
Form einer Übersichtskarte der Flussgebietseinheit oder der 
Bewirtschaftungseinheit, mit Angabe/Abgrenzung der Gebiete mit einem 
potenziell signifikanten Hochwasserrisiko (Art. 5 - APSFR: Areas of Potential 
Significant Flood Risk) (Anhang Teil A.I.1); 
 siehe Kapitel 3 und Anlagen 

- Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten (Art.6) (Anhang Teil 
A.I.2); 
 siehe Kapitel 4 und Anlagen 

- Beschreibung der Ziele (Anhang Teil A.I.3); 
 siehe Kapitel 5  

- Zusammenfassung der Maßnahmen und deren Rangfolge, einschließlich der 
im Rahmen anderer Gemeinschaftsrechtsakte (z. B. UVP, SUP, SEVESO, 
WRRL) ergriffenen Maßnahmen, die auf die Verwirklichung der Ziele abzielen 
(Anhang Teil A.I.4); 
 siehe Kapitel 6  

- Beschreibung der Methode der in grenzüberschreitenden Fällen verwendeten 
Kosten-Nutzen-Analyse, falls verfügbar (Anhang Teil A.I.5). 
 siehe Kapitel 6  

- Beschreibung, wie Fortschritte bei der Umsetzung überwacht werden (Anhang 
Teil A.II.1); 
 siehe Kapitel 10 

- Zusammenfassung der zur Information und Anhörung der Öffentlichkeit 
ergriffenen Maßnahmen (Anhang Teil A.II.2); 
 siehe Kapitel 8 

- Liste der zuständigen Behörden (Art. 3 - Competent Authorities) (Anhang Teil 
A.II.3); 
 siehe Kapitel 1 

- Beschreibung der Koordinierungsverfahren innerhalb internationaler 
Flussgebietseinheiten (RBD - River Basin District) / anderer 
Bewirtschaftungseinheiten (UoM – Unit of Management) (Anhang Teil A.II.3); 
 siehe Kapitel 7 
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- Beschreibung des Koordinierungsverfahrens mit der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL: Richtlinie 2000/60/EG) (Anhang Teil A.II.3). 
 siehe Kapitel 7 

 

Die Hochwasserrisikomanagementpläne erfassen alle Aspekte des Hochwasser-
risikomanagements, wobei der Schwerpunkt auf Vermeidung, Schutz und Vorsorge, 
einschließlich Hochwasservorhersagen und Frühwarnsystemen, liegt und die 
besonderen Merkmale des betreffenden Einzugsgebietes bzw. Teileinzugsgebiets 
berücksichtigt werden ( siehe Kapitel 5 und Anhang). 

In die HWRM-PL können einbezogen werden: 

- die Unterstützung nachhaltiger Flächennutzungsmethoden; 

- die Verbesserung des Wasserrückhalts; 

- kontrollierte Überflutungen bestimmter Gebiete; 

- bauliche und nicht-bauliche Maßnahmen zur Verminderung der 
Wahrscheinlichkeit eines Hochwassers und dessen Folgen; 

- weitere Aktivitäten zur Vermeidung, zum Schutz oder zur Vorsorge im Hinblick 
auf hochwasserbedingte nachteilige Folgen. 

 

Die Hochwasserrisikomanagementpläne berücksichtigen relevante Aspekte, wie in 
Art. 7 angeführt ( siehe Kapitel 5 und Anhang): 

- Kosten und Nutzen; 

- Ausdehnung der Überschwemmung und Hochwasserabflusswege; 

- Gebiete mit dem Potenzial zur Retention von Hochwasser, wie z. B. natürliche 
Überschwemmungsgebiete; 

- die umweltbezogenen Ziele der WRRL; 

- Bodennutzung und Wasserwirtschaft sowie Naturschutz; 

- Raumordnung und Flächennutzung; 

- Schifffahrt und Hafeninfrastruktur; 

- die voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf das Auftreten von 
Hochwasser, die spätestens ab der ersten Überprüfung des HWRM-PL (Art. 14 
Abs. 4) zu beschreiben sind. 

Der HWRM-PL soll Gegenstand einer öffentlichen Konsultation sein, unter aktiver 
Einbeziehung der interessierten Stellen, in Koordination mit Art. 14 der WRRL (Art. 9 
Abs. 3 und Art. 10 Abs. 2). 

Der Öffentlichkeit soll Zugang zum vollständigen HWRM-PL haben (Art. 10 Abs. 1). 
 siehe Kapitel 8 

Die HWRM-PL müssen bis zum 22. Dezember 2015 erstellt und veröffentlicht sein 
und der Kommission bis zum 22. März 2016 zur Verfügung gestellt werden (Art. 7 
Abs. 5 und Art. 15 Abs. 1). 
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Für die Berichterstattung an die EU-KOM werden die HWRM-PL mit den WRRL-
Bewirtschaftungsplänen des zweiten Berichterstattungszyklus für die Einzugsgebiete 
koordiniert und synchronisiert. Um doppelte Berichterstattung zu vermeiden, werden 
die Berichtsformate an die EU-KOM koordiniert. 
 siehe Kapitel 7.3 

 

 

Abb. 1: Aufstellungsprozess eines Hochwasserrisikomanagementplans  
(Grafik aus LAWA-Empfehlung 2013 entsprechend der Richtlinieninhalte) 

 

1.2 Räumlicher Geltungsbereich des Hochwasserrisikomanagementplans 

Die FGE Schlei / Trave umfasst zwölf Bearbeitungsgebiete, die in fünf 
Planungseinheiten Schlei, Schwentine, Kossau/Oldenburger Graben, Trave und 
Stepenitz (MV) zusammengefasst sind. Für diese räumlichen Einheiten wurden 
Gebiete ermittelt, in denen ein potenziell signifikantes Hochwasserrisiko vorhanden 
ist bzw. für wahrscheinlich gehalten wird. Seeseitig beinhaltet die Flussgebietseinheit 
auch die Küstengewässer bis eine Seemeile hinter der Basislinie der Ostsee und 
damit auch die Insel Fehmarn.  

Für die Umsetzung der HWRL wurde im Vergleich zur WRRL zusätzlich die 
räumliche Abgrenzung der Küstengebiete landseitig erforderlich. 

Die FGE Schlei / Trave ist bei der Berichterstattung gemäß Art. 3 WRRL zwar als 
nationale FGE gemeldet worden, enthält aber darüber hinaus geringe Flächenanteile 
des Königreiches Dänemark.   

 



Hochwasserrisikomanagementplan für die FGE Schlei/Trave  

 

November 2015   

6 

 

Abb. 2: Abgrenzung der Bearbeitungsgebiete in der FGE Schlei/Trave 

 

Folgende Gebiete mit potenziell signifikantem Hochwasserrisiko (APSFR-Gebiete) 
wurden gemäß Art. 5 und 6 HWRL i. V. mit § 73 WHG in der FGE Schlei/Trave 
ermittelt und dargestellt. Die Tab. 2 enthält die Gebietsbezeichnungen für die 
Berichterstattung an die EU-KOM, wobei die Hochwasserrisikogebiete durch 
Flusshochwasser in ihrer Abgrenzung den Bearbeitungsgebieten und die 
Risikogebiete durch Küstenhochwasser den Planungseinheiten entsprechen. 

 

Tab. 2:  APSFR-Gebiete der Oberflächengewässer (Flusshochwasser = Binnenland und 
Küstenhochwasser = Küste) gemäß Art. 5 und 6 HWRL in der FGE Schlei/Trave  

APSFR_CD PLANU_CD APSFR_NAME 

DESH_RG_9612 STR_SLE Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Schlei 

DESH_RG_96132 TEL_SLE Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Eckernförder 
Bucht 

DESH_RG_9614 STR_SWE Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Baltic-Schwentine 

DESH_RG_96158 STR_SWE Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Baltic-Probstei 

DESH_RG_9618 STR_KOG Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Wagrien-Fehmarn 

DESH_RG_96194 STR_KOG Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Baltic-Neustädter 
Bucht 
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DESH_RG_962 STR_TRA Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Mittlere Trave 

DESH_RG_9622 STR_TRA Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Untere Trave 

DESH_RG_9626 STR_TRA Risikogebiet Binnenland FGE Schlei/Trave, Schwartau 

DESH_RG_961_STR_KOG STR_KOG Risikogebiet Küste FGE Schlei/ Trave, Planungseinheit 
Kossau/ Oldenburger Graben 

DESH_RG_961_STR_SLE STR_SLE Risikogebiet Küste FGE Schlei/ Trave, Planungseinheit Schlei 

DESH_RG_961_STR_SWE STR_SWE Risikogebiet Küste FGE Schlei/ Trave, Planungseinheit 
Schwentine 

DESH_RG_961_STR_TRA STR_TRA Risikogebiet Küste FGE Schlei/ Trave, Planungseinheit Trave 

DESH_RG_961_STR_TRA STR_TRA Risikogebiet Küste FGE Schlei/ Trave, Planungseinheit 
Stepenitz  

 

1.3 Zuständige Behörden 

Zur Umsetzung des Art. 3 Abs. 2 HWRL wurde zum 26.05.2010 an die EU-KOM 
berichtet, dass es für SH keine Änderung zur Festlegung der nach Art. 3 Abs. 2 
WRRL zuständigen Behörden und Bewirtschaftungseinheiten gibt (siehe Kap.7.1). 
Zuständige Behörde (Flussgebietsbehörde) in Schleswig-Holstein ist das Ministerium 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (MELUR) und in 
Mecklenburg-Vorpommern das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und 
Verbraucherschutz (LU).  

Bei der Erstellung der HWRM-PL übernimmt in SH das MELUR in seiner zentralen 
Rolle als Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes sowohl eigene Aufgaben des 
Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge als auch die Koordinierung mit 
verschiedenen Verwaltungs- und Fachbereichen auf verschiedenen Ebenen (siehe 
Kap. 8).  

In MV obliegt dem LU die Steuerung aller rechtlichen, fachlichen und 

organisatorischen Fragen der Umsetzung der HWRL im Rahmen der Dienst‐ und 
Fachaufsicht sowie die Koordinierung bei den erforderlichen Abstimmungen mit 
weiteren zu beteiligenden Fachressorts. 

Das nach § 75 Abs. 1 S. 2 i. V. m. § 7 Abs. 4 S. 1 WHG erforderliche formale 
Einvernehmen der zuständigen Behörde der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung ist 
entsprechend der Erstellung der Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme 
nach WRRL auch für den Hochwasserrisikomanagementplan hergestellt.  

Im Rahmen der Durchführung der konkreten Umsetzungsmaßnahmen erhält die 
Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt (GDWS) die Gelegenheit, die 
Vereinbarkeit mit der Verwaltung der Bundeswasserstraßen zu prüfen. Maßnahmen 
die den für die Zweckbestimmung erforderlichen Zustand der Bundeswasserstraße 
ändern, können nur mit Zustimmung der zuständigen Außenstelle der GDWS 
durchgeführt werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB), ist hingegen 
gesamtverantwortlich für die Berichterstattung der geforderten Inhalte der HWRL an 
die Europäische Kommission. 
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1.4 Beschreibung der Flussgebietseinheit 

1.4.1 Geographie, Geologie und Topographie 

Die FGE Schlei/Trave umfasst eine Gesamtfläche von 9.218 km², davon 6.184 km² 
Landfläche, inkl. des Einzugsgebietes der Stepenitz in Mecklenburg-Vorpommern 
(Quelle: 2. Bewirtschaftungsplan WRRL). 

 

Abb. 3: Planungseinheiten der FGE Schlei/Trave 

 

Die fünf Planungseinheiten der FGE Schlei/Trave umfassen jeweils ein oder mehrere 
hydrologische Teileinzugsgebiete und sind in Abb. 3 dargestellt.  

 

Tab. 3:  Daten der FGE Schlei/Trave mit Planungseinheiten  
(Quelle: 2. Bewirtschaftungsplan WRRL) 

 
Flussgebietseinheit Schlei / Trave 
 

 Schleswig-Holstein (SH) MV 

Planungseinheiten Schlei Schwentine 
Kossau/ 
Oldenburger 
Graben 

Trave Stepenitz 

Größe in km² 1.319 728 1.444 1.804 871 

Flächenanteil in % 24,9 13,7 27,3 34,1  

Gesamtfläche in km² 
inkl. Küstengewässer 

8.347 (90,55 %) 871 (9,45 %) 
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Charakteristisch für die FGE Schlei/Trave ist eine abwechslungsreiche Landschaft 
mit ausgeprägter Morphologie, größeren Seen sowie kleineren und flacheren, in den 
verschiedenen Stadien der Verlandung und Vermoorung befindlichen 
Wasserflächen. Die höchste Erhebung in der FGE ist der Bungsberg mit 
NHN + 168 m. Entstanden ist diese reliefreiche Oberflächenlandschaft durch die 
geologischen Vorgänge insbesondere während der jüngeren Eiszeiten und in der 
Nacheiszeit im Verlauf der letzten rd. 100.000 Jahre.  

Die Küsten der südwestlichen Ostsee sind durch den Wechsel von Steilufern sowie 
flachen Uferbereichen und Stränden geprägt, die ihre Entstehung ebenfalls der 
eiszeitlichen und nacheiszeitlichen Entwicklung verdanken. Tief ins Land 
einschneidende Förden (Flensburger Förde, Eckernförder Bucht, Kieler Förde und 
Lübecker Bucht) werden häufig von Moränenzügen, die Schlei auch von 
Niederungsufern begrenzt. 

Die FGE Schlei/Trave wird durch den Naturraum Östliches Hügelland mit kleineren 
Einschlüssen der Vorgeest sowie dem Westmecklenburgischen Hügelland mit 
Stepenitz und Ragdegast geprägt (Abb. 4 und Tab. 4). 

Das östliche Hügelland hat sich im Laufe der jüngsten Vereisung, der 
Weichseleiszeit, herausgebildet. Durch Eisschub in Staffeln angelegte Moränenzüge, 
vielfach gestaucht, bedingen die morphologische Ausprägung des Gebietes, welche 
durch bis heute andauernde Erosionsvorgänge noch nicht ausgeglichen wurde. Nach 
Westen schließen sich Ausläufer der Vorgeest an, die durch ausgedehnte 
Sanderflächen charakterisiert sind.  

Die morphologische Entwicklung der Ostküste wird langfristig durch den 
Küstenausgleich gekennzeichnet. Während Starkwindereignissen werden die 
exponiert liegenden Küstenabschnitte durch Seegangseinwirkung erodiert, wodurch 
sie sich langfristig zurückverlegen. Das abgetragene Material wird teilweise parallel 
zur Küste in benachbarte Buchten und Förden transportiert. Im Strömungsschatten 
der vorspringenden Kliffe kommen diese Sedimente dann rasch zur Ablagerung und 
bilden Riffe, Nehrungen und Strandwälle. Dieser Prozess dauert auch heute noch an.  

 

Tab. 4:  Anteile der Naturräume in den FGE in SH 
(Sachstand Umsetzungskonzept HWRL 2008) 

Fläche der FGE in km² 

 FGE Eider FGE EIbe FGE Schlei/Trave 

Fläche  4610 5794 5307 

Anteil der Landschaftsräume in der FGE in % 

Marsch 42,8 14,9   0,0 

Geest 50,2 59,0   0,7 

Östliches Hügelland  6,9 25,0 99,0 
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Abb. 4: Naturräume Schleswig-Holstein - Anteile der FGE  

 

1.4.2 Oberflächengewässer und Küstengebiete 

Oberflächengewässer 

Die FGE Schlei / Trave setzt sich aus einigen größeren und vielen kleinen 
Gewässersystemen mit gesamt ca. 6.000 km Gewässerlänge zusammen, die 
unabhängig voneinander direkt oder über eine der Förden in die Ostsee münden. Die 
Länge des reduzierten Gewässernetzes nach WRRL beträgt rund 2.100 km. Die 
prägenden Gewässer dieser Flussgebietseinheit sind neben der Schlei (als schmale, 
eiszeitlich geformte Förde) die Fließgewässer Trave, Schwentine, Kossau, 
Schwartau, Stepenitz, sowie der Oldenburger Graben und der nördliche Teil des 
Elbe-Lübeck-Kanals. Alle Fließgewässer der FGE Schlei / Trave entwässern in die 
Ostsee.  

Diese FGE ist darüber hinaus geprägt durch 51 Seen größer als 50 ha, deren 
Gesamtwasserfläche 149 km² beträgt. Die größten Seen sind der Große Plöner See 
mit einer Fläche von ca. 29 km² und der Selenter See mit einer Ausdehnung von ca. 
22 km². Der See mit der größten Tiefe ist der Große Plöner See mit 58 m.  

Die bedeutendsten Gewässer der fünf Planungseinheiten, deren Einzugsgebiete 
auch die weitere Untergliederung dieser FGE bilden, sind für die 

 Planungseinheit Schlei  

o Schlei (ca. 43 km) 

 Planungseinheit Schwentine  

o Schwentine (ca. 70 km) 



Hochwasserrisikomanagementplan für die FGE Schlei/Trave  

 

November 2015   

11 

 Planungseinheit Kossau /Oldenburger Graben  

o Kossau (ca. 38 km) 

o Oldenburger Graben (ca. 23 km) 

o Kremper Au (ca. 23 km) 

o Lachsbach (ca. 18 km) 

 Planungseinheit Trave  

o Trave (ca. 113 km) 

o Schwartau (ca. 39 km) 

 Planungseinheit Stepenitz  

o Stepenitz (ca. 57 km) 

o Radegast (ca. 36 km) 

o Maurine (ca. 27 Km) 

 

Küstengebiete 

Die Küstengebiete werden landseitig durch die Höhenlinie NHN + 4,0 m begrenzt. 
Die Fläche zwischen der Küstenlinie und der Höhenlinie NHN + 4,0 m beträgt ca.  
505 km². Entsprechend den Inseln an der Westküste Schleswig-Holsteins wird auch 
die Insel Fehmarn in ihrer kompletten Ausdehnung innerhalb ihrer FGE dem 
Küstengebiet hinzugerechnet. 

Die Ostseeküste der FGE hat insgesamt eine Länge von 536 Kilometern. Darin 
eingerechnet sind die Schlei mit 137 Kilometern und die Küste der Insel Fehmarn mit 
71 Kilometern Uferlänge, die mit einer Fläche von 185 km² die größte Insel 
Schleswig-Holsteins ist. 

 

1.4.3 Klimatische und hydrologische Verhältnisse 

Das Klima in der FGE Schlei/Trave ist geprägt durch die Nähe zur Nord- und Ostsee. 
Die mittleren Jahresniederschläge an der Ostküste Schleswig-Holsteins lagen in den 
Jahren 1981-2010 zwischen 560 mm auf Fehmarn und 883 mm in Schleswig. Zu 
nennen ist auch der Bungsberg mit bis zu 800 mm Niederschlag, aber auch mit 
extremer Trockenheit, die häufig periodisch auftritt und große Teile der Gewässer 
trocken fallen lässt. Die jährliche Verdunstung beträgt je nach Bewuchs zwischen 
420-550 mm des Niederschlags. Für das Gebiet der Stepenitz in Mecklenburg-
Vorpommern nehmen die Niederschlagsmengen von Westen nach Osten ab und 
liegen im Jahresmittel zwischen 650 mm und 750 mm (regionalisierte Daten 
verschiedener Messstationen) bei einer mittleren Verdunstungsrate von 550-575 
mm. 

Die FGE Schlei/Trave setzt sich aus einigen größeren und vielen kleinen 
Gewässersystemen zusammen, die unabhängig voneinander direkt oder über eine 
der Förden in die Ostsee münden. Daher fällt die Abflusscharakteristik der 
Fließgewässer in der FGE Schlei/Trave sehr unterschiedlich aus. In Tab. 5 sind die 
hydrologischen Daten beispielhaft für vier Gewässer dargestellt. 



Hochwasserrisikomanagementplan für die FGE Schlei/Trave  

 

November 2015   

12 

In den Fließgewässern werden die Wasserstände durch Niederschläge geprägt. Für 
die Ostsee sind wiederum die Windverhältnisse von Bedeutung. Der Einfluss der 
Gezeiten in der Ostsee ist dagegen als minimal zu bezeichnen. 

 

Tab. 5:  Maßgebliche hydrologische Hauptdaten (Zeitreihe 1973-2012) 

Fließgewässer Pegel 
Einzugsgebiets-

größe 
AEo [km

2 
] 

Abfluss 
MQ* 

[m
3
/s] 

Abflussspende 
Mq* 

[l/(s km
2
)] 

Füsinger Au/Schlei Westerakeby 206 2,56 12,43 

Schwentine Preetz 457 4,31  9,43 

Trave Sehmsdorf 726 7,44 10,25 

Stepenitz Börzow 440 3,30  7,5 

 

Bei den gezeitenbedingten Wasserstandsschwankungen handelt es sich um eine 
von außen angeregte Mitschwingungsgezeit mit überwiegend halb- und eintägigen 
Tiden. Die Gezeitenwellen breiten sich von der Nordsee über Skagerrak, Kattegat 
und Beltsee aus, wobei die Amplituden in der FGE Schlei/Trave 8 bis 10 cm 
betragen. 

Die größten Wasserstandsschwankungen der Ostsee werden durch windbedingte 
Wassertransporte und die Stauwirkung der Küsten hervorgerufen. Insbesondere im 
Inneren der Förden und Buchten sind stärkere Wasserstandsschwankungen möglich 
(„Trichtereffekt“). 

Zur Beschreibung der Wasserstände an der Ostseeküste der FGE Schlei/Trave 
werden in Tab. 6 Hauptwerte der gewässerkundlichen Pegel aufgeführt, die die 
hydrologische Situation widerspiegeln.  

 

Tab. 6:  Hauptwerte Küstengewässer (2003 bis 2012) 
(Quelle: Wasser- und Schifffahrtsamt Lübeck) 

Pegel Gewässer HW 
(cm über 
NHN) 

MW 
(cm über NHN) 

HHW am 13.11.1872 
(cm über NN) 

Flensburg Ostsee 171 2 308 
LT Kalkgrund Ostsee 166 4 *) 
Langballigau Ostsee 168 5 *) 
Schleimünde SP Ostsee 165 3 321 
Eckernförde Ostsee 167 4 315 
LT Kiel Ostsee 171 3 *) 
Kiel-Holtenau Ostsee 175 4 297 
Heiligenhafen Ostsee 185 5 *) 
Marienleuchte Ostsee 167 5 *) 
Neustadt/Holstein Ostsee 175 7 282 
Travemünde Trave 172 6 330 
Lübeck-Bauhof Trave 177 8 337 
Kappeln Schlei 131 6 *) 
Schleswig Schlei 144 6 325 

*) keine Angaben vorhanden 

 

Das Mittelwasser (MW) erreicht entlang der gesamten Küste ähnliche Werte 
zwischen 2 cm und 8 cm über NHN. Die höchsten Wasserstände (HW) hingegen 
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erreichen je nach Lage Werte zwischen 131 cm und 185 cm über NHN. Das höchste, 
jemals gemessene Ereignis (HHW) am 13.11.1872 erreichte Wasserstände zwischen 
282 cm und 337 cm über NN. 

Neben den Scheitelwerten ist auch die Verweildauer der Sturmflutwasserstände für 
den Küstenschutz in der FGE Schlei/Trave von Bedeutung. Diese können hier viele 
Stunden oder sogar Tage andauern. Entsprechend hoch kann die resultierende 
Belastung der Küste bzw. der Küstenschutzanlagen durch Seegang ausfallen. 

 

1.4.4 Flächennutzung 

Einwohner 

Die mittlere Bevölkerungsdichte in der FGE liegt rechnerisch bei ca. 189 EW/km². 
Die höchste Bevölkerungsdichte hat die Stadt Kiel mit 2.022 EW/km² und die 
geringste der Kreis Schleswig-Flensburg mit 94 EW/km². Die größten Städte sind 
Kiel (ca. 235.700 Einwohner), Lübeck (ca. 211.500 Einwohner) und Flensburg (ca. 
87.400 Einwohner).  

 

Landwirtschaft 

Die Flächennutzung in der FGE ist zu ca. 71% durch landwirtschaftliche Nutzung 
geprägt, gefolgt von Wald mit 11 % und bebauten Flächen mit 5 %. In der 
Landwirtschaft der FGE Schlei/Trave dominiert der Anteil an Ackerflächen mit 60 % 
gefolgt von der Grünlandnutzung mit 11 % (siehe Abb. 5). 

 

 

Abb. 5: Bodennutzungsstruktur im Einzugsgebiet der FGE Schlei/Trave 
(Quelle: ALK-Daten 2010) 

 

Bei der Flächennutzung bestehen naturräumlich bedingte Unterschiede. Die 
Planungseinheiten Schlei und Kossau/Oldenburger Graben weisen höhere Anteile 
landwirtschaftlich genutzter Flächen auf. Insbesondere die Ackerlandbereiche tragen 
hierzu bei (Schlei: 59 %, Kossau/Oldenb.Gr: 60 %). Demgegenüber haben die 
Planungseinheiten Schwentine und Trave einen doppelt so hohen Waldanteil (15 %). 
Die Grünlandbereiche sind in allen Planungseinheiten nahezu identisch (11%).  
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Den geringsten Flächenanteil an bebauten Flächen weist die PE Schwentine auf, 
wobei die Unterschiede insgesamt relativ gering sind. Der relativ hohe 
Feuchtflächenanteil in der PE Schwentine (11%) ist dem Vorhandensein mehrerer 
großer Seen in diesem Gebiet (Plöner See, Kellersee) geschuldet. 

 

Häfen 

Zu den wichtigsten überregionalen Häfen zählen Kiel und Lübeck/Travemünde. 
Bedeutende überregionale Werftstandorte befinden sich in Kiel, Lübeck und 
Flensburg. Lübeck, Kiel und Puttgarden haben in ihrer Funktion als Güterumschlags- 
und Personenfährhäfen vor allem in Richtung Skandinavien besondere Bedeutung. 
Der Güterverkehr erfolgt über Straße und Bahn sowie über die Seehäfen. An der 
Ostsee ist Heiligenhafen der mit Abstand wichtigste Fischereihafen. 

 

Tourismus 

Prägender Wirtschaftsfaktor an den Küsten in der FGE Schlei/Trave ist vor allem der 
Tourismus. Küstenbadeorte mit überregionaler Bedeutung sind Damp, Grömitz und 
Timmendorfer Strand sowie die Insel Fehmarn. In den Städten Lübeck und Kiel ist 
der Tourismus ebenfalls ein wichtiger Wirtschaftszweig. 

 

Verkehrsinfrastruktur 

Bestimmend für die FGE sind die zahlreichen Verkehrsachsen wie Bahnlinien, 
Bundesstraßen und Autobahnen, die besonders im östlichen Teil der FGE vom 
Durchgangsverkehr nach Skandinavien frequentiert werden. 

Die Ostsee zählt zu den am meisten und dichtest befahrenen Gewässern der Welt. 
Ca. 15 % des weltweiten Seehandelsvolumens werden auf der Ostsee abgewickelt.  

 

Schutzgebiete 

In der FGE Schlei/Trave liegen mehrere FFH- und Vogelschutzgebiete. Dabei 
überlagern sich die beiden Gebietskulissen zum größten Teil. Einige der größeren 
Schutzgebiete sind in der Tab. 7 aufgelistet.  

 

Tab. 7:  NATURA 2000 Schutzgebiete (FFH und Vogelschutz) der FGE Schlei/Trave  
(Quelle: BfN 2013) 

NATURA 2000 Gebiete Fläche [km
2
] 

 
FFH-Gebiete: 

 

- Küstenbereich Flensburger Förde 109,6  

- Schlei/Schleimünde   87,5  

- Südküste Eckernförde Bucht   82,4  

- Küstenlandschaft Bottsand/Marzkamp   54,8  

- Küstenstreifen West- Nordfehmarn   14,6  

- Traveförde   25,2  

- Ostseeküste Brodtener Ufer   20,8 

- Seen des mittlere Schwentinesystems   66,5 

- Travetal   12,9 

- Schwartautal    7,6 



Hochwasserrisikomanagementplan für die FGE Schlei/Trave  

 

November 2015   

15 

- Wald- und Moorlandschaft um den Röggeliner 
See (tlw. in der FGE Schlei/Trave) 

9,8 (in der FGE) 

- Küste Klützer Winkel und Ufer von Dassower 
See und Trave (tlw. in der FGE Schlei/Trave) 

2,7 (in der FGE) 

- Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit 
Zuflüssen 

 14,48 

 
Vogelschutzgebiete: 

 

- Flensburger Förde 124,0  

- Eckernförder Bucht 120,6 

- Schlei   86,9  

- Östliche Kieler Bucht 746,9  

- Ostsee östlich Wagrien 394,2  

- Ostseeküste Brodtener Ufer   20,8  

- Traveförde   32,9  

- Großer Plöner See-Gebiet   45,4 

- Oldenburger Graben   12,6 

- Schaalsee (tlw. in der FGE) 24,9 (in der FGE) 

- Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Radegast-
Maurine 

  14,6 

- Feldmark und Uferzone an Untertrave und 
Dassower See 

  21,0 

 

Kulturerbe 

Als Kulturerbe ist die Lübecker Altstadt als UNESCO-Weltkulturerbe von Bedeutung. 

 

1.4.5 Hochwasserabwehrinfrastruktur 

Oberflächengewässer 

Mit Beschluss der Landesregierung vom 24.2.1953 wurde in Schleswig-Holstein 
unter Ministerpräsident Friedrich-Wilhelm Lübke das „Programm Nord“ aufgelegt. Auf 
dieser Grundlage ist unter anderem das schleswig-holsteinische Gewässernetz fast 
durchgehend ausgebaut worden. Ziel des Ausbaus war insbesondere die 
Optimierung der landwirtschaftlichen Nutzung. Ab Ende der 60er / Anfang der 70er 
Jahre des letzten Jahrhunderts wurden vor dem Hintergrund der erkennbaren 
Zunahme der Siedlungsflächen sowie der aus den Ausbaumaßnahmen 
resultierenden beschleunigten und erhöhten Abflüsse die Bemessungsansätze 
überwiegend erhöht. 

Nicht alle Niederungsgebiete in der FGE Schlei/Trave sind durch Bauwerke zum 
Schutz vor Hochwasser und zur Entwässerung der Flächen geprägt. Binnendeiche 
zum Schutz vor Überflutungen wurden in der Vergangenheit häufig dort errichtet, wo 
die Verringerung von Überflutungshäufigkeit und -dauer unter wirtschaftlichen bzw. 
technischen Gesichtspunkten mit einem Gewässerausbau nicht erzielbar war. Im 
Binnenland der FGE Schlei/Trave kommen vorwiegend Verbandsdeiche und 
Schöpfwerke zum Tragen.  

Abflussbestimmende Bauwerke sind Schleusen, Sperrwerke, Schöpfwerke, Siele 
und Wehranlagen in dem Gebiet, in dem sich bei einer fiktiven Extremsturmflut ohne 
Küstenschutzanlagen die Wasserlinie der Überschwemmungen landwärts bilden 
würde. Betroffen sind in diesem potenziellen Überflutungsraum das 
Überschwemmungsgebiet der Trave und die ÜSG per Legaldefinition. 
Verursachende Randbedingungen sind:  



Hochwasserrisikomanagementplan für die FGE Schlei/Trave  

 

November 2015   

16 

 Hohe Außenwasserstände 

 Sturmflut 

 Binnenhochwasser  

 Binnenhochwasser und hohe Außenwasserstände 

 Binnenhochwasser und Sturmflut 

 

Küstengebiete 

Ohne funktionierenden Küstenhochwasserschutz würden die Küstenniederungen bei 
sehr schweren Sturmfluten unter Wasser stehen; sozio-ökonomische Nutzungen 
wären nicht möglich. 

Die Küstenniederungen in der FGE Schlei/Trave werden durch 69 km 
Landesschutzdeiche (34 km davon auf Fehmarn) und 52 km Regionaldeiche vor 
Meerwasserüberflutungen (7 km davon auf Fehmarn) geschützt. Die Deiche weisen 
eine mittlere Höhe von NHN + 4,0 m bis NHN + 4,6 m (Festland) bzw. NHN + 2,9 m 
bis 6,1 m (Fehmarn) auf. 

Die Landesschutzdeiche und die Regionaldeiche auf Fehmarn sind in der 
Zuständigkeit und im Eigentum des Landes Schleswig-Holstein. Die Regionaldeiche 
auf dem Festland obliegen der Zuständigkeit der örtlichen Wasser- und 
Bodenverbände oder der Kommunen. Die Landesschutzdeiche weisen den höchsten 
Schutzstandard aller Deiche auf. Neben den Deichen gibt es in der FGE Schlei/Trave 
lokal noch einige weitere Küstenhochwasserschutzanlagen. Zum Beispiel wird der 
Hochwasserschutz in den Gemeinden Scharbeutz und Timmendorfer Strand auf 
einer Länge von fast 10 km durch Hochwasserschutzwände mit vorgelagerten 
Deckwerken und Sandcontainern gewährleistet. Bestandteile der 
Hochwasserschutzanlagen entlang der schleswig-holsteinischen Ostseeküste sind 
38 Siele, Schöpfwerke und Stöpen. 

Der Küstenanteil in der Planungseinheit Stepenitz beschränkt sich auf das Ufer des 
Dassower Sees (Länge: 16 km). Hierbei wird die Ortslage Dassow mit 
Hochwasserschutzanlagen vor Überflutungen geschützt. Es handelt sich dabei um 
einen 546 m langen Hochwasserschutzdeich und eine 110 m lange Spundwand als 
Hochwasserschutzwand. Weitere staatliche Hochwasserschutzinfrastruktur besteht 
in der Planungseinheit Stepenitz nicht. 

 

1.4.6 Überschwemmungsgebiete 

Die Festsetzung von Überschwemmungsgebieten ist eine maßgebliche 
wasserrechtliche Maßnahme, um hochwasserbedingte Schäden durch die Steuerung 
der Nutzung zu begrenzen.  

Gemäß des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) § 76 Abs. 1 und 2 i. V. m. 
dem Landeswassergesetz (LWG) Schleswig-Holstein §§ 57, 105 Abs. 2 Nr. 2 sind 
innerhalb der Risikogebiete nach § 73 WHG Überschwemmungsgebiete 
festzusetzen, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu 
erwarten ist (HQ100).  

In der FGE Schlei/Trave ist an der Trave 1977 ein Überschwemmungsgebiet durch 
Rechtsverordnung festgesetzt worden. Eine Überprüfung des vorhandenen ÜSG 
fand im Jahre 2013 statt.  
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Weiterhin sind die Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Binnendeichen 
oder sonstigen Hochwasserschutzanlagen per Legaldefinition Überschwemmungs-
gebiete.  

Einen vergleichenden Überblick zu den Überschwemmungsgebieten in den FGE in 
SH gibt die nachstehende Tab. 8 (Quelle: Ergebnisse Art. 6). 

 

Tab. 8:  Überblick zu den Überschwemmungsgebieten in den FGE in SH 

 FGE Eider FGE Elbe FGE Schlei/Trave 

Fläche in km² 4.610 5.657 5.308 

Reduziertes WRRL-
Gewässernetz in km 

1.785 2.386 2.011 

Deiche (ÜSG per LWG 
Legaldefinition) in km 

246 83 55 

ÜSG per LVO in km 0 170 24 

ÜSG gesamt in km 246 253 79 

 

1.5 Auswirkungen des Klimawandels 

Die bisherigen Untersuchungen des Langzeitverhaltens von meteorologischen und 
hydrologischen Zeitreihen belegen, dass die Trends von Kenngrößen des 
Niederschlags und des Abflusses in einzelnen Einzugsgebieten sehr unterschiedlich 
sein können. Regionale Detailuntersuchungen auf Flussgebietsebene sind daher 
notwendig.  

Auch in Zukunft wird die Änderung des Klimas in Deutschland mit Folgen für die 
Wasserwirtschaft weitergehen, da sich nach den Erkenntnissen der Klimaforschung 
der Temperaturanstieg fortsetzen wird. Insgesamt wird tendenziell von der Erhöhung 
der Niederschläge im Winter, dem Anstieg der Häufigkeit und Intensität von 
Hochwasserabflüssen in oberirdischen Gewässern, einem Meeresspiegelanstieg und 
höheren Sturmflutwasserstände bezogen auf das Hochwasserrisikomanagement 
ausgegangen.  

Angesichts der bestehenden Unsicherheiten der Klimamodelle können Aussagen für 
die mögliche zukünftige Entwicklung von Extremwerten des Niederschlags und 
davon abhängig der Hochwassersituationen bislang nur mit erheblichen Bandbreiten 
getroffen werden. Grund hierfür ist u.a. die große Variabilität und Komplexität des 
Niederschlags. Die Ergebnisbandbreite wird umso größer, je kleiner die betrachtete 
Region ist und je seltener das jeweils betrachtete Extremereignis auftritt. 

In Kombination mit globalen und regionalen Modellen sowie unterschiedlichen 
Emissionsszenarien fallen die Projektionen sehr unterschiedlich aus. Ähnliches gilt 
für die regionale Entwicklung der Sturmflutwasserstände entlang den Küsten. Auch 
bei weiteren Fortschritten der Klimaforschung werden zukünftige Projektionen als 
Bandbreite anzugeben sein.  

Der Meeresspiegelanstieg und in der Folge höhere Sturmflutwasserstände haben 
direkte Auswirkungen auf den Küstenschutz, in dem mit höheren Belastungen der 
Küsten und den Schutzanlagen und damit eine Zunahme des Risikos zu rechnen ist. 
Die wissenschaftlichen wie fachlichen Grundlagen und Erkenntnisse zur 
Beobachtung und Berechnung der Auswirkungen der Klimaveränderung auf den 
gesamten Wasserhaushalt sind daher kontinuierlich weiterzuentwickeln. Notwendige 
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Vorkehrungen und wasserwirtschaftliche Anpassungsmaßnahmen können so 
rechtzeitig in die Planungen und ihre Umsetzung einfließen.  

Trotz großer Unsicherheiten über das Ausmaß und die Auswirkungen des 
Klimawandels gibt es viele Maßnahmen und Handlungsoptionen, die für das 
Hochwasserrisikomanagement und für die Verbesserung des Hochwasserschutzes 
nützlich sind, unabhängig davon wie das Klima in der Zukunft aussehen wird. Dies 
sind insbesondere wasserwirtschaftliche Anpassungsmaßnahmen, die Bandbreiten 
tolerieren und außerdem 

- flexibel und nachsteuerbar sind, d.h. die Hochwasserschutzmaßnahmen 
werden schon heute so konzipiert, dass eine kostengünstige Anpassung 
möglich ist, wenn zukünftig die Effekte des Klimawandels genauer bekannt 
sein werden. Die Passgenauigkeit einer Anpassungsmaßnahme sollte 
regelmäßig überprüft werden. 

- robust und effizient sind, d.h. die gewählte Anpassungsmaßnahme ist in 
einem weiten Spektrum von Klimafolgen wirksam. Maßnahmen mit 
Synergieeffekten für unterschiedliche Klimafolgen sollten bevorzugt werden. 

Generell leisten alle Maßnahmen des Hochwasserrisikomanagements auch einen 
Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel, da sie dazu dienen, neue Risiken zu 
vermeiden, bestehende Risiken zu verringern sowie die nachteiligen Folgen während 
und nach einem Hochwasser zu verringern. Damit tragen die Maßnahmen dazu bei, 
die Folgen der durch den Klimawandel möglichen Hochwasserereignisse und 
Sturmfluten zu begrenzen. 

 

2 Methodik zu Anforderungen und Umsetzung der Hochwasserrichtlinie 

Über Empfehlungen der Bund/Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) wurden 
Möglichkeiten geschaffen, einen einheitlichen nationalen Ansatz für die Umsetzung 
der HWRL zu entwickeln. Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen landesinternen 
wasserrechtlichen Vorgaben und sonstigen Randbedingungen in den einzelnen 
Bundesländern war dies jedoch nicht immer möglich, so dass teilweise verschiedene 
Bewertungsansätze und Schwellenwerte entwickelt werden mussten. 

In SH wurde für die gesamte Umsetzung der über die HWRL gestellten 
Anforderungen der Art. 4, 5, 6 und 7 eine einheitliche Methodik für alle drei FGE 
entwickelt. Auch in MV wurde für die gesamte Umsetzung eine landesweit 
einheitliche Methodik angewendet. In den Fällen, in denen sich die FGE über die 
Landesgrenze hinaus erstreckt, wurden Abstimmungen zwischen den beteiligten 
Ländern durchgeführt, sodass eine einheitliche Darstellung möglich war. Eine 
detaillierte Darstellung zur Methodik und den Ergebnissen der vorläufigen Bewertung 
in Mecklenburg-Vorpommern sowie die vereinheitlichte Vorgehensweise (Leitfaden) 
zur Hochwasserrisikomanagementplanung sind unter http://www.lung.mv-
regierung.de/hwrm verfügbar. 

 

2.1 Hochwassertypen 

Auf Basis des Art. 2 Nr. 1 der HWRL sind unterschiedliche Hochwassertypen zu 
betrachten und auf deren Signifikanz zu bewerten.  

I. Hochwasser von oberirdischen Gewässern (Fluvial Floods) 

II. Oberflächenabfluss (Pluvial Floods) 

http://www.lung.mv-regierung.de/hwrm
http://www.lung.mv-regierung.de/hwrm
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III. Zu Tage tretendes Grundwasser (Groundwater) 

IV. Versagen wasserwirtschaftlicher Anlagen (Artificial Infrastructure Failure of  
           Impoundments) 

V. Überforderung von Abwasseranlagen (Artificial Infrastructure Sewerage  
           Systems) 

 

Art. 2 HWRL i. V. m. § 72 WHG definiert Hochwasser wie folgt: 

Hochwasser ist die zeitlich beschränkte Überschwemmung von normalerweise nicht 
mit Wasser bedecktem Land, insbesondere durch oberirdische Gewässer oder durch 
in Küstengebiete eindringendes Meerwasser. Davon ausgenommen sind 
Überschwemmungen aus Abwasseranlagen. 

Auf der Grundlage der aus Art. 2 Ziffer 1 der HWRL abgeleiteten Definition des 
Begriffs „Hochwasser“ werden allgemein in Deutschland und damit auch am 
Gewässernetz der FGG Elbe wie auch in der FGE Eider und Schlei/Trave nur fluviale 
Ereignisse - Flusshochwasser - sowie für die Küstengebiete entsprechend nur 
Ereignisse durch eindringendes Meerwasser - Küstenhochwasser - betrachtet und 
bewertet. 

 

2.2 Signifikanzkriterien / Rezeptoren der Hochwasserrichtlinie 

Entsprechend den Vorgaben der HWRL erfolgen die Bewertung und das 
Management von Hochwasserrisiken zur Verringerung der hochwasserbedingten 
nachteiligen Folgen auf die menschliche Gesundheit, Umwelt, Kulturerbe und 
wirtschaftliche Tätigkeit (Signifikanzkriterien).  

Gemäß Art. 6 Abs. 5 HWRL sind die folgenden Angaben erforderlich: 

a) Anzahl der potenziell betroffenen Einwohner (Orientierungswert), 

b) Art der wirtschaftlichen Tätigkeiten in dem potenziell betroffenen Gebiet, 

c) Anlagen gemäß Anhang I der Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 24. September 
1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, die im Falle der Überflutung unbeabsichtigte 
Umweltverschmutzungen verursachen könnten, und potenziell betroffene 
Schutzgebiete gemäß Anhang IV Nummer 1 Ziffern i, iii und v der Richtlinie 
2000/60/EG,  
Hinweis: Die Anlagen gemäß IVU-Richtlinie 2008/1/EG (alt: 96/61/EG) fallen seit 
2013 unter die Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. Dezember 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung (IED-Richtlinie)) 

d) weitere Informationen, die der Mitgliedstaat als nützlich betrachtet, etwa die 
Angabe von Gebieten, in denen Hochwasser mit einem hohen Gehalt an 
mitgeführten Sedimenten sowie Schutt mitführende Hochwasser auftreten können, 
und Informationen über andere bedeutende Verschmutzungsquellen. 

 

Im Rahmen dieses Berichtszeitraums der vorläufigen Bewertung des 
Hochwasserrisikos wurden auf der Grundlage der Beschreibung vergangener 
signifikanter Hochwasser und Sturmfluten (Art. 4) Gebiete bestimmt, bei denen 
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davon auszugehen ist, dass ein potenziell signifikantes Hochwasserrisiko besteht 
oder für wahrscheinlich zu halten ist (Art. 5). 

Die in diesem Zusammenhang für SH entwickelte Methodik wurde bei der 
Umsetzung des Art. 6 zur Erarbeitung der Hochwassergefahrenkarten und 
Hochwasserrisikokarten und für die Erstellung der Hochwasserrisikomanagement-
pläne gemäß Art. 7 abschließend fortgeführt. Für die Oberflächengewässer 
beinhaltet diese Methodik u. a. eine konkrete Zuordnung der ALK- Nutzungsarten 
(Folie 21) in einem Bewertungsschlüssel (Anhang 1).  

Als Bewertungsbasis für die Oberflächengewässer in Schleswig-Holstein wurden die 
Wasserkörper des Fließgewässernetzes nach WRRL gewählt. 

Den nach der HWRL zu bewertenden signifikant nachteiligen Auswirkungen wurden 
in SH für die Hochwassertypen Flusshochwasser und Küstenhochwasser zur 
detaillierten Bewertung folgende einzelne Rezeptoren zugeordnet: 

 die menschliche Gesundheit  

o über die Zahl der betroffenen Einwohner und  

o der Betroffenheit der Gebäude zu öffentlichen Zwecken in gefährdeten 
Siedlungsgebieten, 

 die Umwelt  

o durch eine Einordnung der Anlagen nach EG-Seveso- Richtlinie, nach EG-
Richtlinie „Integrierte Vermeidung von Umweltverschmutzung“ und der 
Störfallverordnung (seit 2013: Anlagen nach IED-Richtlinie 2010/75/EU). 

Die berücksichtigten Anlagen entsprechen der bisherigen IVU-Richtlinie 
2008/1/EG (alt: 96/61/EG) und der Seveso-Richtlinie (96/82/EG sowie 
2003/105/EG).  

Hinweis: Die Richtlinie 96/82/EG wurde gemäß Richtlinie des Rates vom 
04. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen (2012/18/EU, Seveso-III-Richtlinie) ersetzt.  

o sowie den damit ggf. verbundenen Einfluss auf Schutzgebiete, wie Natura 
2000-Gebiete, Badestellen und Trinkwasserentnahmegebiete. 

Dies sind die Erholungs- und Badegewässer gemäß Richtlinie 
76/160/EWG sowie die Natura2000-Gebiete (FFH- Gebiete gemäß 
Richtlinie 92/43/EWG und Vogelschutzgebiete gemäß Richtlinie 
79/409/EWG). Trinkwasserentnahmegebiete gemäß Art. 7 WRRL werden 
als Indikator für hochwasserbedingt nachteilige Auswirkungen nicht 
verwendet, da in SH nur tiefe Grundwasserentnahmen vorhanden sind und 
diese nicht relevant sind.  

 das Kulturerbe über die betroffenen UNESCO-Weltkulturerbestätten, 

 die wirtschaftliche Tätigkeit, insbesondere durch den Anteil betroffener 
bebauter Gebiete und gefährdeter Infrastruktureinrichtungen,  

o Siedlungsflächen,  

o Gewerbe- und Industriegebiete,  

o Verkehrsflächen und  

o landwirtschaftlichen Flächen / Wald, 
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 weitere Kriterien 

o Anlagen der Hochwasserabwehrinfrastruktur und  

o Überschwemmungsgebiete (LWG), 

 Auswirkungen des Klimawandels anhand vorliegender Informationen  
(z.B. IPCC). Auswirkungen des Klimawandels auf der Grundlage bereits 
vorliegender Informationen sind in Schleswig-Holstein grundsätzlich in den 
verwendeten Daten enthalten. 

 

3 Vorläufige Bewertung des Hochwasserrisikos  

Die vorläufige Bewertung des Hochwasserrisikos, die 2011 abgeschlossen wurde, 
forderte nach Art. 4, Abs. 2 b) HWRL eine Beschreibung vergangener Hochwasser, 
die signifikant nachteilige Auswirkungen auf die zu schützenden Güter hatten und bei 
denen die Wahrscheinlichkeit der Wiederkehr in ähnlicher Form weiterhin gegeben 
ist.  

Zur Bestimmung und Bewertung von vergangenen Hochwassern durch 
Flusshochwasser und deren nachteiligen Auswirkungen wurden in SH vier 
ausgewählte Hochwasserereignisse Januar 1995, Oktober 1998, Februar 2002 und 
Juli 2002 betrachtet.   

Die Wahrscheinlichkeit der Wiederkehr der als signifikant identifizierten und näher 
beschriebenen vergangenen Hochwasser in zukünftig ähnlicher Form (Art. 4 Abs. 2 
c)) wird grundsätzlich als gegeben betrachtet. 

An den Fließgewässern ist davon auszugehen, dass zukünftige Hochwasser, die den 
beschriebenen Ereignissen ähnlich sind, keine signifikanten nachteiligen Folgen 
haben, wenn nach den Ereignissen eine entsprechende Anpassung der 
Hochwasserschutzanlagen und Weiterentwicklung der Bemessungsgrundlagen 
erfolgte oder das Hochwasserrisiko durch anderweitige nicht-strukturelle 
Maßnahmen verringert wurde. 

Wenn dies nicht der Fall ist, können diese Ereignisse in Zukunft zu signifikant 
nachteiligen Auswirkungen führen. 

Bezüglich der Beschreibung vergangener Sturmflutereignisse wurde anhand eines 
Prüfschemas die Signifikanz der Ereignisse abgeschätzt. Im Ergebnis wurden die 
Sturmflutereignisse der Jahre 1872, 1904 und 1913 sowohl für SH als auch für MV 
beschrieben und bewertet. 

Für die deichgeschützten Gebiete an der Küste ist in der Regel davon auszugehen, 
dass vergangene signifikante Hochwasser (Sturmfluten) bei einem zukünftigen 
Auftreten keine signifikanten Auswirkungen haben würden, da die zwischenzeitlichen 
vorgenommenen Weiterentwicklungen in den Bemessungsgrundlagen und -ansätzen 
zu einer erheblichen Verbesserung des Schutzstandards geführt haben. Dies zeigt 
sich u. a. daran, dass jüngere Ereignisse trotz eingetretener höherer Wasserstände 
zu keinen oder zu wesentlich geringeren nachteiligen Auswirkungen geführt haben.  

Bei einem heutigen Auftreten vergleichbarer Sturmflutereignisse der Vergangenheit 
können wegen der gewachsenen Betroffenheiten in den Küstenniederungen größere 
nachteilige Auswirkungen auftreten, obwohl das Schutzniveau der Hochwasser-
schutzanlagen erhöht wurde. Dies betrifft insbesondere die an der Küste gelegenen 
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Bädergemeinden und Infrastruktureinrichtungen, die teilweise seeseitig der ersten 
Deichlinie gelegen sind. 

Zukünftige potenziell signifikante Hochwasserereignisse treten im Küstengebiet dann 
auf, wenn die Sturmflutereignisse die bestehenden Bemessungsgrundlagen der 
Hochwasserschutzanlagen überschreiten und es hierdurch potenziell zu einem 
Versagen der Hochwasserschutzanlagen kommen könnte. Um die nachteiligen 
Auswirkungen eines solchen Ereignisses zu berücksichtigen, bedarf es der 
Ermittlung der Fläche die in diesem Fall von Überschwemmung durch Sturmfluten 
betroffen wäre. Die Ermittlung dieser Flächen erfolgt auf Grundlage des 
Bemessungswasserstandes regional festgelegter Höhenniveaus. 

Für das Küstengebiet sind durch den Klimawandel verursachte mögliche 
Veränderungen beim Meeresspiegel, Tidedynamik, Sturmfluten und Seegang 
relevant. Sie beeinflussen sowohl den Küstenhochwasserschutz als auch die 
Sicherung der Küsten vor Erosion. 

 

Ergebnisse und Schlussfolgerungen  

Als Ergebnis zur ersten Bewertung der potenziell nachteiligen Folgen künftiger 
Hochwasser (Art. 4 Abs. 2 d) am Gewässernetz und in den Küstengebieten konnte 
zusammenfassend herausgestellt werden, dass die in den letzten Jahren 
aufgetretenen Hochwasser- und Sturmflutereignisse beim Wiederauftreten zwar als 
signifikant einzustufen sind, vergleichbare und nach der HWRL zu bewertende 
Auswirkungen jedoch nur im Versagensfall der Anlagen der Hochwasserabwehr-
infrastruktur auftreten dürften. Dies könnte insbesondere dann der Fall sein, wenn 
ein seltenes Hochwasserereignis im Binnenland zeitgleich mit einem seltenen 
Ereignis an der Küste eintritt und die Bemessungswasserstände der Schutzanlagen 
überschritten werden. Ausgenommen sind Gebiete, die nicht durch Deiche oder 
andere Anlagen gesichert sind. Dies gilt umso mehr, wenn in derartigen Fällen 
Nutzungen intensiviert oder vom Flächenumfang her ausgeweitet wurden. 

Die vorläufige und erste Bewertung des Hochwasserrisikos durch Flusshochwasser 
hat in der Zusammenfassung ergeben, dass innerhalb der FGE Schlei/Trave von 
Gewässerabschnitten mit einer Gesamtlänge von rund 213 km ein potenziell 
signifikantes Hochwasserrisiko ausgeht. Dieses entspricht in etwa 9 % der 
untersuchten Gesamtgewässerlänge. Erwartungsgemäß befinden sich die 
Gewässerabschnitte zumeist im Unterlauf und Mündungsbereich. Betroffen sind 
insbesondere Abschnitte folgender Gewässer: Schwartau, Elbe-Lübeck-Kanal, 
Wakenitz, Johannisbek, Oldenburger Graben, Schwentine, Kossau, Hagener Au und 
Füsinger Au. 

Für den Küstenbereich wurden im Ergebnis entlang der 637 km langen Küstenlinie in 
SH Gebiete mit potenziell signifikantem Hochwasserrisiko mit einer Gesamtfläche 
von 338 km² bei Außerachtlassung der Hochwasserabwehrinfrastruktur ermittelt. 
Potenziell betroffene Gebiete liegen vor allem am Oldenburger Graben, auf 
Fehmarn, entlang der Schlei, am Ringkanal und Randgraben, am Schönberger 
Strand, an den Binnenseen bei Hohwacht und entlang der Unterläufe von Kremper 
Au, Aalbek und Trave. 

Die Ergebnisse der vorläufigen Bewertung des Hochwasserrisikos in der FGE Schlei-
Trave nach Art. 4 und 5 sind in Anhang 2 zusammengefasst und als 
Übersichtskarten in Anlage 1 und 2 enthalten. Die vollständigen Ergebnisse für SH 
können unter www.hwrl.schleswig-holstein.de abgerufen werden.  

http://www.hwrl.schleswig-holstein.de/
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Der Bericht zur vorläufigen Hochwasserrisikobewertung in MV ist unter 

www.lung.mv‐regierung.de/dateien/hwrrisiko_endbericht_hwrm_rl_mv.pdf verfügbar.  

 

4 Beschreibung der Hochwassergefahr und des Hochwasserrisikos 

4.1 Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten 

Für die Gebiete mit potenziell signifikantem Hochwasserrisiko gemäß Art. 5 HWRL  
(§ 73 WHG) waren Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten nach 
Art. 6 HWRL (§ 74 WHG) zu erstellen.  

Die Hochwassergefahrenkarten stellen für alle festgelegten Szenarien die 
Gefährdung durch ein Hochwasserereignis durch Flusshochwasser und 
Küstenhochwasser als Zusammenwirken von Eintrittswahrscheinlichkeit und 
Intensität dar.  
Die Darstellung beinhaltet die räumliche Ausdehnung der Überflutung und die 
Wassertiefe durch eine Verschneidung mit dem digitalen Geländemodell (Schleswig-
Holsteins DGM1 bzw. digitales Geländemodell "Küstengefährdung Mecklenburg- 
Vorpommern").  

Die Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten für Küstenhochwasser 
und Flusshochwasser in SH stehen als interaktive Kartenanwendung unter 
www.hochwasserkarten.schleswig-holstein.de zur Verfügung. Über eine tabellarische 
Zuordnung werden darin u.a. die APSFR-Code (Art. 5) direkt auf die Risikogebiete 
verlinkt. Darüber hinaus können die zugehörigen Berichte unter www.hwrl.schleswig-
holstein.de eingesehen werden.  

Die Karten für MV können über das Internetangebot des Landesamtes für Umwelt, 

Naturschutz und Geologie Mecklenburg‐Vorpommern im PDF‐Format geöffnet und 
heruntergeladen werden. 

http://www.lung.mv‐regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanage
mentrichtlinie/hwr_hochwassergefahrenkarten.htm  

Alternativ stehen die Hochwassergefahren‐ und Hochwasserrisikokarten als 

Web‐Dienst unter 
https://www.umweltkarten.mv‐regierung.de/atlas/script/index.php?nutzer=p3HWRMR
L zur Verfügung. Die Themen können dabei zudem als Web Map Service (WMS) in 
Geographische Informationssysteme eingebunden werden. Die URL des WMS 

lautet: http://www.umweltkarten.mv‐regierung.de/script/mv_a3_hwrmrl_wms.php  

 

Hochwassergefahrenkarten für Flusshochwasser  

Zur Ermittlung des Ausmaßes von Überflutungen sowie der zu erwartenden 
Wassertiefen/Wasserständen wurden für die oberirdischen Gewässer in der FGE 
Schlei/Trave die folgenden Hochwasserszenarien festgelegt (Art. 6 Abs. 3 HWRL):  

a) Flusshochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit:  

Wiederkehrintervall 200 Jahre (HQ200) für die oberirdischen Gewässer unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Hochwasserabwehrinfrastruktur-
einrichtungen,   

http://www.lung.mv‐regierung.de/dateien/hwrrisiko_endbericht_hwrm_rl_mv.pdf
http://www.hochwasserkarten.schleswig-holstein.de/
http://www.hwrl.schleswig-holstein.de/
http://www.hwrl.schleswig-holstein.de/
http://www.lung.mv‐regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwassergefahrenkarten.htm
http://www.lung.mv‐regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwassergefahrenkarten.htm
https://www.umweltkarten.mv‐regierung.de/atlas/script/index.php?nutzer=p3HWRMRL
https://www.umweltkarten.mv‐regierung.de/atlas/script/index.php?nutzer=p3HWRMRL
http://www.umweltkarten.mv‐regierung.de/script/mv_a3_hwrmrl_wms.php
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b) Flusshochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit:  

Wiederkehrintervall 100 Jahre (HQ100) für die oberirdischen Gewässer unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Hochwasserabwehrinfrastruktur-
einrichtungen und  

c) Flusshochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit:  

Wiederkehrintervall 10 Jahre (HQ10).  

Als Ergebnis des deutschen Abstimmungsprozesses wurde für das Szenario a) ein 
Ereignis gewählt, das deutlich seltener als einmal in 100 Jahren auftritt und auf 
Grundlage der zur Verfügung stehenden Daten und statistischen Auswerteverfahren 
hinreichend genau bestimmbar ist. Das gewählte Ereignis mit einem statistischen 
Wiederkehrintervall von 200 Jahren weist i. d. R. eine deutlich geringere 
Eintrittswahrscheinlichkeit auf, als das für die funktionelle und konstruktive 
Bemessung von Hochwasserabwehrinfrastruktureinrichtungen zugrunde liegende 
Ereignis mit einem statistischen Wiederkehrintervall von 100 Jahren. Vorhandene 
Hochwasserabwehrinfrastruktureinrichtungen könnten somit nur noch eingeschränkt 
wirksam sein. Szenario b) wurde auf Grundlage der in den Ländern abgestimmten 
LAWA-Empfehlungen, in Übereinstimmung mit Art. 6 Abs. 3 Buchstabe b) HWRL 
(Untergrenze) und der bundesrechtlichen Festlegung zur Ausweisung von 
Überschwemmungsgebieten (§ 76 Abs. 2 Punkt 1 WHG) festgelegt. In Bereichen der 
FGE Schlei/Trave, in denen auch bei häufigen Hochwasserereignissen signifikante 
Auswirkungen zu erwarten sind, wurde Szenario c) in Übereinstimmung mit den 
LAWA-Empfehlungen festgelegt.  

Dem entsprechend dient das HQ200 zur Abgrenzung der Risikogebiete mit oder ohne 
Hochwasserschutzanlagen, in denen für ein HQ100 die Abgrenzung und Festsetzung 
von Überschwemmungsgebieten zu prüfen ist. Die Darstellung des Szenarios eines 
Hochwassers hoher Wahrscheinlichkeit (HQ10) erfolgt in den durch HW-
Schutzanlagen geschützten Gebieten nicht, da die Auswirkungen dieser Ereignisse 
in diesen Gebieten weder fachliche noch rechtliche Konsequenzen haben. Bei der 
Umsetzung des Art. 6 der HWRL wird hinter den HW-Schutzanlagen davon 
ausgegangen, dass bei statistischen Ereignissen mit einem Wiederkehrintervall von 
100 und 200 Jahren ein Restrisiko besteht. 

Da für die Hochwassergefahrenkarten aktuelle hydrologische Statistiken genutzt 
werden, ist der bis heute wirksam gewordene Einfluss der Klimaänderung 
grundsätzlich in den Daten enthalten. Zukünftige Trends werden jeweils bei der 
Fortschreibung der Karten berücksichtigt.  

 

In den Darstellungen der HWGK für Flusshochwasser (siehe Abb. 6) wurde dabei 
unterschieden zwischen  

o Gebieten ohne technischen Hochwasserschutz (HQ10, HQ100 bzw. HQ200) in 
einer blauen Farbskala 

o geschützten Gebieten, d.h. Gebiete hinter ausreichend bemessenen 
technischen Hochwasserschutzanlagen mit Binnenhochwasserschutzfunktion 
(HQ100 bzw. HQ200 unter Annahme eines definierten fiktiven Bruchs der 
Deiche oder sonstigen Hochwasserschutzanlagen) in einer gelb-roten 
Farbskala 
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o geschützten Gebieten beim Versagen (nicht ausreichend bemessenen) 
Deichen oder sonstigen Hochwasserschutzanlagen (HQ100 bzw. HQ200) in 
einer blauen Farbskala und zusätzlicher flächenhaft gelber Schraffur. 

 

Abb. 6: Beispiel der HWGK für Flusshochwasser 

 

Hochwasserereignisse durch steigendes Grundwasser sind in SH insofern nicht 
relevant, da diese nachweislich zu keinen signifikant nachteiligen Folgen führen 
würden. Um aber auf mögliche Wechselwirkungen zwischen Oberflächengewässer 
und Grundwasser in Ufernähe hinzuweisen, wurden mögliche Auswirkungen bei 
steigendem Grundwasser pauschal bis zu ca. 500 m beidseitig des Fließgewässers 
mit abgebildet.  

Diese Zusammenhänge, die durch steigendes Grundwasser entstehen könnten, 
werden gesondert als „Senken ohne Verbindung zum Fließgewässer“ durch 
Ausspiegelung der Wasserstände aus den Fließgewässern vereinfacht in den Karten 
dargestellt. 

Auswertungen zu den Abflusswerten mit dazugehörigen Wasserständen für die 
Szenarien des Flusshochwassers sind tabellarisch aufgearbeitet in Anhang 3 
enthalten. Dazugehörige Karten für die Risikogebiete mit Angaben zum HQ100 sind 
unter www.hwrl.schleswig-holstein.de eingestellt. 

 

Hochwassergefahrenkarten für Küstenhochwasser  

Gemäß § 64 des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein sind Landesschutz-
deiche die Deiche mit der höchsten Schutzwirkung in der FGE Schlei/Trave. Daher 
gelten die dort landseitig gelegenen Flächen als ausreichend geschützt. In den durch 
Landesschutzdeiche geschützten Bereichen wurde dementsprechend die Erstellung 
von Hochwassergefahren- und -risikokarten auf das in Art. 6 Abs. 3 Buchstabe a 
genannte Szenario beschränkt. In allen übrigen Gebieten besteht kein ausreichender 
Schutz vor Überflutungen.  

Für die Küstengebiete in der FGE Schlei/Trave wurden entsprechend folgende 
Szenarien definiert:  

http://www.hwrl.schleswig-holstein.de/
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 ein Extremszenario in den durch Landesschutzdeiche ausreichend geschützten 
Gebieten mit einem regionsspezifisch ermittelten Wasserstand mit 200-jährigem 
Wiederkehrintervall einschließlich eines definierten Deichbruches (HW200 extem) 

 drei Hochwasserszenarien in allen anderen nicht ausreichend geschützten 
Gebieten  

a) Küstenhochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit mit einem 
Bauwerksversagen bei einem regionsspezifisch ermittelten Wasserstand mit 
200-jährigem Wiederkehrintervall (HW200),  

b) Küstenhochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit mit einem 
Bauwerksversagen bei einem regionsspezifisch ermittelten Wasserstand mit 
100-jährigem Wiederkehrintervall (HW100) und  

c) Küstenhochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit ohne ein Bauwerksversagen 
bei einem regionsspezifisch ermittelten Wasserstand mit 20-jährigem 
Wiederkehrintervall (HW20).  

In den durch Landesschutzdeiche ausreichend geschützten Niederungen wurde der 
Wasserstand deterministisch mit Hilfe von Füllungsberechnungen unter Annahme 
eines definierten Brechens der Landesschutzdeiche (punktuelles Versagen) ermittelt. 
Dieses Szenario umfasst somit das potenzielle Versagen von Landesschutzdeichen 
für den Fall einer Überschreitung des Bemessungsereignisses, um die potenziell 
betroffene Bevölkerung darüber zu informieren, dass auch ein Versagen von 
Landesschutzdeichen möglich ist. In den nicht ausreichend durch Landesschutz-
deiche geschützten Gebieten wurde generell ein linienhaftes Versagen der eventuell 
vorhandenen Hochwasserinfrastruktur, mit Ausnahme bei der Betrachtung des 
Ereignisses mit hoher Wahrscheinlichkeit, angenommen und der jeweilige statistisch 
ermittelte und regionalisierte Hochwasserstand ausgespiegelt. 

Nachfolgend ist beispielhaft für die Darstellung des Küstenhochwassers in den 
HWGK abgebildet. 

 

Abb. 7: Beispiel der HWGK für Küstenhochwasser 
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Hochwasserrisikokarten 

Hochwasserrisikokarten werden auf der Grundlage der Hochwassergefahrenkarten 
für die gleichen Hochwasserszenarien und Gebiete des Fluss- und Küsten-
hochwassers erstellt. In ihnen werden die hochwasserbedingten nachteiligen 
Auswirkungen (Signifikanzkriterien) dargestellt. Gemäß Art. 6 Abs. 5 HWRL sind 
folgende Ergebnisse dargestellt: 

a) Anzahl der potenziell betroffenen Einwohner, 

b) Art der wirtschaftlichen Tätigkeiten, 

c) Umwelt, 

- Anlagen gemäß IED-Richtlinie 

- Natura 2000 -Gebiete 

- Badegewässer 

d) UNESCO-Weltkulturerbestätten, 

e) weitere Kriterien 

- Hochwasserabwehrinfrastruktur  

- Überschwemmungsgebiete 

Die zur Bewertung und Darstellung in den HWRK zugrunde gelegten 
Bewertungskriterien sind in der in Kapitel 2.2 beschriebenen Methodik angegeben. 

Abb. 8 zeigt die Legende der HWRK für Fluss- und Küstenhochwasser, wobei die 
Überschwemmungsgebiete per LVO nur für das Flusshochwasser relevant sind. Die 
Hochwasserabwehrinfrastruktur entspricht jeweils den Darstellungen in den HWGK. 

 

Abb. 8: Beispiel der HWRK für Fluss- und Küstenhochwasser 
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4.2 Ergebnisse aus den Hochwassergefahrenkarten 

Flusshochwasser 

Betrachtet man die gesamte FGE in SH mit einer Fläche von ca. 5.308 km², so stellt 
man fest, dass die vom Hochwasser betroffene Länge des reduzierten 
Gewässernetzes von ca. 2.011 km lediglich 150,4 km beträgt, was einem Anteil von 
ca. 7,5 % entspricht. Bewertet man die flächige Ausdehnung des Hochwassers, so 
kommt man zum Ergebnis, dass bei einem HQ10 21,4 km² vom Hochwasser betroffen 
sind. Bei einem HQ100 steigt der Anteil um 71% auf 36,5 km². Bei einem HQ200 
könnte der Wert dann auf max. 38,2 km² ansteigen, was lediglich 0,7 % der 
gesamten Fläche der FGE bedeuten würde. 

Den Schwerpunkt der Betroffenheit bildet hier die Planungseinheit Kossau/ 
Oldenburger Graben mit einem betroffenen reduzierten Gewässernetz von 72,4 km 
Länge und einer betroffenen Fläche von 13,7 km² bei HQ10, 25,4 km² bei HQ100 und 
26,8 km² bei HQ200. Das größte Risiko konzentriert sich dabei auf das 
Bearbeitungsgebiet Wagrien-Fehmarn, hier ist das Einzugsgebiet des Oldenburger 
Grabens von prägender Bedeutung. 

Die betroffenen Gewässerlängen sowie die betroffenen Flächen für die einzelnen 
Risikogebiete sind in Anhang 4 Tab. 1 dargestellt. In Anhang 4 Tab. 2 erfolgt eine 
Aufteilung der von einem Flusshochwasser betroffenen Flächen in geschützte und 
ungeschützte Gebiete für die betrachteten Szenerien je Risikogebiet. 

Betrachtet man die Hochwasserereignisse mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (HQ100) 
und mit niedriger Wahrscheinlichkeit (HQ200), so ist der Anteil geschützter Gebiete 
mit rd. 30 % wesentlich niedriger als der der ungeschützten Gebiete. Die Zahlen 
zeigen, dass bei einem HQ200 11,8 km² geschützt und 26,4 km² ungeschützt sind. 

 

Küstenhochwasser 

In der Umsetzung des Art. 5 der HWRL wurden in Schleswig-Holstein insgesamt 
3.938 km² Küstenniederungen als potenziell signifikante Küstenrisikogebiete 
ausgewiesen. Von diesen Risikogebieten gelten die durch Landesschutzdeiche 
geschützten Gebiete als „ausreichend geschützt“, da die Wahrscheinlichkeit einer 
Meerwasserüberflutung in diesen Gebieten bei (deutlich) weniger als 0,5% pro Jahr 
liegt. Entsprechend sind über 90% der potenziell signifikanten Küstenrisikogebiete 
ausreichend vor Küstenhochwassern geschützt. In den übrigen Küstenniederungen 
liegt die Wahrscheinlichkeit einer Überflutung überwiegend höher, weshalb hier 
zusätzliche Maßnahmen zur Reduzierung der Schäden im Falle eines Versagens der 
Hochwasserschutzanlagen angebracht sind.  

In der FGE Schlei/Trave wurde für die Hochwasserereignisse durch Küsten-
hochwasser mit hoher (HW20), mittlerer (HW100) und niedriger Wahrscheinlichkeit 
(HW200) eine Fläche von jeweils 75 / 154 sowie 254 km² ermittelt. 

 

4.3 Ergebnisse aus den Hochwasserrisikokarten 

4.3.1 Menschliche Gesundheit  

Risiken für das Schutzgut Menschliche Gesundheit bestehen überall dort, wo 
Siedlungsflächen durch Hochwasserereignisse betroffen sind. Maßgeblich für die 
Ausprägung des Risikos sind die Häufigkeit der Überflutung und die 
Überflutungstiefe. Die Überflutungstiefe hat Auswirkungen insbesondere für die 
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Katastrophenschutzplanung, da je nach Überflutungstiefe ein Eigenschutz der 
betroffenen Personen nicht mehr möglich ist. 

 

Flusshochwasser  

In der gesamten FGE Schlei/Trave sind bei einem Hochwasser mit niedriger 
Wahrscheinlichkeit (HQ200) 1.147 Einwohner betroffen.  

Die größte Gefahr für die menschliche Gesundheit in der FGE Schlei/Trave tritt im 
Risikogebiet der Unteren Trave auf. Bei einem Hochwasserereignis mit niedriger 
Wahrscheinlichkeit (HQ200) steigt dort die Anzahl der betroffenen Personen bis auf 
579 an. 

Während im Risikogebiet Wagrien-Fehmarn der PE Kossau/Oldenburger Graben bei 
einem HQ200 noch bis zu 278 Personen betroffen sind, bewegt sich die Gefahr für die 
Einwohner der übrigen Risikogebiete auf einem deutlich geringeren Niveau. 

Die betroffenen Einwohner werden in Anhang 4 Tab. 4 näher betrachtet. 

 

Küstenhochwasser 

Es wurden für das Ereignis mit niedriger Wahrscheinlichkeit (HW200/Extremereignis)  
etwa 18.685 Einwohner innerhalb der FGE Schlei/Trave ermittelt (siehe Anhang 4 
Tab. 5). Weitere Einzelheiten zu den Einwohnerermittlungen sind den 
Projektergebnissen zu Art. 6 zu entnehmen. 

 

Abb. 9: Betroffene Einwohner bei Eintritt HW200 / Extremereignis im Einzugsgebiet der FGE 
Schlei/Trave 
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4.3.2 Umwelt  

Für das Schutzgut Umwelt sind zwei Wirkungsrichtungen im Hinblick auf 
Hochwasserrisiken zu betrachten. 

Eine Gefährdung der Umwelt kann durch den Austritt wassergefährdender Stoffe 
insbesondere aus Anlagen gemäß IED-Richtlinie entstehen. Eine Einschätzung über 
das Ausmaß der Gefährdung bei Hochwasser obliegt jeweils den Fachbehörden.  

Hochwasserereignisse könnten für Umweltgüter in sensiblen Bereichen auch 
nachteilige Folgen haben. Entsprechend der Umsetzung der HWRL in SH werden 
hier die Natura 2000-Gebiete sowie Badegewässer nach EG-Badegewässer-RL in 
die Betrachtung einbezogen. Bei Badegewässern ist jeweils einzuschätzen, inwiefern 
nach einem Hochwasserereignis die Gewässerqualität noch den Vorgaben entspricht 
oder ob ein zeitlich begrenztes Badeverbot erforderlich ist. Für Natura 2000-Gebiete 
müssen die Fachbehörden differenziert einschätzen, ob es im Überflutungsfall zu 
irreversiblen Schäden bei zu schützenden Arten kommen kann. 

 

Flusshochwasser 

Die Auswertung hat ergeben, dass in der FGE Schlei/Trave durch ein 
Flusshochwasser weder IED-Anlagen noch Badestellen betroffen sind.  

Nachteilige Auswirkungen ergeben sich demnach nur in den vorhandenen Natura 
2000-Gebieten (FFH Gebiete und Vogelschutzgebiete). Hauptsächlich betroffen ist 
bei einem Hochwasser mit hoher, mittlerer und niedriger Wahrscheinlichkeit (HQ10, 
HQ100, HQ200) jeweils das Risikogebiet Wagrien-Fehmarn in der PE Kossau/ 
Oldenburger Graben. 

In Anhang 4 Tab. 6 sind neben den Anlagen der IED Richtlinie und den Badestellen 
die betroffenen Natura 2000-Gebiete bei den verschiedenen Szenarien aufgelistet.  

 

Küstenhochwasser 

Potenziell sind Natura 2000-Gebiete sowie IED-Anlagen betroffen (siehe Anhang 4 
Tab. 7). Es wurde innerhalb der FGE Schlei/Trave eine IED-Anlage für das 
Hochwasserereignis mit hoher Wahrscheinlichkeit (HW20) sowie für das Ereignis mit 
mittlerer Wahrscheinlichkeit (HW100) bestimmt. Bei Eintritt des Ereignisses mit 
niedriger Wahrscheinlichkeit/Extremereignis (HW200extrem) wurden insgesamt 7 IED-
Anlagen ermittelt. 

Der Anteil der Betroffenheit der Natura 2000-Flächen an dem ermittelten Risikogebiet 
stellt sich bei den einzelnen Ereignissen wie folgt dar: 

     SH   MV 

 HW20     51,7 %  87 % 

 HW100    43,0%   65 % 

 HW200 / HW200extrem  35,9 %.   57 % 

Dies ist dem Umstand geschuldet, dass die Vorländer insgesamt zum Natura 2000-
Verbund gehören und diese den Hauptanteil der ermittelten Gefahrengebiete für das 
Ereignis mit hoher Eintrittswahrscheinlichkeit (HW20) stellen. 
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4.3.3 Wirtschaftliche Tätigkeit  

Die Risikoeinschätzung für das Schutzgut Wirtschaftliche Tätigkeit erfolgt 
insbesondere durch den Anteil betroffener bebauter Gebiete und gefährdeter 
Infrastruktureinrichtungen. 

Für die Risikoeinschätzung ist insbesondere wichtig, ob sich auf den betroffenen 
Flächen Gebäude befinden, in denen sich meistens die Schadenspotenziale 
konzentrieren. Für die Definition als Risikobereich und die Zuordnung von 
entsprechenden Maßnahmen ist weiterhin die Häufigkeit einer möglichen Überflutung 
zu berücksichtigen. 

 

Flusshochwasser 

In der FGE Schlei/Trave liegt der Schwerpunkt der Betroffenheit bei den 
landwirtschaftlichen Flächen (siehe Anhang 4 Tab. 8). Bei einem Hochwasser mit 
hoher Wahrscheinlichkeit (HQ10) sind rd. 15 km2 landwirtschaftliche Flächen 
betroffen, bei einem HQ100 rd. 25 km2 und bei einem HQ200 rd. 27 km2. Dies 
entspricht jeweils einem prozentualen Anteil an der gesamten betroffenen Fläche von 
rd. 70%. 

Verkehrsflächen sind durch Hochwasser am zweithäufigsten betroffen. Hier bewegt 
sich der Anteil zur beim jeweiligen Hochwasserereignis betroffenen Fläche zwischen 
1,6% beim HQ10 und 1,8% beim HQ100 bzw. 1,9% beim HQ200. Siedlungsflächen sind 
beim Hochwasser mit geringer Wahrscheinlichkeit (HQ200) mit maximal 0,7% 
betroffen. 

 

Küstenhochwasser 

Als Schutzgüter aus dem Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeit sind bei Eintritt des 
HW200extrem Siedlungsflächen, Industrie- und Gewerbeflächen, Verkehrsflächen sowie 
landwirtschaftliche Flächen betroffen (siehe Anhang 4 Tab. 9). Flächenanteilig 
nehmen die landwirtschaftlichen Flächen in jedem Szenario den weitaus größten 
Anteil bei Betrachtung der ausgewählten Nutzungsformen ein. Für das 
Extremszenario wurden in SH 66,3 % und in MV 82 % der ermittelten 
Gefahrengebiete als landwirtschaftliche Fläche bewertet, gefolgt von 3,4 % der 
Flächen bei einem Ereignis mittlerer Wahrscheinlichkeit, die als Verkehrsfläche in SH 
sowie 4 % als Siedlungsfläche in MV bewertet wurden. 

 

4.3.4 Kulturerbe 

Flusshochwasser  

In der FGE Schlei/Trave in Schleswig-Holstein befindet sich die Lübecker Altstadt als 
UNESCO-Weltkulturerbestätte. Bei einem Binnenhochwasser hoher, mittlerer oder 
niedriger Wahrscheinlichkeit ist die Lübecker Altstadt nicht betroffen. 

 

Küstenhochwasser 

Die Lübecker Altstadt, UNESCO-Welterbe, ist gemäß den Ergebnissen des Art. 6 bei 
Eintritt der Szenarien HW20, HW100 und HW200 einer teilweisen Überflutung 

http://de.wikipedia.org/wiki/UNESCO-Welterbe
http://de.wikipedia.org/wiki/UNESCO-Welterbe
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ausgesetzt. Die UNESCO-Weltkulturerbestätten haben für den Anteil 

Mecklenburg‐Vorpommerns an der FGE Schlei/Trave keine Relevanz. 

 

4.3.5 Weitere Kriterien 

Flusshochwasser  

Als weiteres Kriterium zum Hochwasserrisiko wurden die an den Gewässern bereits 
vorhandenen Überschwemmungsgebiete ausgewertet (siehe Anhang 4 Tab. 10). 

Am 07.11.1977 wurde gemäß Landesverordnung ein Überschwemmungsgebiet im 
Unterlauf der Trave bis hin zur Stadt Bad Oldesloe festgelegt, das einzige auf einer 
Länge von 23,8 km per LVO festgesetzte ÜSG in der FGE. Das bestehende 
Überschwemmungsgebiet wurde im Jahre 2013 überprüft. Die Ergebnisse dieser 
Überprüfung bestätigen das Überschwemmungsgebiet aus dem Jahre 1977. 

Bereits im Jahre 2011 erfolgte für die Schwartau die Überprüfung der Festsetzung 
eines neuen ÜSG. Die Notwendigkeit einer Neufestsetzung hat sich nicht ergeben.  

In der FGE Schlei/Trave sind von den mit Hochwasserrisiko identifizierten 
Gewässerlängen von 150,4 km bereits zu 52,6 % mit gesetzlichen 
Überschwemmungsgebieten belegt. Von den insgesamt 74,6 km langen 
Überschwemmungsgebieten sind 23,8 km durch Landesverordnung und 55,2 km per 
Legaldefinition (bedeichte Gewässer) des Wassergesetzes des Landes SH 
gesichert.  

Die betroffenen Gewässer in der Planungseinheit Schlei sind zu knapp 35 % durch 
Überschwemmungsgebiete per Legaldefinition abgedeckt, während die betroffenen 
Gewässer in der Planungseinheit Schwentine zu knapp 30 % durch 
Überschwemmungsgebiete belegt sind. In der Planungseinheit Kossau/Oldenburger 
Graben befinden sich 60% der Risikogewässer im ÜSG. In der Planungseinheit 
Trave gibt es mit den Risikogebieten Mittlere Trave (ÜSG per LVO) und Schwartau 
zwei nahezu komplett durch Überschwemmungsgebiete abgedeckte Risikogebiete.  

 

4.4 Schlussfolgerungen aus den Hochwassergefahren- und -risikokarten  

Ausgangspunkt der Hochwasserrisikomanagementplanung sind die aus den 
Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten ableitbaren Schlussfolgerungen 
für mögliche Maßnahmen.  

Die Erarbeitung und Veröffentlichung der Hochwassergefahren- und -risikokarten 
liefert einen wesentlichen Beitrag zur Schaffung bzw. Stärkung des öffentlichen 
Bewusstseins für Hochwasserrisiken.  

Hierauf aufbauend können die am Hochwasserrisikomanagement auf 
unterschiedlichen Ebenen beteiligten Akteure die jeweils für ihren Aufgaben- und 
Verantwortungsbereich relevanten Maßnahmen zur Vorsorge ableiten. Die Vielzahl 
der Akteure (siehe Kap. 8) und ihrer Aktivitäten lässt eine vollständige Aufnahme und 
Dokumentation in den Hochwasserrisikomanagementplan nicht zu.  

Gemäß Anforderungen der EU-KOM sind die HWRM-PL auf Ebene der FGE oder 
anderer Bewirtschaftungseinheiten zu koordinieren. Vor diesem Hintergrund erfolgte 
die Auswertung der HWGK und HWRK auch unter Betrachtung der lokalen und 
regionalen Besonderheiten. Im Abgleich mit dem Geltungsbereich der WRRL sind 
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folgende Gebietskulissen dargestellt: FGE, Planungseinheit, Bearbeitungsgebiete 
und Risikogebiete der HWRL (= Bearbeitungsgebiete WRRL / HWRL). 

Einige Bereiche, die in MV in der vorläufigen Bewertung des Hochwasserrisikos 2011 
als Gebiete mit potenziell signifikanten Hochwasserrisiko ermittelt wurden sind nach 
einer erneuten Bewertung des Flusshochwassers im Zuge der Umsetzung Art. 6 
entfallen und daher nicht Inhalt der weiteren Bearbeitung und Auswertung in diesem 
HWRM-Plan. Dies betrifft für die Planungseinheit Stepenitz in MV einen 
Gewässerabschnitt an der Maurine. 

Als Grundlage für die Maßnahmenplanung wurde ermittelt, wo Risiken anhand der 
Signifikanzkriterien, welche nachfolgend den definierten Schutzgütern entsprechen, 
vorliegen bzw. in welchen Gebieten ein Handlungsbedarf besteht. 

Der HWRM-Plan enthält idealtypische Maßnahmen zur Erreichung der 
angemessenen Ziele für das Hochwasserrisikomanagement in den Risikogebieten. 
Er ist einer Strategischen Umweltprüfung (SUP) unterzogen worden (siehe Kap. 6.4). 
Im Rahmen der SUP sind Umweltberichte erarbeitet worden, in denen die 
rahmensetzenden Aussagen zur Bewertung der Umweltfolgen und zu beachtende 
Aspekte darzulegen waren.  

Daher wurden die bisher bewerteten Signifikanzkriterien (Rezeptoren) den in  
§ 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG genannten Schutzgütern zugeordnet. 

 

5 Hochwasserrisikomanagement 

5.1 Ziele und Aspekte des Hochwasserrisikomanagements 

Entsprechend den Anforderungen der HWRL und des WHG werden in den HWRM –
Plänen angemessene Ziele festgelegt, wobei der Schwerpunkt auf der Verringerung 
potenziell hochwasserbedingter nachteiliger Folgen auf die menschliche Gesundheit, 
die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten und, sofern angebracht, 
auf nicht-bauliche Maßnahmen der Hochwasservorsorge und / oder einer 
Verminderung der Hochwasserwahrscheinlichkeit liegt (Art. 7 HWRL und § 75 WHG). 

Die folgenden vier grundlegenden Ziele für das Hochwasserrisikomanagement sind 
gemäß LAWA („Empfehlungen zur Aufstellung von Hochwasserrisikomanagement-
plänen“, September 2013) anzustreben: 

 Vermeidung neuer Risiken (im Vorfeld eines Hochwassers) im 
Hochwasserrisikogebiet  

 Reduktion bestehender Risiken (im Vorfeld eines Hochwassers) im 
Hochwasserrisikogebiet  

 Reduktion nachteiliger Folgen während eines Hochwassers  

 Reduktion nachteiliger Folgen nach einem Hochwasser  

Ausgehend von diesen grundlegenden Zielen folgt eine weitere Konkretisierung hin 
zu den angemessenen Zielen gemäß dem Subsidiaritätsprinzip auf den nachfolgend 
genannten Ebenen: 

 Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen 

 Umsetzung fachpolitisch-strategischer Zielsetzungen 

 Berücksichtigung der Interessen regional zuständiger Akteure  
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Gesetzliche Anforderungen sind zum Beispiel: 

- Festsetzung von Überschwemmungsgebieten innerhalb der 
Risikogebiete nach § 76 Abs. 2 WHG. 

- Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für den 
vorbeugenden Hochwasserschutz auf Grundlage der 
Raumordnungsgesetze des Bundes und der Länder.  

- Nach § 5 des BauGB sollen kommunale Planungsträger die in den 
Hochwassergefahren- und –risikokarten dargestellten Risikogebiete in 
ihre Planwerke übernehmen.  

- Sicherstellung der örtlichen Gefahrenabwehr und des 
Katastrophenschutzes entsprechend der Katastrophenschutzgesetze. 

- Vorhaltung und ständige Fortentwicklung der Hochwasservorhersage- 
und -warndienste auf Basis der rechtlichen Vorgaben des Bundes und 
der Länder. 

- Gewährleistung der ordnungsgemäßen Unterhaltung von 
Hochwasserschutzanlagen und Gewässern entsprechend der 
rechtlichen Vorgaben des Bundes und der Länder. 

- Erfüllung der Betreiberpflichten, die sich unter anderem aus der VAwS, 
dem BImSchG, TRAS 310 und dem Atomgesetz ergeben. 

- Nach § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person verpflichtet, im Rahmen des ihr 
Möglichen und Zumutbaren geeignete Vorsorgemaßnahmen zum 
Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zu Schadensminderung 
zu treffen. 

 

Fachpolitisch-strategische Zielsetzungen ergeben sich unter anderem aus den 
Beschlüssen der Sonder-Umweltministerkonferenz vom 02.09.2013 sowie aus der 
Elbministerkonferenz vom 05.12.2013 in Folge der Binnenhochwasserereignisse 
Mai/ Juni 2013: 

- Notwendigkeit, dem Hochwasserschutz Priorität bei der 
Flächennutzung einzuräumen. 

- Einrichtung zusätzlicher Rückhalteräume unter folgender Prämissen: 

 Überschwemmungsgebiete müssen durch ein langfristiges 
Flächenmanagement auch künftig in ihrer Funktion erhalten 
werden.  

 Flussräume sollen ausgeweitet werden. Dabei bietet 
insbesondere die Rückverlegung von Deichen erhebliche 
Synergiepotenziale mit Zielen des Naturschutzes. Noch 
wirksamer für den Hochwasserschutz sind steuerbare Flutpolder 
zur gezielten Kappung von Hochwasserscheiteln. 

 Retentionsmöglichkeiten sind auch in vom Hochwasser selbst 
weniger bedrohten, geeigneten Flächen in den Einzugsgebieten 
der Mittel- und Oberläufe zu schaffen („Rückhalt in der Fläche“). 
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 Landwirtschaftliche Nutzflächen müssen künftig stärker zur 
Retention und als Flutpolder einbezogen und die 
Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft gestärkt werden.  

 Dem Hochwasserrisiko ist insbesondere auch durch Minderung 
der Schadenspotenziale in den überschwemmungsgefährdeten 
Gebieten zu begegnen. Der Wiederaufbau nach großen 
Hochwasserschäden soll an neuralgischen Stellen vermieden 
werden. Auch sollten für dünn besiedelte Polderflächen 
geeignete Umsiedlungsstrategien geprüft werden.  

- Hochwasserangepassten Planen, Bauen und Sanieren als einen 
weiteren Bestandteil des präventiven Hochwasserschutzes. 

- Nutzungsaufgabe der gefährdeten Flächen wie beispielsweise eine 
Umsiedlung in letzter Konsequenz zur vollständigen Reduzierung des 
Schadenspotenzials. 

- Verbesserung des präventiven Hochwasserschutzes, insbesondere die 
Gewinnung von Rückhalteräumen mit signifikanter Wirkung auf die 
Hochwasserscheitel, und zur Beseitigung von Schwachstellen bei 
vorhandenen Hochwasserschutzmaßnahmen (Nationales 
Hochwasserschutzprogramm). 

- Entwicklung von Instrumentarien zur Stärkung von Maßnahmen der 
Eigenvorsorge (Elementarschadensversicherung).  

- Zügige Umsetzung von Hochwasserschutzmaßnahmen. 

- Konsequente Fortführung von Maßnahmen zur Rückverlegung von 
Deichen und zur Errichtung von steuerbaren Flutungspoldern, 
Talsperren und Rückhaltebecken. 

- Optimierung und Weiterentwicklung der Hochwasservorhersage 

- Überprüfung und ggf. Fortschreibung der Bemessungsgrundlagen 

- Gegebenenfalls Schaffung bautechnischer Reserven bei der 
Bemessung von Hochwasserschutzanlagen. 

Die Interessen regional zuständiger Akteure werden ergänzend durch maßnahmen-
bezogene Ziele berücksichtigt. 

 

Hieraus wurden für die FGE Elbe angemessene Ziele für die Hochwasser-
risikogebiete durch Fluss- und Küstenhochwasser (siehe Kapitel 5.2) festgelegt. 

Um die festgelegten angemessenen Ziele für das Hochwasserrisikomanagement 
erreichen zu können, werden Maßnahmen benannt (Kap. 6), die alle Aspekte des 
Hochwasserrisikomanagements berücksichtigen:  

 Vermeidung (hochwasserbedingter nachteiliger Folgen)  

 Schutz (vor Hochwasser)  

 Vorsorge (für den Hochwasserfall)  

 Regeneration und Überprüfung/Erkenntnisse  

 Sonstiges  
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Ein nachhaltiges Hochwasserrisikomanagement im Sinne der Richtlinie bezieht alle 
Phasen des HWRM-Zyklus vor, während und nach einem Hochwasserereignis ein 
(siehe Abb. 10). 

 

 

Abb. 10: HWRM-Zyklus  

 

In Anhang 5 sind für das Reporting an die EU-KOM die von der LAWA festgelegten 
Handlungsbereiche, Handlungsfelder und Maßnahmen den Aspekten und 
Maßnahmenarten der EU-Maßnahmenliste zugeordnet. 

Darüber hinaus sind die grundlegenden Ziele, die Schutzgüter des Hochwasser-
risikomanagements und deren Relevanz zur Koordinierung mit der WRRL aufgeführt. 

 

5.2 Festlegung angemessener Ziele 

Flusshochwasser  

Im Rahmen der Erstellung des Hochwasserrisikomanagementplans FGE Schlei / 
Trave wurden gebietsspezifische Betrachtungen hinsichtlich der von der LAWA 
formulierten 4 grundlegenden Ziele vorgenommen. Im folgenden Kapitel 6 sind 
Maßnahmen zur Zielerreichung benannt, die alle Phasen vor, während und nach 
einem Hochwasser beinhalten. Im Einzelnen sind dies: 

 

 Vermeidung neuer Risiken (im Vorfeld eines Hochwassers) im 
Hochwasserrisikogebiet  

In der gesamten FGE Schlei/Trave zentrieren sich die Ziele auf den Schwerpunkt der 
Flächenvorsorge und der Bauvorsorge. Neben der Festlegung von Vorrang- und 
Vorbehaltsgebieten in den Regionalplänen ist auch die Anpassung der 
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Bauleitplanung in den Risikogebieten von zentraler Bedeutung. Das festgesetzte 
Überschwemmungsgebiet Trave steht in der FGE Schlei / Trave im Vordergrund. Für 
die Themen hochwasserangepasstes Bauen oder Objektschutz sollte die 
Öffentlichkeit sensibilisiert werden. Die Beachtung solcher Empfehlungen wird dann 
jedem Einzelnen überlassen bleiben.  

 

 Reduktion bestehender Risiken (im Vorfeld eines Hochwassers) im 
Hochwasserrisikogebiet  

Der Schwerpunkt bei der Reduktion von Risiken sollte in der natürlichen Rückhaltung 
des Wassers in der Fläche liegen, z.B. in der Aktivierung von Gewässerauen. Der 
Bau von technischen Hochwasserschutzeinrichtungen im Binnenland, wie Deiche, 
Dämme oder Rückhaltebecken, spielt in der FGE Schlei/Trave keine bedeutende 
Rolle. 

 

 Reduktion nachteiliger Folgen während eines Hochwassers  

In einem Hochwasserfall ist die allgemeine Information der Bevölkerung als wichtiges 
Ziel anzusehen. Hier sind entsprechende Hochwasservorhersagen den betroffenen 
Menschen zugänglich zu machen und auf ihre Eignung zu überprüfen. Grundlage 
hierfür bildet in Schleswig-Holstein das Hochwasser-und Sturmflut-
Informationssystem (HSI). Auch die vorhandenen Alarm- und Rettungspläne der 
Katastrophenschutzeinrichtungen sollten einer Überprüfung unterzogen werden.   

 

 Reduktion nachteiliger Folgen nach einem Hochwasser  

Eine Festlegung von Maßnahmen zur Folgenbewältigung ist aus den Erkenntnissen 
der bisherigen bedeutenden Hochwasserereignisse und in Vorausschau zukünftig zu 
erwartender Hochwasserereignisse zurzeit nicht gegeben.  

 

Küstenhochwasser 

Im „Generalplan Küstenschutz des Landes Schleswig-Holstein – Fortschreibung 
2012“ (GPK 2012)1 sowie im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (LEP 
2010) sind Ziele und Grundsätze der Landesregierung zum Schutz der schleswig-
holsteinischen Küstenbevölkerung vor Sturmfluten festgelegt. Diese ordnen sich 
folgenderweise den grundlegenden Zielen des Hochwasserrisikomanagements 
gemäß LAWA-Empfehlung zu. 

 

 Vermeidung neuer Risiken (im Vorfeld eines Hochwassers) im 
Hochwasserrisikogebiet  

Im LEP 2010 wird als Grundsatz festgehalten, dass Siedlungen in küstenhoch-
wassergefährdeten Gebieten nur bei ausreichend vorhandenen Schutzvorkehrungen 

                                                 
1
 In MV gibt es ebenfalls eine analoge langfristige Küstenschutzstrategie, deren Umsetzung den 

Schutz von im Zusammenhang bebauter Gebiete nach Landeswassergesetz sicherstellt. Weitere 
Informationen dazu können unter: http://www.stalu-mv.de/cms2/StALU_prod/StALU/de/mm/ 
Themen/Kuestenschutz/Regelwerk_Kuestenschutz_M-V/index.jsp eingesehen werden. 

http://www.stalu-mv.de/cms2/StALU_prod/StALU/de/mm/Themen/Kuestenschutz/Regelwerk_Kuestenschutz_M-V/index.jsp
http://www.stalu-mv.de/cms2/StALU_prod/StALU/de/mm/Themen/Kuestenschutz/Regelwerk_Kuestenschutz_M-V/index.jsp
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weiterentwickelt werden sollen. Dort, wo Küstenschutzanlagen nicht möglich sind, 
müssen andere Sicherungsvorkehrungen getroffen werden.  

Im GPK 2012 werden diesbezüglich folgende Grundsätze formuliert. Insbesondere in 
Anbetracht eines künftig stärker steigenden Meeresspiegels sollen bauliche Anlagen 
oder andere Nutzungen in ungeschützten oder nicht ausreichend, d.h., nicht durch 
Landesschutzdeiche geschützten Niederungsgebieten grundsätzlich vermieden 
werden. Für bauliche Anlagen in hochwassergefährdeten oder nicht ausreichend 
geschützten Gebieten sollen folgende Grundsätze zur Mindesthöhe bei der 
Errichtung eingehalten werden:  

• Verkehrs- und Fluchtwege auf mind. NN + 3,00 m, 

• Räume mit Wohnnutzung auf mind. NN + 3,50 m, 

• Räume mit gewerblicher Nutzung auf mind. NN + 3,00 m, 

• Lagerung wassergefährdender Stoffe auf mind. NN + 3,50 m. 

 

 Reduktion bestehender Risiken (im Vorfeld eines Hochwassers) im 
Hochwasserrisikogebiet  

Im LEP 2010 wird als Ziel festgehalten, dass bei Planungen und Maßnahmen im 
Küstenbereich sowie in meerseitig hochwassergefährdeten Küstenniederungen die 
Belange des Küstenschutzes zu beachten sind. Notwendige Küstenschutz-
einrichtungen haben in der Abwägung mit anderen Belangen stets Vorrang. 

Im GPK 2012 werden diesbezüglich folgende Grundsätze formuliert. Menschen und 
ihre Siedlungen sowie wichtige Infrastruktureinrichtungen werden vor 
Meerwasserüberflutungen geschützt. Natur und Landschaft werden bei der 
Ausführung von Küstenschutzmaßnahmen geschont und hierzu bereits frühzeitig 
auch nach naturverträglichen Maßnahmenvarianten gesucht und diese in der 
Abwägung bevorzugt. Die erforderlichen Küstenschutzmaßnahmen werden gemäß 
den Prinzipien des Integrierten Küstenzonenmanagements (IKZM) im Sinne einer 
nachhaltigen Entwicklung durchgeführt. Die Umsetzung von anderen berechtigten 
Anforderungen an den Küstenraum wie Tourismus, Hafenwirtschaft oder 
Entwässerung wird dabei ermöglicht. Im Interesse der Zukunftsvorsorge werden 
hydromorphologische Entwicklungen sowie Klimaänderungen und ihre möglichen 
Folgen sorgfältig beobachtet und bewertet. Aus diesen allgemeinen Grundsätzen 
leiten sich keine rechtlichen Ansprüche Dritter ab. 

In Auslegung dieser Grundsätze wird im GPK 2012 als Ziel für die 433 km langen 
Landesschutzdeiche (siehe auch Kap. 1.4.5) der folgende einheitliche Schutz-
standard festgelegt. Bei einem Sturmflutwasserstand mit einer jährlichen 
Wahrscheinlichkeit von 0,005 (Wiederkehrintervall = 200 Jahre) darf die mittlere 
Wellenüberlaufrate über die Deichkrone nicht mehr als zwei Liter pro Meter und 
Sekunde betragen. Falls dieser Wert bei der etwa alle 10 Jahre durchzuführenden 
Sicherheitsüberprüfung über eine längere Strecke (> 500 m) wesentlich überschritten 
wird, ist der Deichabschnitt zu verstärken. Als Bemessungswasserstand ist der 200-
jährige Sturmflutwasserstand zzgl. eines Klimazuschlages in Höhe von 0,5 m 
zugrunde zu legen. Zusätzlich ist eine sog. Baureserve für evtl. spätere 
Verstärkungen zu berücksichtigen. Durch Klimazuschlag und Baureserve wird ein 
möglicher klimabedingter Anstieg der Sturmflutwasserstände um etwa 1,5 m 
berücksichtigt. 
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 Reduktion nachteiliger Folgen während eines Hochwassers  

Im GPK 2012 wird diesbezüglich folgendes festgehalten. Trotz hoher 
Schutzstandards der Küstenschutzanlagen können diese keine absolute Sicherheit 
vor Überflutungen gewährleisten. Im Sinne eines ganzheitlichen Küstenrisiko-
managements ist es daher erforderlich, Vorkehrungen für den Fall zu treffen, dass 
eine Flutkatastrophe droht oder eintritt, um ein Schadensereignis zu vermeiden oder 
- wenn es unvermeidbar ist – zu mildern und insbesondere Menschenleben zu 
sichern. Hierfür sind detaillierte Abwehrpläne von den zuständigen Behörden 
vorzuhalten. Zur Gefahrenabwehr bei Sturmfluten ist bei der Küstenschutzbehörde 
im Rahmen des Zentralen Wach- und Warndienstes für Schleswig-Holstein ein 
hydrologischer Dienst vorzusehen. Dieser beobachtet die Entwicklung der 
Wasserstände und nimmt eine Vorhersage und Beurteilung des Sturmflutereignisses 
für die Küstenregionen vor. Falls erforderlich, wird ein Einsatzstab gebildet.  

 

 Reduktion nachteiliger Folgen nach einem Hochwasser  

Eine Festlegung von Maßnahmen zur Folgenbewältigung ist aus den Erkenntnissen 
der bisherigen bedeutenden Hochwasserereignisse und in Vorausschau zukünftig zu 
erwartender Hochwasserereignisse zurzeit nicht gegeben. 

 

5.3 Überprüfung der Zielerreichung HWRL und WRRL 

Die Ziele der WRRL und der HWRL sind gem. § 80 WHG miteinander zu 
koordinieren. Entsprechend Art. 9 HWRL sollen beide Richtlinien besonders im 
Hinblick auf die Verbesserung der Effizienz, den Informationsaustausch und 
gemeinsame Vorteile für die Erreichung der Ziele der WRRL betrachtet und 
abgeglichen werden. 

Im Maßnahmenkatalog wird u.a. die Auswirkung einer Maßnahme auf den jeweils 
anderen Richtlinienbereich benannt. Unterschieden werden Maßnahmen, die die 
Ziele der jeweils anderen Richtlinie unterstützen, d.h., dass die jeweiligen Ziele 
übereinstimmen, Maßnahmen, bei denen es zu einem Zielkonflikt mit der anderen 
Richtlinie kommen kann und Maßnahmen, die jeweils für die Ziele der anderen 
Richtlinie nicht relevant sind.  

Übereinstimmungen und Konflikte der beiden Richtlinien werden nachfolgend 
betrachtet.  

 

Übereinstimmungen  

Auswirkung der WRRL auf die HWRL 

Die im Zuge der Umsetzung der WRRL für den 2. Bewirtschaftungszeitraum  
entwickelten umsetzbaren Maßnahmen beinhalten zahlreiche hydromorphologische 
Maßnahmen, die eine positive Wirkung auf den schadlosen Hochwasserabfluss 
haben. Auch wenn diese Maßnahmen im Einzelnen keinen Hochwasserschutz 
darstellen, so können sie doch dämpfend auf die Laufzeit der Hochwasserwellen 
wirken sowie die schadlose Rückhaltung des Hochwassers in der Fläche zu erhöhen. 

Folgende Maßnahmen der WRRL, die positive Auswirkungen auf die HWRL haben 
können, sind in der FGE Schlei/Trave geplant: 
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 Eigendynamische Entwicklung durch Strukturverbesserung   

 Flächenerwerb im Talraum zur Reaktivierung natürlicher 
Überschwemmungsflächen 

 Wasserstandserhöhung zur Vermeidung von Gewässervertiefungen und 
Erhöhung des Ausuferungsvermögens   

 Umwandlung von Ackerflächen in Grünland, Aufhebung der 
Dränagenentwässerung und Förderung der Vernässung 

 Abschaltung von Schöpfwerken 

 

Auswirkung der HWRL auf die WRRL 

Auch Maßnahmen der HWRL haben durchaus positive Wirkungen auf die WRRL. 
Die im Zuge der Bauleitplanung für den Hochwasserschutz ausgewiesenen 
unbebauten Flächen wirken sich in Gewässernähe positiv auf die Gewässerstruktur 
aus. Auch der Schutz wassergefährdender Stoffe vor Überschwemmungen trägt zur 
Verbesserung der Gewässergüte bei. Die Schaffung und Sicherung von 
Retentionsräumen oder die Anpassung von Flächennutzungen im Zuge der 
Festlegung in den Raumordnungsplänen (Landes- und Regionalpläne) liefert durch 
den natürlichen Wasserrückhalt in der Fläche auch gute Voraussetzungen für die 
Entwicklung weitergehender Maßnahmen der WRRL. 

 

Konflikte 

Die schonende Gewässerunterhaltung zur Zielerreichung der WRRL könnte einen 
möglichen Zielkonflikt zur HWRL darstellen, wenn durch eine verringerte Abfluss-
kapazität eine Hochwassergefahr entsteht.  

Nach Abgleich der WRRL mit der HWRL ergeben sich zurzeit in der FGE 
Schlei/Trave keine Konflikte zwischen beiden Richtlinien. Sollten sich in Zukunft 
konkurrierende Zielstellungen ergeben, so werden die Maßnahmen beider Richtlinien 
so ausgerichtet, dass sie sich nicht gegenseitig negativ beeinflussen. 

 

6 Zusammenfassung der Maßnahmen und deren Rangfolge  

6.1 Maßnahmenempfehlungen zum Hochwasserrisikomanagement 

Grundlage der Maßnahmenempfehlungen ist ein Ist-Ziel-Vergleich zum Umgang mit 
den Hochwasserrisiken.  

Aktuell wurde unter dem Eindruck des Junihochwassers 2013, das erhebliche 
Schäden insbesondere in den Flussgebieten von Donau und Elbe hinterlassen hat, in 
Deutschland auf der Sonderumweltministerkonferenz am 2. September 2013 die 
Erarbeitung eines Nationalen Hochwasserschutzprogrammes (NHWSP) 
beschlossen, das auf der 83. Umweltministerkonferenz am 24. Oktober 2014 
verabschiedet wurde. Das NHWSP ist als herausgehobener Bestandteil der 
Hochwasserrisikomanagementplanung anzusehen. Es beinhaltet Maßnahmen der 
Kategorien:  

I. Deichrückverlegung / Wiedergewinnung von Retentionsflächen  

II. Gesteuerte Hochwasserrückhaltung und  
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III. Beseitigung von Schwachstellen  

Das NHWSP ist ein Programm des vorbeugenden Hochwasserschutzes, das neben 
den Hochwasserschutzprogrammen der Länder besteht. In dieses Programm wurden 
daher nur Maßnahmen aufgenommen, die von den Flussgebietsgemeinschaften als 
prioritär und mit überregionaler Wirkung eingestuft werden. 

Für die FGE Schlei/Trave wurden im NHWSP keine Maßnahmen benannt. 

Zur Festlegung von Maßnahmen in den FGE wurde als Grundlage ein gemeinsamer 
LAWA-Maßnahmenkatalog (Fortschreibung LAWA-Maßnahmenkatalog, 2014b) für 
die Maßnahmen der HWRM-Pläne und der Bewirtschaftungspläne nach WRRL 
entwickelt und eine generelle Vorprüfung der angestrebten Maßnahmenwirkungen im 
Hinblick auf Synergien und Konflikte zwischen den Zielen beider Richtlinien 
durchgeführt (siehe Kapitel 7.3).  

Eine Zuordnung der grundlegenden Ziele und Maßnahmen der LAWA zu den 
Aspekten des Hochwasserrisikomanagements und Maßnahmenarten der EU ist in 
Anhang 5 enthalten. 

Alle nachfolgend genannten Maßnahmen des Hochwasserrisikomanagements sind 
grundsätzlich geeignet, zur Verringerung oder Vermeidung von Risiken bei allen in 
der HWRL genannten Schutzgütern beizutragen.  

 

6.1.1 Vermeidung 

Zum EU-Aspekt Vermeidung von Hochwasserrisiken im Vorfeld von Hochwasser-
ereignissen tragen insbesondere Maßnahmen zur Flächenvorsorge und Bauvorsorge 
bei. Diese werden in Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung von Hoch-
wasserrisiken, Maßnahmen zur Entfernung bzw. Verlegung von hochwasser-
empfindlichen Nutzungen und weitere Vorbeugungsmaßnahmen unterschieden.  

Zur EU-Maßnahmenart „Vermeidung“ gehören vorranging Maßnahmen zur 
Vermeidung der Ansiedlung neuer oder zusätzlicher Schutzgüter in hochwasser-
gefährdeten Gebieten. Diesen werden die LAWA-Maßnahmen Festlegung von 
Vorrang- und Vorbehaltsgebieten in den Raumordnungsplänen (Landes- und 
Regionalplanung) (301), Festsetzung bzw. Aktualisierung von Überschwemmungs-
gebieten und Formulierung von Nutzungsbeschränkungen nach Wasserrecht (302), 
Anpassung und/oder Änderung der Bauleitplanung bzw. bauordnungsrechtlicher 
Auflagen (303) und angepasste Flächennutzungen (304) zugeordnet.  

Der EU-Maßnahmenart „Entfernung oder Verlegung“ wird die LAWA-Maßnahme. 
Entfernung von hochwassersensiblen Nutzungen oder deren Verlegung in Gebiete 
mit niedrigerer Hochwasserwahrscheinlichkeit (305) zugeordnet.  

Der EU-Maßnahmenart „Verringerung“ werden die LAWA-Maßnahmen 
hochwasserangepasstes Planen, Bauen und Sanieren (306), Objektschutz (307) und 
der hochwasserangepasste Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (308)“ 
zugeordnet. Es handelt sich um Maßnahmen der Bauvorsorge an Gebäuden und 
öffentlichen Infrastruktureinrichtungen usw., welche im Falle eines 
Hochwasserereignisses die nachteiligen Folgen bezogen auf die Schutzgüter 
reduzieren.  

Der EU-Maßnahmenart „Sonstige Vorbeugungsmaßnahmen“ werden die LAWA-
Maßnahmen sonstige Maßnahmen zur Unterstützung der Vermeidung von 
Hochwasserrisiken (309) zugeordnet, welches u.a. auch die Erstellung von 
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Konzepten, Studien und/oder Gutachten für das Hochwasserrisikomanagement 
umfasst. 

 

6.1.2 Schutz 

Maßnahmen zum EU-Aspekt Schutz vor Hochwasser umfassen alle Maßnahmen, 
die zum Management natürlicher Überschwemmungen bzw. einem Abfluss- und 
Einzugsgebietsmanagement ergriffen werden, sowie Maßnahmen zur Regulierung 
des Wasserabflusses, klassische Hochwasserschutzanlagen im und am Gewässer 
bzw. an der Küste und in Überschwemmungsgebieten. Darüber hinaus werden auch 
Maßnahmen zum Management von Oberflächengewässern einbezogen. 

Der EU Maßnahmenart werden „Management natürlicher Überschwemmungen / 
Abfluss- und Einzugsgebietsmanagement“ die LAWA-Maßnahmen hochwasser-
mindernde Flächenbewirtschaftung (310), Gewässer- und Auenrenaturierung und 
Aktivierung ehemaliger Feuchtgebiete (311), Minderung der Flächenversiegelung 
(312), Regenwassermanagement (313) und Wiedergewinnung von natürlichen 
Rückhalteflächen (314) zugeordnet. Dieses sind Maßnahmen, die dazu beitragen, 
den Abfluss in natürlichen und künstlichen Entwässerungssystemen zu speichern, zu 
verzögern und zu reduzieren. Somit werden alle Maßnahmen der Handlungsfelder 
zum natürlichen Wasserrückhalt im Einzugsgebiet, natürlichen Wasserrückhalt in der 
Gewässeraue, natürlichen Wasserrückhalt in Siedlungsgebieten sowie die 
Wiedergewinnung von Überschwemmungsgebieten umfasst.  

Der EU Maßnahmenart „Regulierung des Wasserabflusses“ werden die LAWA-
Maßnahmen Aufstellung, Weiterführung, Beschleunigung und/oder Erweiterung der 
Bauprogramme zum Hochwasserrückhalt inkl. Überprüfung, Erweiterung und 
Neubau von Hochwasserrückhalteräumen und Stauanlagen (315) sowie Betrieb, 
Unterhaltung und Sanierung von Hochwasserrückhalteräumen (316) zugeordnet. Sie 
umfassen Maßnahmen, die sich signifikant auf das hydrologische Regime auswirken. 
Dazu gehören anlagenbedingte Eingriffe für die Abflussregulierung, wie der Bau, die 
Änderung oder Beseitigung von Wasser zurückhaltenden Strukturen (z. B. Dämme 
oder andere angeschlossene Speichergebiete) sowie die Weiterentwicklung 
bestehender Vorgaben zur Abflussregulierung. Insbesondere zählen die 
Handlungsfelder Planung und Bau sowie die Unterhaltung von Hochwasserrückhalte-
maßnahmen aus dem technischen Hochwasserschutz dazu. 

Der EU Maßnahmenart „Anlagen im Gewässerbett, an der Küste und in 
Überschwemmungsgebieten“ werden die LAWA-Maßnahmen Ausbau, Ertüchtigung 
bzw. Neubau von stationären und mobilen Schutzeinrichtungen (317) sowie die 
Unterhaltung von vorhandenen stationären und mobilen Schutzbauwerken (318) 
zugeordnet. Hierzu zählen aus dem technischen Hochwasserschutz Deiche, 
Dämme, Hochwasserschutzwände, Sperrwerke, Dünen und Strandwälle. 

Der EU Maßnahmenart „Management von Oberflächengewässern“ werden die 
LAWA-Maßnahmen Freihaltung und Vergrößerung der Hochwasserabfluss-
querschnitte im Siedlungsraum und Auenbereich (319) und Freihaltung der 
Hochwasserabflussquerschnitte durch Gewässerunterhaltung und Vorland-
management (320) zugeordnet.  

Der EU Maßnahmenart „Sonstige Schutzmaßnahmen“ wird die LAWA-Maßnahme 
sonstige Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes gegen Überschwemmungen 
(321) zugeordnet. Es umfasst alle weiteren Maßnahmen zur Verbesserung des 
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Schutzes gegen Überschwemmungen, die unter den vorab genannten 
Maßnahmenbereichen des Schutzes nicht aufgeführt sind. 

 

6.1.3 Vorsorge 

Im EU-Aspekt Vorsorge werden alle Maßnahmen zur Hochwasservorhersage und 
Hochwasserwarnung, Planungen zur Gefahrenabwehr und zum Katastrophenschutz 
sowie Maßnahmen zur Verhaltens- und Risikovorsorge umfasst. 

Der EU Maßnahmenart „Hochwasservorhersagen und Hochwasserwarnungen“ 
werden die LAWA-Maßnahmen Einrichtung bzw. Verbesserung des 
Hochwassermeldedienstes und der Sturmflutvorhersage (322) und Einrichtung bzw. 
Verbesserung von kommunalen Warn- und Informationssystemen (323) zugeordnet. 
Hierzu zählen insbesondere Maßnahmen im Rahmen der Informationsvorsorge.  

Der EU Maßnahmenart „Planung von Hilfsmaßnahmen für den Notfall / 
Notfallplanung“ wird die LAWA-Maßnahme Planung und Optimierung des Krisen- 
und Ressourcenmanagements (324) zugeordnet. Dieses umfasst die Alarm- und 
Einsatzplanung für die Gefahrenabwehr und den Katastrophenschutz mit 
Maßnahmen zur Einrichtung oder Verbesserung von institutionellen Notfallplänen für 
den Fall von Hochwasserereignissen sowie der Schaffung der sich daraus 
ergebenden notwendigen materiellen und personellen Ressourcen. 

Der EU Maßnahmenart „Öffentliches Bewusstsein und Vorsorge“ wird die LAWA-
Maßnahme Verhaltensvorsorge (325) zugeordnet. Diese umfasst alle Maßnahmen 
im Rahmen der Aufklärung und Vorbereitung auf den Hochwasserfall. 

Der EU Maßnahmenart „Sonstige Vorsorge“ wird die LAWA-Maßnahme 
Risikovorsorge (326) zugeordnet. Diese umfasst z. B. die finanzielle Absicherung vor 
allem durch Versicherungen gegen Hochwasserschäden, aber auch die finanzielle 
Eigenvorsorge durch Bildung von Rücklagen. 

 

6.1.4 Wiederherstellung / Regeneration und Überprüfung  

Maßnahmen des EU-Aspekts zur Wiederherstellung / Regeneration und Überprüfung 
greifen nach einem Hochwasserereignis und umfassen alle Maßnahmen der 
Schadensnachsorge.  

Der EU Maßnahmenart „Überwindung der Folgen für den Einzelnen und die 
Gesellschaft, Beseitigung von Umweltschäden“ wird die LAWA-Maßnahme 
Schadensnachsorge (327) zugeordnet. Diese umfasst Maßnahmen der Aufbauhilfe 
und Wiederaufbau, Nachsorgeplanung und Beseitigung von Umweltschäden, wie 
z.B. die Planung von Maßnahmen zur Beseitigung von Abfällen sowie Schadstellen 
an Hochwasserschutzeinrichtungen und finanzielle Hilfen. Die Hochwasserereignisse 
sind zu dokumentieren und die Schlussfolgerungen aus den Auswertungen in die 
Hochwasserrisikomanagementplanung einzubeziehen.  

Der EU Maßnahmenart „Sonstige Wiederherstellung / Regeneration und 
Überprüfung“ wird die LAWA- Maßnahme sonstige Maßnahmen (328) zugeordnet. 
Darunter sind u. a. Erfahrungen aus Hochwasserereignissen, Versicherungs-
strategien und alle sonstigen Maßnahmen zur Wiederherstellung / Regeneration und 
Überprüfung, die noch nicht abgedeckt sind, zu verstehen.  
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6.1.5 Konzeptionelle Maßnahmen 

Der EU Maßnahmenart „Sonstiges“ wird die LAWA- Maßnahme sonstige 
Maßnahmen (329) zugeordnet. Diese LAWA-Maßnahme umfasst gemäß EU-
Maßnahmenliste Untersuchungen und Maßnahmen, die keinem der EU-Aspekte aus 
der EU-Maßnahmenliste für das Reporting zugeordnet werden können, aber 
aufgrund von Erfahrungen relevant sind und berücksichtigt werden müssen. 

Der LAWA-Maßnahmenkatalog beinhaltet außerdem konzeptionelle Maßnahmen. 
Diese sind Maßnahmen, die nicht nur in einem Gebiet mit potenziell signifikantem 
Hochwasserrisiko, sondern z. B. in einer gesamten Bewirtschaftungseinheit 
umgesetzt werden können. Die strategisch-konzeptionellen Maßnahmen werden 
entsprechend ihrem inhaltlichen Bezug den jeweiligen EU-Aspekten zugeordnet. 
Diese sind mit den vergleichbaren konzeptionellen Maßnahmen der WRRL 
zusammengefasst.  

Maßnahme 501 Erstellung von Konzeptionen / Studien / Gutachten 

Maßnahme 502 Durchführung von Forschungs-, Entwicklungs- und 
        Demonstrationsvorhaben 

Maßnahme 503 Informations- und Fortbildungsmaßnahmen 

Maßnahme 504 Beratungsmaßnahmen 

Maßnahme 505 Einrichtung bzw. Anpassung von Förderprogrammen 

Maßnahme 506 Freiwillige Kooperationen 

Maßnahme 507 Zertifizierungssysteme 

Maßnahme 508 Vertiefende Untersuchungen und Kontrollen 

Maßnahme 509 Untersuchungen zum Klimawandel 

 

6.1.6 Methodik und Empfehlungen für die FGE 

Methodik - LAWA-Maßnahmen 

Zur Umsetzung vorgesehene Handlungsfelder inkl. detaillierter Maßnahmen-
beschreibungen finden sich teilweise bereits in weitergehenden Fachplänen wieder. 
Die in SH vorhandenen Generalpläne Küstenschutz (Bau- und Investitionsplan) und 
Binnenhochwasserschutz (Festsetzung von Überschwemmungsgebieten) sind 
eigenständige Fachpläne, die zur Erfüllung anderer Aufgabenstellungen erarbeitet 
wurden. Sie sind Grundlage und ermöglichen die weitestgehende Übernahme bereits 
vorhandener Daten, erfüllen inhaltlich aber nicht alle Anforderungen von 
Hochwasserrisikomanagementplänen der HWRL.   

Alle möglichen LAWA-Maßnahmen von Nr. 300 bis 329 sowie die konzeptionellen 
Maßnahmen von Nr. 501 bis 509 wurden für SH für beide Hochwassertypen Fluss-
hochwasser und Küstenhochwasser auf Relevanz geprüft. Im Ergebnis wurden für 
beide Hochwassertypen 5 konzeptionelle Maßnahmen, für das Flusshochwasser  
18 Maßnahmen und für das Küstenhochwasser 7 Maßnahmen zu den Aspekten 
„Vermeidung“, „Schutz“ und „Vorsorge“ in SH empfohlen. Maßnahmen zum Aspekt 
„Regeneration“ sind nicht benannt, da aufgrund der Auswirkungen und Erfahrungen 
im Umgang mit bisherigen Hochwasserereignissen einen Handlungsbedarf in der 
Form nicht erfordern. 
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In MV sind 6 Maßnahmen zum Aspekt „Vermeidung“, 2 zum „Schutz“, 4 zur 
„Vorsorge“ und 2 zur „Wiederherstellung / Regeneration und Überprüfung“ für das 
küstenseitige Risikogebiet vorgesehen, des Weiteren sonstige und konzeptionelle 
Maßnahmen. 

Ein vergleichender Überblick zu allen vorgeschlagenen Maßnahmen in den 
Risikogebieten durch Fluss- und Küstenhochwasser in den FGE in SH ist in der 
nachstehenden Tab. 9 enthalten. 

 

Tab. 9:  Überblick zu Maßnahmen und Anzahl der Risikogebiete  

HWRM-Zyklus Umsetzung in SH Umsetzung in MV 

EU
-A

sp
e

kt
 d

e
r 

H
W

R
M

 

EU-Maßnahmenart 

(LAWA-Handlungsbereich) 

LAWA-Maßnahme  

(Maßnahmen-Nr.) 

Anzahl Risikogebiete je FGE 

Fluss- / Küstenhochwasser 

Anzahl 

Maßnahmen 

Eider 

 

7/3 

Elbe 

 

14/1 

Schlei/ 

Trave 

9/4 

Schlei/ 

Trave 

Stepenitz 

V
e

rm
e

id
u

n
g 

Vermeidung 

(Flächenvorsorge) 

Raumordnungspläne (Landes- 

und Regionalplanung) (301) 

7/3 14/1 9/4 1 

Festsetzung von 

Überschwemmungsgebieten 

(302) 

0/0 9/0 1/0 0 

Bauleitplanung (303) 6/0 14/0 9/0 1 

Angepasste Flächennutzungen 

(304) 

0/0 0/0 0/0 1 

Entfernung / Verlegung 

(Flächenvorsorge) 

Entfernung / Verlegung (305) 0/0 0/0 0/0 0 

Verringerung 

(Bauvorsorge) 

Hochwasserangepasstes 

Planen, Bauen, Sanieren (306) 

1/0 12/0 7/0 5 

Objektschutz (307) 0/0 7/0 7/0 6 

Hochwasserangepasster 

Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen 

(308) 

0/0 14/0 7/0 0 

Sonstige 

Vorbeugungsmaßnahmen 

Sonstige Maßnahmen zur 

Vermeidung von 

Hochwasserrisiken (309) 

7/1 14/0 7/1 1 

 
Sonstige 

Konzeptionelle Maßnahmen 

([Meas_typ] = „M21“ bis 

„M24“) 

   12 
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HWRM-Zyklus Umsetzung in SH Umsetzung  in 

MV 

EU
-A

sp
e

kt
 d

e
r 

H
W

R
M

 

EU-Maßnahmenart 

(LAWA-Handlungsbereich) 

LAWA-Maßnahme  

(Maßnahmen-Nr.) 

Anzahl Risikogebiete je FGE 

Fluss- / Küstenhochwasser 

Anzahl 

Maßnahmen 

Eider 

 

7/3 

Elbe 

 

14/1 

Schlei/ 

Trave 

9/4 

Schlei/ 

Trave 

Stepenitz 

Sc
h

u
tz

 

Management natürlicher 

Überschwemmungen/Abfl

uss und Einzugsgebiets-

management  

(Natürlicher 

Wasserrückhalt) 

Hochwassermindernde 

Flächenbewirtschaftung (310) 

0/0 0/0 0/0 0 

Gewässer- und Auenrenaturierung 

und Aktivierung ehemaliger 

Feuchtgebiete (311) 

5/0 6/0 7/0 0 

Minderung der 

Flächenversiegelung (312) 

0/0 0/0 0/0 0 

Regenwassermanagement (313) 0/0 3/0 0/0 0 

Wiedergewinnung von natürlichen 

Rückhalteflächen (314) 

2/0 2/0 2/0 0 

Regulierung 

Wasserabfluss  

(Technischer 

Hochwasserschutz)  

Aufstellung, Weiterführung, 

Beschleunigung und/oder 

Erweiterung der Bauprogramme 

zum Hochwasserrückhalt inkl. 

Überprüfung, Erweiterung und 

Neubau von 

Hochwasserrückhalteräumen und 

Stauanlagen (315) 

0/0 0/0 0/0 0 

Betrieb, Unterhaltung und 

Sanierung von 

Hochwasserrückhaltemaßnahmen 

(316) 

0/0 0/0 0/0 0 

Anlagen im Gewässerbett, 

an der Küste und im 

Überschwemmungsgebiet 

(Technische 

Schutzanlagen) 

Ausbau, Ertüchtigung bzw. Neubau 

von stationären und mobilen 

Schutzeinrichtungen (317) 

0/2 3/1 0/1 0 

Unterhaltung von vorhandenen 

stationären und mobilen 

Schutzbauwerken (318) 

7/3 9/1 7/4 1 

Management von 

Oberflächengewässern  

(Technischer 

Hochwasserschutz) 

Freihaltung und Vergrößerung der 

Hochwasserabflussquerschnitte im 

Siedlungsraum und Auenbereich 

(319) 

0/0 0/0 0/0 0 

Freihaltung der 

Hochwasserabflussquerschnitte 

durch Gewässerunterhaltung und 

Vorlandmanagement (320) 

7/0 14/0 9/0 0 

Sonstige 

Schutzmaßnahmen 

Sonstige Maßnahmen zur 

Verbesserung des Schutzes gegen 

Überschwemmungen (321) 

0/0 1/0 0/0 2 
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HWRM-Zyklus Umsetzung in SH Umsetzung in 

MV 

EU
-A

sp
e

kt
 d

e
r 

H
W

R
M

 

 EU-Maßnahmenart 

 (LAWA-Handlungsbereich) 

 LAWA-Maßnahme  

 (Maßnahmen-Nr.) 

Anzahl Risikogebiete je FGE 

Fluss- / Küstenhochwasser 

Anzahl 

Maßnahmen 

 

Eider 

 

7/3 

Elbe 

 

14/1 

Schlei/ 

Trave 

9/4 

Schlei/ 

Trave 

Stepenitz 

V
o

rs
o

rg
e

 

Hochwasservorhersagen und 

-warnungen 

(Informationsvorsorge) 

Einrichtung bzw. Verbesserung des 

Hochwassermeldedienstes und der 

Sturmflutvorhersage (322) 

7/3 14/1 9/4 2 

Einrichtung bzw. Verbesserung von 

kommunalen Warn- und 

Informationssystemen (323) 

0/0 0/0 0/0 3 

Planung von 

Hilfemaßnahmen für den 

Notfall/Notfallplanung  

(Gefahrenabwehr und 

Katastrophenschutz) 

Planung und Optimierung des Krisen- 

und Ressourcenmanagements (324) 

4/3 6/1 0/4 17 

Öffentliches Bewusstsein 

und Vorsorge 

(Verhaltensvorsorge) 

Verhaltensvorsorge (325) 0/2 0/0 0/1 2 

Sonstige Vorsorge 

(Risikovorsorge) 

Risikovorsorge (326) 7/0 14/0 9/0 0 

Sonstige 
Konzeptionelle Maßnahmen 

([Meas_typ] = „M41“ bis „M44“) 

   1 

W
ie

d
er

h
er

st
e

llu
n

g/
 

R
e

ge
n

er
at

io
n

 u
n

d
 

Ü
b

e
rp

rü
fu

n
g 

Überwindung der Folgen für 

den Einzelnen und die 

Gesellschaft     

(Regeneration)  

Schadensnachsorge (327) 0/0 0/0 0/0 3 

Sonstige 

Wiederherstellung/Regenrati

on und Überprüfung 

Sonstige Maßnahmen im Rahmend 

dieses Handlungsbereichs (328) 

0/0 0/0 0/0 3 

So
n

st
ig

e 

Sonstige 
Sonstige Maßnahmen (329) 

M61- konzeptionelle Maßnahmen 

0/0 

7/3 

0/0 

14/1 

0/0 

9/4 

3 

 

Für jedes einzelne Risikogebiet in SH wurden Maßnahmen getrennt nach Fluss- und 
Küstenhochwasser vorgeschlagen und in den Anhängen 6 und 7 tabellarisch 
zusammengestellt. Die Maßnahmen zum Flusshochwasser sind sowohl den WRRL-
Wasserkörpern (Zuordnung der Wasserkörper: siehe Hochwassergefahrenkarten in 
Anlage 3) als auch lokal zugeordnet worden. Zusammenfassend wurden lokale 
Schwerpunkte benannt. Für das Küstenhochwasser wurden in den Tabellen z.T. 
Einzelmaßnahmen aufgeführt. Die Erläuterungen der Maßnahmen in den Tabellen 
benennen zum besseren Verständnis pauschal das mögliche Maßnahmenspektrum 
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entsprechend des LAWA-Katalogs und spiegeln nicht alle Maßnahmenempfehlungen 
in SH wider.  

Die Nennung einiger Maßnahmentypen für denselben Wasserkörper scheint 
zunächst im Widerspruch zu stehen. Z.B. soll mit 311 (extensive 
Gewässerunterhaltung; WRRL-Gewässerrenaturierung) und 320 (intensive 
Gewässerunterhaltung; Beseitigung von Abflusshindernissen) die Möglichkeit 
eingeräumt werden, je nach Erfordernis auch beide Maßnahmen durchführen zu 
können. Es soll geprüft werden, ob zur Zielerreichung der WRRL eine naturnahe 
Gewässerentwicklung auch unter Sicherstellung des Hochwasserabflusses und dazu 
ggf. erforderliche Beseitigung von Abflusshindernissen in Betracht gezogen werden 
kann. Dies ist in SH ein fortlaufender und aufeinander abzustimmender 
Entwicklungsprozess beider Richtlinien.  

Maßnahmen der Stufe M1 zur Verbesserung des natürlichen Wasserrückhalts für 
den Hochwassertyp Flusshochwasser in den Bewirtschaftungsplänen nach 
Wasserrahmenrichtlinie sind ebenfalls Bestandteil des Hochwasserrisiko-
managements. 

Weitere Erläuterungen zu den Tabelleninhalten und zur Berichterstattung siehe Kap. 
9.2. 

Für den Anteil MVs an der FGE Schlei/Trave sind Maßnahmen zu allen Aspekten 
erarbeitet worden. Detaillierte Informationen zu den in MV geplanten Maßnahmen 
können den im Internet verfügbaren Hochwasserrisikomanagementdokumenten 
(BG1_a, Anlage 5) entnommen werden (http://www.lung.mv-
regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/ 
hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwasserrisikomanagement- 
plaene.htm). 

In den Hochwasserrisikogebieten Schleswig-Holsteins und Mecklenburg-
Vorpommerns bestehen bewährte Strukturen des Hochwasserrisikomanagements. 
Alle in diesem Zusammenhang stehenden Zuständigkeiten und Aufgaben sind 
gesetzlich geregelt. Schwerpunkte im Hochwasserrisikomanagement der FGE 
Schlei/ Trave sind vordringlich die im Rahmen bestehender Zuständigkeiten von 
öffentlichen Trägern vorgesehenen und gesetzlich verpflichtenden Maßnahmen zur 
Minderung und Beherrschung bestehender Hochwasserrisiken. Daraus ergeben sich 
die in den Tabellen genannten verschiedenen Zuständigkeiten und Träger der 
Maßnahmen in den einzelnen Risikogebieten. Alle Maßnahmen zum Hochwassertyp 
Flusshochwasser sind daher auch als laufende Maßnahmen (on going) angegeben, 
so z.B. auch die Gewässerunterhaltung (Nr. 320) oder die Hochwasservorhersage 
(Nr. 322), woraus sich keine neuen Verpflichtungen ableiten. 

Mecklenburg-Vorpommern hat vor allem Maßnahmen zum Hochwassertyp 
Küstenhochwasser erarbeitet, deren Umsetzung erst für den Zeitraum bis 2021 
vorgesehen ist (NS = not startet). Daneben wurden aber auch bereits 
abgeschlossene Maßnahmen (COM = completed) sowie für den Aspekt „Vorsorge“ 
laufende Maßnahmen (OG = on going) erfasst. 

Neben diesen gesetzlich bestehenden Aufgaben und Verpflichtungen ist die 
Umsetzung weitergehender Maßnahmen eine Empfehlung und grundsätzlich 
freiwillig. 

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange im Rahmen erforderlicher 
Zulassungsverfahren zur Umsetzung konkreter noch zu planenden Maßnahmen 
bleibt davon unberührt und erfolgt gesondert. 

http://www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwasserrisikomanagementplaene.htm
http://www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwasserrisikomanagementplaene.htm
http://www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwasserrisikomanagementplaene.htm
http://www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwasserrisikomanagementplaene.htm
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Beim Flusshochwasser beziehen sich die Empfehlungen zu den Maßnahmen auf die 
Gewässerabschnitte in den Risikogebieten (Bearbeitungsgebiete), von denen 
nachweislich die Hochwassergefährdung ausgeht.  

Beim Küstenhochwasser beziehen sich die Empfehlungen zu den Maßnahmen auf 
die Planungseinheiten, in denen die Hochwassergefährdung nachgewiesen wurde. 

Darüber hinaus kann es erforderlich sein, dass ausgehend von den Hochwasser-
risikogebieten, die in ihrer Abgrenzung den Bearbeitungsgebieten bzw. den 
Planungseinheiten entsprechen, die gesamte FGE umfassende Maßnahmen 
abzustimmen und festzulegen sind. 

 

Methodik - Maßnahmenprioritäten 

Für die Maßnahmen / Handlungsfelder können nach EU-Vorgaben fünf Prioritäten  
(1 - critical, 2 - very high, 3 - high, 4 - moderate, 5 - low) gewählt werden.  

Für eine vergleichbare Vorgehensweise zur Maßnahmenpriorisierung wurde für 
Deutschland über die LAWA die Verwendung der drei EU-Prioritäten 2 – sehr hoch,  
3 – hoch und 4 – moderat empfohlen.  

Deutschland betreibt über Jahrhunderte Hochwasserschutz und hat damit einen 
Stand erreicht, der keinen dringenden Bedarf erkennen lässt und daher sehr kritische 
Maßnahmen der EU-Priorität 1 ausschließt. Zudem wurde eine dreistufige 
Priorisierung bereits im sog. „Verlinkungspapier“ der LAWA („Empfehlungen zur 
koordinierten Anwendung der EG-HWRM-RL und EG-WRRL“, beschlossen auf der 
146. LAWA-VV) vorgeschlagen. 

Diese drei Prioritätsstufen sind bei der Maßnahmenplanung in MV angewandt 
worden. 

In SH wurden die Prioritäten 2 und 3 festgelegt, da über die entwickelte HWRL-
Methodik in den Hochwasserrisikogebieten bereits bestehende Strukturen des 
Hochwasserrisikomanagements vorhanden sind und dazugehörige Aufgaben erfüllt 
werden. Für die Maßnahmen ergeben sich folgende Prioritäten: 

 Priorität 2 (sehr hoch) 

 Zur Vermeidung zukünftiger HW-Risiken sind grundsätzlich flächige 
Maßnahmen für den natürlichen Wasserrückhalt zu wählen, dazu gehören 
insbesondere auch die ÜSG (LVO und LWG-Legaldefinition) als 
Kerngebiete in den APSFR. 

 Zum Schutz aller anderen EU-Rezeptoren muss eine Einzelfallprüfung von 
IED-Anlagen auf HW-Risiken erfolgen. 

 Zum Schutz aller anderen EU-Rezeptoren sind die vorhandenen HW-
Abwehrinfrastruktureinrichtungen auf Unterhaltungszustand und ggf. 
Ausbauerfordernis zu prüfen. 

 Priorität 3 (hoch) 

 Alle weiteren Maßnahmen in SH. 

 

Einen Gesamtüberblick über die Prioritätsstufen der jeweiligen EU-Aspekte in dem 
Anteil Mecklenburg-Vorpommerns an der FGE Schlei/Trave (Planungseinheit 
Stepenitz) gibt folgende Tab. 10: 
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Tab. 10:  Anzahl der Maßnahmen je Prioritätseinstufung in der Planungseinheit Stepenitz (inkl. 
konzeptioneller Maßnahmen), Stand: Juli 2015 

EU-Aspekte der 
HWRM 

Anzahl Maßnahmen in der Planungseinheit Stepenitz 
nach Prioritätseinstufung 

sehr hoch hoch moderat 

Vermeidung 12 3 12 

Schutz 2 - 1 

Vorsorge 9 11 5 

Wiederherstellung/ 
Regeneration und 
Überprüfung 

- 1 5 

Sonstiges - 4 - 

 

 

Flusshochwasser - Empfehlungen 

Schwerpunkte der empfohlenen Maßnahmen befinden sich an der mittleren und 
unteren Trave in der FGE Schlei/Trave sowie in lokalen Bereichen in den Städten 
Lübeck, Oldesloe, Schleswig, Plön und Oldenburg und den Gemeinden Malente und 
Lensahn.  

Es lässt sich erkennen, dass sich der Schwerpunkt der Gebiete mit einem 
Hochwasserrisiko in der Planungseinheit Trave (Mittlere und Untere Trave) befindet. 
Dort sind die zahlenmäßig meisten Gemeinden betroffen. In den 
Hochwasserrisikogebieten Eckernförder Bucht (BG 25), Baltic-Probstei (BG 27) und 
Schwartau (BG 34) befinden sich keine nennenswerten Hochwasserrisiko- bzw. 
Maßnahmenschwerpunkte, da dort nur landwirtschaftliche Flächen, Grünlandflächen 
bzw. sehr kleine Randbereiche von Siedlungsflächen betroffen sind. 
Für die Risikogebiete in der FGE Schlei/Trave werden folgende 
Maßnahmenschwerpunkte vorgeschlagen: 

Vermeidung 

 Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten im Rahmen der 
Fortschreibung der Regionalpläne, Festsetzung bzw. Aktualisierung der 
Überschwemmungsgebiete an der mittleren Trave sowie eine Anpassung oder 
Änderung der Bauleitplanung  
(M21 - Maßnahmen 301, 302, 303) 

 Hochwasserangepasstes Planen und Bauen, in sensiblen Bereichen 
Objektschutz an Gebäuden und Infrastruktureinrichtungen sowie 
hochwasserangepasster Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in 
(M23 - Maßnahme 306, 307, 308) 

 Fortschreibung des gewässerkundlichen Messnetzes und die Optimierung des 
Messdienstes als sonstige Vorbeugungsmaßnahmen  
(M24 - Maßnahme 309) 
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Schutz 

 Wiedergewinnung von natürlichen Rückhalteflächen und mit Bezug zur 
WRRL, Deichrückverlegungen  
(M31 - Maßnahme 311, 314) 

 Unterhaltung von vorhandenen stationären Schutzbauwerken im Rahmen der 
fortlaufenden Unterhaltung von Deichen, Sielen und Schöpfwerken  
(M33 - Maßnahme 318) 

 Freihaltung der Hochwasserabflussquerschnitten und das 
Vorlandmanagement im Zuge der Gewässerunterhaltung  
(M34 - Maßnahme 320) 

Vorsorge 

 Verbesserung des Hochwassermeldedienstes durch weitere Entwicklung der 
Hochwasser-Sturmflut-Information HSI und die Fortschreibung bzw. 
Aufnahme zusätzlicher Pegel  
(M41 - Maßnahme 322)   

 Finanzielle Eigenvorsorge  
(M44 - Maßnahme 326) 

Konzeptionelle Maßnahmen 

 Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsvorhaben, Informations- und 
Fortbildungsmaßnahmen, Aufklärungsmaßnahmen, die Einrichtung bzw. 
Anpassung von Förderprogrammen und Untersuchungen zum Klimawandel 
im Rahmen der Hochwasserrisikomanagementplanung 
(M61 - Maßnahme 329) 

 

Küstenhochwasser - Empfehlungen 

Für die FGE Schlei/Trave wurde bei Außerachtlassung der Hochwasserabwehr-
infrastruktur ein potenziell signifikantes Risikogebiet von 338 km² ausgewiesen. Bei 
Eintritt des Ereignisses mit niedriger Wahrscheinlichkeit/ Extremereignis sind 
insgesamt 254 km² von Hochwasser betroffen (Hochwassergefahrengebiet). 

Für den Zeitraum vom 22.12.2011 bis zum 22.12.2021 sind in der FGE Schlei/Trave 
15 Maßnahmenarten zur Verringerung potenziell hochwasserbedingter nachteiliger 
Folgen für die menschliche Gesundheit, die Umwelt sowie wirtschaftliche Tätigkeiten 
als zielführend bewertet worden. Darüber hinaus sind konzeptionelle Maßnahmen-
arten benannt, die nicht nur in einem Gebiet mit potenziell signifikantem 
Hochwasserrisiko angewendet werden, sondern sich auf zumindest die gesamte 
betrachtete FGE erstrecken.  

Eine Einzelmaßnahme ist z.B. die seit 2007 durch das Land Schleswig-Holstein als 
HSI – Hochwasser-Sturmflut-Information - unter www.hsi.schleswig-holstein.de 
aktuell zur Verfügung stehende Internetseite mit Daten der landeseigenen Binnen- 
und Küstenpegel sowie ausgewählter WSV-Pegel. Institutionen der Gefahrenabwehr 
wie die Behörden der Wasserwirtschaft und des Katastrophenschutzes, aber auch 
betroffene Bürgerinnen und Bürger können hier bei Eintritt von Sturmfluten und 
Hochwasser aktuelle Informationen über Wasserstände und Niederschläge erhalten. 

Um die öffentliche Verfügbarkeit hydrologischer Messdaten in Mecklenburg-
Vorpommern zu verbessern wurde das „Pegelportal MV“ eingerichtet. Unter 

http://www.hsi.schleswig-holstein.de/
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http://www.pegelportal-mv.de sind neben aktuellen Pegelständen und 
Hintergrundinformationen auch Hinweise zu Hochwasser- und Sturmflutwarnungen 
abrufbar. 

Für 3 einzelne Deichabschnitte innerhalb der FGE Schlei / Trave in SH wurde bzw. 
wird für den betrachteten Berichtszeitraum die Ertüchtigung des vorhandenen 
Landesschutzdeiches als einzelne Maßnahme zur Wiederherstellung eines 
ausreichenden Hochwasserschutzes einschließlich Klimazuschlag gewählt. Von den 
3 Ertüchtigungen sind 1 Deichbaumaßnahmen der Insel Fehmarn und 2 der 
Festlandsküste zuzuordnen. Insgesamt werden, gemessen am ermittelten Hoch-
wassergefahrengebiet, durch den Ausbau und die Ertüchtigung von stationären 
Schutzeinrichtungen etwa 42 km² im Bereich des Festlands geschützt.  

Die Maßnahmen der Planungseinheit Stepenitz sind in Tabelle 9 enthalten. 

 

6.2 Rangfolge der Maßnahme 

Nach den Vorgaben der HWRL muss der HWRM-Plan eine Rangfolge der 
Maßnahmen zur Erreichung der angemessenen Ziele des Hochwasserrisiko-
managements unter Berücksichtigung verschiedener anderer EG-Richtlinien 
enthalten (vgl. Anhang A I. Nr. 4 HWRL).  

Bei der Zusammenstellung der Maßnahmen und deren Rangfolge gibt die Richtlinie 
den Hinweis, dass diese sowohl über Einzelmaßnahmen (Großprojekte) oder 
Maßnahmenbündel berichtet werden können.  

Die allgemeingültigen Kriterien für die Bildung einer prioritären oder zeitlichen 
Rangfolge der Maßnahmen beruhen insbesondere auf den in der HWRL genannten 
Aspekten und sind: 

 Synergieeffekte mit Zielsetzungen der WRRL und anderer Richtlinien, 

 Wirksamkeit der Maßnahme im Hinblick auf HWRL und WRRL, 

 Wirtschaftlichkeit der Maßnahme sowie 

 Umsetzbarkeit der Maßnahme 

Die Reihenfolge der Nennung der Kriterien stellt keine Gewichtung dar. Bei der 
Bildung der Rangfolge sind in der Diskussion mit den verantwortlichen Akteuren alle 
Kriterien zu betrachten und abzuwägen. 

Maßnahmen der Akteure des HWRM ergeben sich aus den bestehenden rechtlichen 
Verpflichtungen und Zuständigkeiten (siehe Kap. 8). Schwerpunkte dieses 
Diskussionsprozesses könnten Investitionsvorhaben zum HWRM sein. 

Maßnahmen mit hohen Synergien zur Zielerreichung gemäß HWRL und WRRL 
bieten sich an, diese bevorzugt in die Auswahl zu nehmen. Die Realisierung von 
Einzelmaßnahmen hängt jedoch von den oben genannten Faktoren ab.  

Der über die WRRL-Bewirtschaftungs- bzw. HWRM-Planung erreichbare 
Konkretisierungsgrad der Maßnahmen ist nicht ausreichend, um die Umsetzbarkeit 
und die Wirtschaftlichkeit detailliert bewerten zu können.  

Darüber hinaus können Detailplanungen, die aufgrund eines hohen Grades an 
Betroffenheit bzw. Verletzbarkeit (Vulnerabilität) für einzelne Schutzgüter einer 
gewissen Dringlichkeit bedürfen, vorzeitig umgesetzt werden.  

http://www.pegelportal-mv.de/
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Grundsätze für die Priorisierung von Maßnahmen in SH sind in Kap. 6.1.6 
beschrieben.  

 

6.3 Kosten und Nutzen der Maßnahmen 

Anforderungen der HWRL 

Die HWRL enthält an verschiedenen Stellen Anforderungen, die den Einsatz 
ökonomischer Methoden und Verfahren vorsehen2.  

Explizite ökonomische Anforderungen sind: 

• Art. 4 Abs. 2, Buchst. d: „eine Bewertung der potenziell nachteiligen Folgen 
künftiger Hochwasser auf … wirtschaftliche Tätigkeiten, … Gebiete 
wirtschaftlicher Tätigkeiten…“ 

• Art. 7 Abs. 3: „Die Hochwassermanagementpläne berücksichtigen relevante 
Aspekte, wie etwa Kosten und Nutzen“ 

• Anhang A.I.5: „Bestandteil der ersten Hochwasserrisikomanagementpläne 
[sind], falls verfügbar, für grenzüberschreitende Einzugsgebiete oder Teil-
einzugsgebiete eine Beschreibung der von den betreffenden Mitgliedstaaten 
festgelegten Methode für die Kosten-Nutzen-Analyse, die für die Beurteilung 
von Maßnahmen mit grenzüberschreitenden Auswirkungen verwendet wird“. 

Implizite ökonomische Anforderungen sind: 

• Die Definition von “Hochwasserrisiko“, wie sie in Art. 2 Ziff. 2 und Art. 6 Abs. 5 
entwickelt wird: danach gehören dazu auch die potenziellen nachteiligen 
Folgen, die dementsprechend bewertet werden müssen 

• Durch den ausdrücklichen Bezug in Art. 9 auf die WRRL hinsichtlich dortiger 
Ziele und Strukturen zur Nutzung von Synergien entsteht automatisch eine 
Verknüpfung mit ökonomischen Bewertungen und Verfahrensweisen. 

• Art. 7 Abs. 4 verlangt im Interesse der Solidarität, dass keine Maßnahmen 
geplant werden, die das Risiko in anderen Gebieten erheblich erhöhen. Für 
eine entsprechende Beurteilung sind Bewertungen unumgänglich. 

• Anhang A.1.4: Hier wird wieder ein Bezug zur WRRL und der darunter 
beschlossenen Maßnahmenprogramme hergestellt, so dass wieder ein Bezug 
zu Priorisierung und damit Bewertung besteht. 

• Anhang A.II.1: Verlangt wird eine „Beschreibung der Rangfolge und der 
Methode, nach der der Fortschritt bei der Umsetzung des Plans überwacht 
wird.” Diese Bewertung bedarf einer ökonomischen Betrachtung. 

Die Unterscheidung zwischen expliziten und impliziten Anforderungen wurde aus 
dem CIS-Eco-Doc übernommen. Die Auflistung verdeutlicht den integrativen und 
ganzheitlichen Charakter der Richtlinie. So wird deutlich, dass es neben der 
Anwendung expliziter Instrumente wie z.B. der Kosten-Nutzen-Abwägung eine 
weitergehende Verknüpfung zwischen weiteren ökonomischen Bewertungen und den 
fachlichen Verfahrensweisen geben sollte. 

 

                                                 
2
 CIS-Eco-Dok. S. 13 
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Ökonomische Bewertungen im deutschen Hochwasserrisikomanagement  

Ökonomische Bewertungen sind regulärer Bestandteil des deutschen 
Hochwasserrisikomanagements (HWRM). Dies reflektiert unter anderem die Idee, 
dass die Verwendung von ökonomischen Instrumenten, Methoden und Verfahren ein 
effektives Management des Hochwasserrisikos unterstützen können, wie 
beispielsweise Entscheidungsfindung, Verletzbarkeits- und Risikobewertung, die 
Auswertung und Priorisierung von Maßnahmen sowie die Finanzierung von HWRM-
Maßnahmen. Der Prozess der Maßnahmenidentifizierung und -auswahl bildet die 
Basis für ein erfolgreiches HWRM. In Deutschland verläuft dieser Prozess in der 
Regel dezentral unter Berücksichtigung der Akteure des Hochwasser-
risikomanagements.  

Im Ergebnis handelt es sich beim HWRM in Deutschland um ein gut funktionierendes 
Zusammenspiel zwischen verschiedensten Akteuren, bei dem eine Vielzahl von 
Regelungen und Vorgaben zu beachten sind. Ökonomische Bewertungen im 
weitesten Sinne sind ein Bestandteil dieser Rahmenbedingungen und 
Einflussfaktoren des HWRM-Prozesses. Im Folgenden wird zunächst der Prozess 
dargestellt und erläutert. Da es regionale  oder lokale Abweichungen davon geben 
kann, wird der Prozess schematisch und vereinfacht beschrieben. In einem zweiten 
Schritt wird dargestellt, welche ökonomischen Instrumenten, Methoden und 
Verfahren während des Prozesses an welcher Stelle zum Einsatz kommen können 
und wie sie funktionieren. 

Identifizierte potenzielle Maßnahmen durchlaufen im Folgenden den in der Abb.11 
schematisch dargestellten Prozess, der verschiedenste Entscheidungsebenen 
beinhaltet. So wird zumeist auf der unteren Entscheidungsebene eine erste Auswahl 
von realisierbaren Maßnahmen getroffen. Auch eine Optimierung des gesamten 
HWRM ist aufgrund des institutionalisierten Expertenwissens möglich, so können 
z.B. Akteure benachbarter Risikogebiete sich zusammenschließen und z.B. effiziente 
Lösungen für ein größeres Einzugsgebiet finden. Des Weiteren werden auf diesen 
Ebenen ggf. auch bereits Priorisierungen vorgenommen.  

Das hier beschriebene Schema der Maßnahmenfindung gilt für nahezu sämtliche 
Maßnahmentypen des LAWA Maßnahmenkatalogs. Unterschiedliche ökonomische 
Instrumente kommen zusätzlich zum Einsatz, sobald für Maßnahmen eine Förderung 
beantragt wird. Doch auch wenn keine Förderung beantragt wird, gelten die 
Vorgaben und Rahmenbedingungen in den jeweiligen Organisationen und 
Institutionen. Sämtliche der in diesem Prozess identifizierten und ausgewählten 
Maßnahmen bilden somit die Gesamtheit der HWRM-Maßnahmen. 
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Abb. 11: Schematische Darstellung des Prozesses mit Elementen der ökonomischen 
Bewertung  

 

Obwohl der Prozess hier linear dargestellt wird, kann die Maßnahmenauswahl im 
Einzelfall auch iterativ oder mit Rückschleifen verlaufen.  

Auf den beschriebenen Ebenen des Prozesses der Maßnahmenidentifizierung und -
auswahl kommen verschiedene ökonomische Instrumente, Methoden und Verfahren 
zum Einsatz. Weitere Angaben dazu sind dem „Musterkapitel für den HWRM-Plan 
zur Berücksichtigung der ökonomischen Anforderungen“ (2014) der LAWA zu 
entnehmen.  

Zu den Instrumenten, die eine ökonomische Bewertung als Bestandteil haben oder 
selbst eine Bewertungsmethode darstellen, zählen z.B. (siehe auch: CIS-Eco-
Dokument): 

 Kosten-Nutzen-Bewertungen 

 Kostenvergleichsrechnungen 

 Folgenabschätzungen 

 Machbarkeitsstudien 
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 Expertenwissen 

 Priorisierungsschemata 

In gleicher Weise wirken in diesem Zusammenhang auch die Haushaltsordnungen 
von Bund und Ländern wie Instrumente, da sie u.a. verlangen, für öffentliche 
Ausgaben die Grundsätze der Notwendigkeit der Ausgaben (§ 5 Haushaltsgrund-
sätzegesetz) sowie der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 6 Haushalts-
grundsätzegesetz) zu beachten und umzusetzen. 

 

Angewandte ökonomische Elemente und entsprechende Vorgaben 

Neben den bereits erwähnten rechtlichen Rahmenbedingungen (Haushaltsrecht, 
WHG, etc.) für die Wirtschaftlichkeit und Effizienz von Hochwasserschutz-
maßnahmen gibt es in Deutschland eine Reihe von Vorgaben, die den weiteren 
Rahmen für die Umsetzung des weiteren Hochwasserrisikomanagements bilden 
können. 

Diese Arbeiten, die im Wesentlichen aus der Auseinandersetzung mit der WRRL 
herrühren und als richtungsweisend gelten können, sind nicht rechtsverbindlich in der 
Anwendung, ihre Berücksichtigung wird aber auch bei der Umsetzung der 
ökonomischen Anforderungen der HWRL empfohlen.  

Zu nennen sind hier (ohne Anspruch auf Vollständigkeit): 

 Leitlinien zur Durchführung dynamischer Kostenvergleichsrechnungen  
(LAWA, Berlin 2012) 

 Verhältnismäßigkeit der Maßnahmenkosten im Sinne der EG-Wasserrahmen-
richtlinie – komplementäre Kriterien zur Kosten-Nutzen-Analyse  
(LAWA, Leipzig 2007) 

 Ökonomische Bewertung von Umweltschäden  
(Umweltbundesamt, Dessau 2007) 

 Grundlagen für die Auswahl der kosteneffizientesten Maßnahmen-
kombinationen (Umweltbundesamt, Berlin, 2004) 

 

Darüber hinaus gibt es in Deutschland eine Reihe von Untersuchungen zum Thema 
Wasser und ökonomischer Betrachtungen. Diese wurden in der Regel nicht im 
Hinblick auf die besonderen Anforderungen der HWRL durchgeführt, sind aber in 
ihrer Fragestellung auch zur Unterstützung der Umsetzung der ökonomischen 
Anforderungen der HWRL geeignet.  

Zu nennen sind hier ohne Anspruch auf Vollständigkeit: 

 Methodische Grundlagen für sozio-ökonomische Analysen sowie 
Folgenabschätzungen von Maßnahmen einschließlich Kosten-Nutzen 
Analysen nach EG-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (UBA, Dessau 2013) 

 Kosten-Nutzen-Abwägung im Kontext der EG-Wasserrahmenrichtlinie 
(MUNLV-NRW, Berlin 2011) 

 Ökonomische Bewertung naturverträglicher Hochwasservorsorge an der Elbe 
(BfN, Münster 2010) 
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 Handbuch zu den ökonomischen Anforderungen der europäischen 
Gewässerpolitik (Marggraf et.al. Stuttgart 2012) 

 

Für den HWRM-Plan der FGE Schlei / Trave sind im Rahmen des ersten 
Berichtszyklus die von der HWRL formulierten ökonomischen Anforderungen wie 
z.B. eine Kosten-Nutzen-Abwägung noch nicht möglich. Der erforderliche 
Konkretisierungsgrad der empfohlenen Maßnahmen zur Bewertung der 
Wirtschaftlichkeit wird erst bei Detailplanungen zur Umsetzung erreicht. 

Zum Beispiel kann bei der Anpassung der Deichsysteme, zu der es im Küstengebiet 
keine Alternativen gibt, die Erhöhung des Wasserrückhalts an den Fließgewässern 
eine zentrale Bedeutung haben. Im Zuge einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ist 
neben dem Grad an Betroffenheit bzw. Verletzbarkeit (Vulnerabilität) einzelner 
Schutzgüter die Optionen zur Erweiterung der Rückhalteflächen umfassend zu 
prüfen. 

 

6.4 Strategische Umweltprüfung 

Auf Grundlage der Richtlinie 2001/42/EG (SUP-Richtlinie) ist bei bestimmten Plänen 
und Programmen mit voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen eine 
Strategische Umweltprüfung (SUP) durchzuführen. Diese europäische Richtlinie 
wurde u.a. mit dem Gesetz zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und 
zur Umsetzung der Richtlinie 2001/42/EG (SUPG v. 25. Juni 2005) in deutsches 
Recht umgesetzt. Für HWRM-Pläne ist nach § 14b Abs.1 Nr. 1 und/i. V. m. Anlage 3 
Nr. 1.4 des UVPG3 eine SUP durchzuführen. Damit wird gewährleistet, dass aus der 
Durchführung von Plänen und Programmen resultierende Umweltauswirkungen 
bereits bei der Ausarbeitung und vor deren Annahme berücksichtigt werden. Im 
Hinblick auf die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung soll ein hohes 
Umweltschutzniveau sichergestellt werden. Die Verfahrensschritte der SUP und die 
Integration in das Trägerverfahren sind im Anhang 8 dargestellt. 

Zentrales Element der SUP ist der Umweltbericht nach § 14g des UVPG. Darin sind 
die bei Durchführung des HWRM-Planes voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen auf die Schutzgüter sowie Alternativen ermittelt, beschrieben und 
bewertet. 

Die Durchführung der SUP zum HWRM-Plan der FGE Schlei/Trave ist in enger 
Abstimmung zur SUP zum aktualisierten Maßnahmenprogramm für den 2. Bewirt-
schaftungszeitraum der WRRL der FGE Schlei/Trave erfolgt.  

Es waren die in § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG genannten Schutzgüter 

- Menschen und menschliche Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

- Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 

- Kultur- und sonstige Sachgüter 

einschließlich etwaiger Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgütern zu 
betrachten. Für die SUP wurden keine eigenen Daten erhoben. Die Auswertung 
erfolgte nur anhand vorhandener Daten und Unterlagen. 

                                                 
3
 „Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 

das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist.“ 
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Die Beteiligung zur Festlegung des Untersuchungsrahmens (Scoping) in SH erfolgte 
vom 13.02.-28.03.2014. Die Unterlagen zum vorgeschlagenen Untersuchungs-
rahmen wurden ab dem 13.02.2014 unter www.wasser.schleswig-holstein.de bereit 
gestellt. Die für die HWRL und WRRL zuständige Flussgebietsbehörde (MELUR) hat 
zur Vorstellung der Untersuchungsrahmen für beide Richtlinien am 14.03.2014 einen 
gemeinsamen Termin mit Behörden, deren umwelt- und gesundheitsbezogene 
Aufgabenbereiche durch den Plan oder das Programm berührt werden, durchgeführt. 
Es sind keine für den Untersuchungsrahmen relevanten Stellungnahmen 
eingegangen. 

Für die Planungseinheit Stepenitz in MV wurde das Scoping für den Untersuchungs-

rahmen zur SUP des HWRM‐Plans und des Maßnahmenprogramms nach WRRL 
zeitgleich im März 2014 durchgeführt. Die Unterlagen zum vorgeschlagenen 
Untersuchungsrahmen waren vom 05.03.2014 bis um 22.06.2015 unter 
http://www.lung.mvregierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanage
mentrichtlinie/hwr_aktuelles.htm einsehbar.  

Der als Ergebnis des Scoping für die FGE Schlei/Trave festgelegte, unveränderte 
Untersuchungsrahmen stellt die Grundlage für die Erstellung des Umweltberichts 
dar. 

Entsprechend der §§ 14h, 14i UVPG wurde den berührten Behörden und der 
betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zum Umweltbericht (siehe 
Anhang 9) sowie zum Entwurf des Risikomanagementplanes gegeben. Da die 
Erstellung der SUP zum HWRM-Plan der FGE Schlei/Trave in enger Abstimmung 
zur SUP zum Maßnahmenprogramm für den 2. Bewirtschaftungszeitraum der FGE 
Schlei/Trave erfolgte, wurden dieselben Informationsfristen und dezentralen 
Auslegungsorte sowie eine zusätzliche Bereitstellung im Internet gewählt.  

Das Anhörungsverfahren in SH fand vom 22.12.2014 bis 22.06.2015 statt.  

Für den Anteil des Landes MV an der FGE Schlei/Trave wurde in der Zeit vom 
22.04.2015 bis zum 22.06.2015 den berührten Behörden und der betroffenen 
Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des Umweltberichtes 

sowie zum Entwurf des HWRM‐Planes bzw. zu den Ausführungsdokumenten 
gegeben. 

Die Auswertungen der Stellungnahmen sind im Ergebnis in dem endgültigen HWRM-
Plan der FGE Schlei/Trave berücksichtigt.  
Alle Dokumente, d.h. HWRM-Plan, Umweltbericht und Umwelterklärung, inkl. der 
Aufstellung der Überwachungsmaßnahmen, sind mit der Bekanntgabe der Annahme 
des HWRM-Plans ab dem 22.12.2015 im Internet unter www.hwrl.schleswig-
holstein.de und www.lung.mv-regierung.de/hwrm veröffentlicht. Darüber hinaus wird 
eine Einsichtnahme im MELUR, LKN sowie den unteren Wasserbehörden der Kreise 
und kreisfreien Städte in SH ermöglicht. 

In der Gesamtschau aller Umweltziele sind durch die Umsetzung des HWRM-Plans 
der FGE Schlei/Trave überwiegend positive und neutrale Umweltauswirkungen zu 
erwarten. Mögliche negative Auswirkungen werden vorwiegend durch Maßnahmen 
des Technischen Hochwasserschutzes zu erwarten sein. Hier sind v.a. die 
Schutzgüter „Tiere und Pflanzen“, „Boden“ und „Landschaft“ potenziell betroffen. Bei 
den lokal möglicherweise negativ betroffenen Umweltzielen, insbesondere zum 
„Erhalt von unterirdisch gelegenen Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern sowie 
archäologische Fundstellen“ ist im nachfolgenden Zulassungsverfahren zu prüfen, 

http://www.wasser.schleswig-holstein.de/
http://www.lung.mvregierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_aktuelles.htm
http://www.lung.mvregierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_aktuelles.htm
http://www.hwrl.schleswig-holstein.de/
http://www.hwrl.schleswig-holstein.de/
http://www.lung.mv-regierung.de/hwrm
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inwieweit die negativen Auswirkungen vermieden, minimiert oder wenigstens 
kompensiert werden können. 

 

7 Koordination zum Hochwasserrisikomanagementplan 

Durch Kabinettsbeschluss 269/08 vom 08./09.12.2008 wurde das Umsetzungs-
konzept zur EG-Hochwasserrichtlinie für Schleswig-Holstein verabschiedet. 

Innerhalb der FGE Schlei/Trave ist gemäß Art. 3 HWRL das MELUR die zuständige 
Flussgebietsbehörde, von der auch die gesamte Koordination wahrgenommen wird.  

Die FGE Schlei / Trave erstreckt sich von der deutsch-dänischen Grenze, mit der 
Krusau auf dänischer Seite, über den östlichen Teil von Schleswig-Holstein bis auf 
das Gebiet von Mecklenburg-Vorpommern mit dem Einzugsgebiet der Stepenitz. 

 

7.1 Koordination international und national 

Die FGE Schlei/Trave ist bei der Berichterstattung gemäß Artikel 3 WRRL zwar als 
internationale FGE gemeldet worden, wird aber angesichts der geringen 
Flächenanteile des Königreiches Dänemark an der FGE jedoch in Abstimmung 
zwischen dem Königreich Dänemark und der Bundesrepublik Deutschland wie eine 
nationale FGE behandelt und wurde daher bei allen nachfolgenden 
Berichterstattungen zur WRRL sowie Art. 3 HWRL als nationale FGE gemeldet. Die 
Koordination zur Umsetzung der HWRL mit Dänemark erfolgt dabei durch die 
Flussgebietsbehörde in SH (MELUR) in Abstimmung mit dem Landesbetrieb für 
Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz (LKN).  

 

Tab. 11:  Übersicht über die zuständigen Behörden in der FGE Schlei/Trave 

Name der zuständigen Behörde Abkürzung 
Anschrift der 
zuständigen 
Behörde 

Weitere Informationen 

Dänemark 

Dänisches Umweltministerium   Højbro Plads 4 
DK-1200 
Copenhagen K 

www.mim.dk  

Schleswig-Holstein  

Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume des Landes Schleswig-
Holstein 

MELUR Mercatorstraße 3 
D-24106 Kiel 

www.wasser.schleswig-
holstein.de  

Mecklenburg-Vorpommern 

Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und Verbraucherschutz 
Mecklenburg‐Vorpommern 
 

LU  Paulshöher Weg 1 
19061 Schwerin 
 

www.lu.mv‐regierung.de 

 

Die nationale Koordination im Umsetzungsprozess der HWRL hat die 
Flussgebietsbehörde in Schleswig-Holstein mit derjenigen in Mecklenburg-
Vorpommern wahrgenommen.  

http://www.mim.dk/
http://www.wasser.schleswig-holstein.de/
http://www.wasser.schleswig-holstein.de/
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7.2 Koordination in der FGE 

In der FGE Schlei/Trave erfolgt die Koordinierung der Aufgaben auf verschiedenen 
Ebenen. Die grundsätzliche Vorgehensweise in SH zur Umsetzung der HWRL wird 
durch die zuständige Behörde MELUR festgelegt. Das Landesamt für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume (LLUR) und der Landesbetrieb für Küstenschutz, 
Nationalpark und Meeresschutz (LKN) begleiten den gesamten Umsetzungsprozess. 

Im Rahmen einer Lenkungsgruppe und einer interministeriellen Arbeitsgruppe, die 
ebenfalls unter der Leitung der Abteilung Wasserwirtschaft des MELUR steht, sind 
die am Umsetzungsprozess beteiligten anderen Fachabteilungen des MELUR, sowie 
weitere fachlich betroffene Ministerien (Fachressorts) vertreten. 

Innerhalb der vier Planungseinheiten in SH sind elf Bearbeitungsgebiete festgelegt, 
für die jeweils unter der Federführung der Wasser- und Bodenverbände eine 
Arbeitsgruppe aus den betroffenen Institutionen, Verbänden und Interessengruppen 
eingerichtet wurde. Die Arbeitsgruppen begleiten in ihrem Gebiet den regionalen 
Umsetzungsprozess.  

In MV obliegt dem LU die Steuerung aller rechtlichen, fachlichen und 

organisatorischen Fragen der Umsetzung der HWRL im Rahmen der Dienst‐ und 
Fachaufsicht sowie die Koordinierung bei den erforderlichen Abstimmungen mit 
weiteren zu beteiligenden Fachressorts. Das Landesamt für Umwelt, Naturschutz 
und Geologie (LUNG) ist die zentrale Bearbeitungs- und Koordinierungsstelle für die 
fachliche Umsetzung der Hochwasserrichtlinie in MV. Dazu werden in Zuständigkeit 
der Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt (StÄLU) für die Risikogebiete in 
den jeweiligen Amtsgebieten die Maßnahmen ermittelt sowie die Beteiligung weiterer 
Akteure auf regionaler und lokaler Ebene koordiniert. 

 

7.3 Koordination mit weiteren EU-Richtlinien  

Nach Vorgaben der EU-KOM sind bei der Erarbeitung der HWRM-Pläne weitere EU-
Richtlinien zu beachten. Deren Relevanz wurde für den HWRM-Plan der FGE 
Schlei/Trave geprüft und ist mit folgendem Ergebnis berücksichtigt: 

 SUP- und UVP-Richtlinie:  

o Für die Maßnahmen des HWRM-Plans, die als Projekte gemäß Art. 1 
der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (die die in Anhang A. I. 
Ziffer 4 der HWRL genannte Richtlinie 85/337/EWG ersetzt hat) gelten, 
werden im Rahmen des weiteren Planungsprozesses 
Umweltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt. 

o Für den HWRM-Plan wurde eine Strategische Umweltprüfung im Sinne 
der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter 
Pläne und Programme (2001/42/EG) durchgeführt. 

 Seveso-Richtlinie 

o Der HWRM-Plan berücksichtigt auch Maßnahmen der Richtlinie des 
Rates vom 04. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren 
Unfällen mit gefährlichen Stoffen (2012/18/EU, Seveso-III-Richtlinie), 
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die die in Anhang A. I. Ziffer 4 der HWRL genannte Richtlinie 96/82/EG 
ersetzt hat. 

 WRRL 

o Der HWRM-Plan wurde mit dem Bewirtschaftungsplan nach Richtlinie 
2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen 
der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (WRRL) koordiniert. 
Entsprechend Art. 9 HWRL wurden beide Richtlinien besonders im 
Hinblick auf die Verbesserung der Effizienz, den Informationsaus-
tausch, Synergien und gemeinsame Vorteile für die Erreichung der 
Umweltziele der WRRL (Art. 4) koordiniert (siehe LAWA-Empfehlungen 
zur koordinierten Anwendung der EG-HWRM-RL und EG-WRRL). 

 FFH-Richtlinie  

o Der HWRM-Plan berücksichtigt über die HWGK und HWRK die 
Kulissen der FFH- Gebiete gemäß Richtlinie 92/43/EWG und 
Vogelschutzgebiete gemäß Richtlinie 79/409/EWG. 

 Erholungs- und Badegewässer-Richtlinie 

o Der HWRM-Plan berücksichtigt über die HWGK und HWRK die 
Kulissen der Erholungs- und Badegewässer gemäß Richtlinie 
76/160/EWG. 

 

Wasserrahmenrichtlinie 

Das Europäischen Parlament und der Rat hat für die Wasserpolitik der EU mit der 
Einführung der HWRL in Ergänzung WRRL die Aufgabe gestellt, unter der 
Berücksichtigung der Wechselwirkungen des HWRM mit der Umwelt, der Wirtschaft 
und der Gesellschaft sowie möglicher Folgen einer Klimaänderung einen 
wasserwirtschaftlich geschlossenen Methoden- und Planungsraum zu entwickeln. 

 

 

Abb. 12: Aspekte der Nachhaltigkeit von HWRL und WRRL und ihre übergreifenden Gebiete 
(Quelle: Evers, M. und Nyberg, L., 2013)  
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Zur Koordinierung der HWRL mit der WRRL haben die europäischen 
Wasserdirektoren Ende 2013 ein „Verlinkungspapier“ verabschiedet (Links between 
the Floods Directive (FD 2007/60/EC) and Water Framework Directive (WFD 
2000/60/EC)). 

Um für den ersten Berichtszyklus bei der Erarbeitung der HWRM-Pläne in 
Deutschland die notwendige Koordination mit der Fortschreibung der 
Bewirtschaftungspläne nach WRRL sicherzustellen, wurden von der LAWA 
„Empfehlungen zur koordinierten Anwendung der EG-HWRM-RL und EG-WRRL“ 
(Stand 2013) als Arbeitshilfe erstellt.  

Obwohl sich die Ziele beider Richtlinien unterscheiden, sprechen doch beide das 
Schutzgut Umwelt an. Auch wirken beide Richtlinien in überwiegend identischen 
Gebietskulissen, den Flussgebietseinheiten. Es ist daher zielführend, die für die 
Erreichung der Ziele beider Richtlinien vorgesehenen Maßnahmen einander 
gegenüber zu stellen und auf potenzielle Synergie- bzw. Konfliktpotenziale zu prüfen.  

Inhaltliche Synergien sind im Wesentlichen über die Maßnahmenauswahl und 
Maßnahmenpriorisierung in den HWRM-Plänen und den Maßnahmenprogrammen 
nach WRRL zu erwarten. Potenzielle Konflikte zwischen den Zielen beider Richtlinien 
wie beispielsweise bei der Umsetzung von Maßnahmen des technischen 
Hochwasserschutzes, können nicht von vornherein ausgeschlossen werden und 
können zu einer Anpassung der Zielerreichung oder Fristen gemäß WRRL oder der 
Maßnahmen für den konkreten Wasserkörper/Gewässerabschnitt nach einer der 
beiden Richtlinien führen. Dabei ist eine Abwägung im Einzelfall vorzunehmen. 
Gegebenenfalls ist auch die Inanspruchnahme einer Ausnahme von den 
Bewirtschaftungszielen zugunsten von notwendigen Maßnahmen des 
Hochwasserrisikomanagements denkbar. 

Dazu wurde ein gemeinsamer LAWA-Maßnahmenkatalog für die Maßnahmen der 
HWRM-Pläne und der Bewirtschaftungspläne nach WRRL entwickelt. Bei der 
Aufstellung dieses gemeinsamen LAWA-Maßnahmenkatalogs fand bereits eine 
generelle Vorprüfung der angestrebten Maßnahmenwirkungen statt. Alle 
Maßnahmen bzw. Handlungsfelder des Katalogs wurden einer der folgenden 
Gruppen zugeordnet (siehe Anhang 5): 

 M1: Maßnahmen, die die Ziele der jeweils anderen Richtlinie unterstützen.  

 M2: Maßnahmen, die ggf. zu einem Zielkonflikt führen können und einer  
          Einzelfallprüfung unterzogen werden müssen.  

 M3: Maßnahmen, die für die Ziele der jeweils anderen Richtlinie nicht  
          relevant sind.  

Der kleinste Betrachtungsraum im Bearbeitungsgebiet sind für das Flusshochwasser 
die WRRL-Wasserkörper, für die die Ziele festgelegt und Maßnahmen geplant 
werden. Auf diesen Ebenen werden die Planungen zwischen WRRL und HWRL 
koordiniert umgesetzt.  

Die Planungsschritte zur koordinierten Umsetzung der HWRL und der WRRL sind in 
Abb. 13 dargestellt. 
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Abb. 13: Planungsschritte zur koordinierten Umsetzung der HWRL und der WRRL  

 

Formelle Synergien mit der Bewirtschaftungsplanung nach WRRL wurden in der 
FGE Schlei/Trave durch die gemeinsame Einbeziehung der interessierten Stellen 
und der Öffentlichkeit unter Berücksichtigung des gemeinsamen Zeitplanes zur 
Berichterstattung erzielt. 

 

Seveso-III-Richtlinie 

Die Seveso-III-Richtlinie (2012/18/EU, Ersatz der Seveso-II-Richtlinie (96/82/EG) seit 
dem 13.8.2012) beinhaltet ebenfalls Maßnahmen zur Hochwasserbekämpfung. Eine 
Verzahnung beider Richtlinien ergibt sich aus Punkt A.I.4 des Anhangs der HWRL.  

Die Anlagenbetreiber sind verpflichtet: 

 notwendige Maßnahmen zu ergreifen, um schwere Unfälle zu verhüten und 
deren Folgen für Mensch und Umwelt zu begrenzen  

 Maßnahmen gegen Überschwemmungen zu beschreiben  

 Störfälle durch Überschwemmungen zu verhindern  

In Deutschland wurde zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie 2012 die Technische 
Regel Anlagensicherheit (TRAS) 310 „Vorkehrungen und Maßnahmen wegen der 
Gefahrenquellen Niederschläge und Hochwasser“ eingeführt.  

Die behördliche Bestimmung von signifikantem Hochwasserrisiko gemäß § 73 WHG 
ist bei der Einhaltung der allgemeinen Betreiberpflichten zu beachten. Grundlage für 
die Gefahrenquellenanalyse sind die gemäß § 74 WHG von den Behörden der 
Wasserwirtschaft zu erstellenden HWGK und HWRK sowie festgesetzten 
Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 WHG. 
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Folgende umgebungsbedingte natürliche Gefahrenquellen sind zu berücksichtigen: 

• Überflutungen durch Gewässer, einschließlich des Versagens von 
Hochwasserschutzeinrichtungen 

• Sonstige Überflutungen, z. B. durch Starkniederschläge oder Rückstau aus 
der Kanalisation 

• Aufsteigendes Grundwasser 

Maßnahmen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie sind nicht Inhalt des HWRM-
Plans. Vergleichbar könnten sie der Maßnahme 308 „Hochwasserangepasster 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen“ des LAWA-Maßnahmenkatalogs 
zugeordnet werden. Diese umfasst unter anderem die Überwachung von 
VAwS/AwSV-Anlagen und die Information deren Betreiber. 

 

8 Information der Öffentlichkeit und Einbeziehung interessierter Stellen  

Nach Auffassung der KOM ist die Öffentlichkeitsbeteiligung zu den HWRM-Plänen 
gemeinsam mit der Öffentlichkeitsbeteiligung zu den Bewirtschaftungsplänen und 
Maßnahmenprogrammen durchzuführen, und zwar auch im Hinblick auf die Fristen.  

Nach Art. 10 HWRL i.V. mit § 79 WHG wird im Rahmen der Umsetzung der HWRL in 
der FGE Schlei/Trave der Öffentlichkeit der Zugang zur vorläufigen Bewertung des 
Hochwasserrisikos, zu den HWGK und HWRK sowie zu den HWRM-PL ermöglicht. 

Einen Überblick über die in den Handlungsbereichen Verantwortlichen und in die 
HWRM-Planung einzubeziehenden Akteure gibt Abb. 14. 

 

 

Abb. 14: Akteure des Hochwasserrisikomanagements  
(Grafik aus LAWA- Empfehlungen 2013) 
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Die Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung und der aktiven Einbeziehung 
interessierter Stellen sind in der HWRL im Gegensatz zur WRRL weder zeitlich noch 
inhaltlich näher bestimmt. Sowohl die HWRL als auch das WHG gehen aber auf eine 
Koordinierung der Öffentlichkeitsbeteiligung mit der Umsetzung der WRRL ein (siehe 
Kap. 7.3). Daher wurden die Beteiligungsverfahren zur HWRL und zur WRRL 
zeitgleich durchgeführt. Die Koordinierung ist in Kap. 7 beschrieben.  

 

Information und Beteiligung in SH 

In Schleswig-Holstein sind für den Hochwasserschutz und die Hochwasservorsorge 
verschiedene Verwaltungs- und Fachbereiche auf verschiedenen Ebenen zuständig. 
Entsprechend ihrer zentralen Rolle hat die Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes 
die Erstellung der HWRM-PL initiiert und anschließend koordiniert.  

Die Prüfungen und Erfolgskontrollen der Umsetzung des HWRM-PL bleiben auch für 
die folgenden Berichtszyklen an die EU-KOM in der Federführung des zuständigen 
MELUR.  

Die Maßnahmenempfehlungen wurden in SH zunächst von der Flussgebietsbehörde 
gemeinsam mit den operativen nachgeordneten Stellen entwickelt und anschließend 
mit den Akteuren des HWRM im Zuge des landesinternen Beteiligungsverfahrens 
WRRL/HWRL abgestimmt. Neben den bereits erwähnten gesetzlichen Aufgaben und 
Verpflichtungen ist die Umsetzung weitergehender Maßnahmen eine Empfehlung 
und grundsätzlich freiwillig.  

Die Maßnahmen zur Förderung einer aktiven Einbeziehung der interessierten Stellen 
sind: 

- Einrichtung einer interministeriellen Arbeitsgruppe (IMAG) mit den von der 
Umsetzung der europäischen WRRL, MSRL, HWRL berührten Ressorts – 
regelmäßige (mind. jährlich) Berichterstattung und Erörterung zum 
Umsetzungsstand der drei RL  

- Einrichtung von Flussgebietsbeiräten für die FGE Eider und FGE Schlei/Trave 
sowie für das Teileinzugsgebiet der Elbe, u.a. mit Vertretern der kommunalen 
Spitzenverbände und der Wirtschaft 

- Einbeziehung der unter Federführung der Wasser- und Bodenverbände 
eingerichteten Arbeitsgruppen der 33 Bearbeitungsgebiete in die Erörterung 
der Erkenntnisse und die Ableitung von Schlussfolgerungen der HWRL und 
WRRL 

- Berichterstattung über den Umsetzungsstand im Beirat integriertes 
Küstenschutzmanagement (BIK)  

- Durchführung von regelmäßigen Informationsveranstaltungen zu den Wasser-
Richtlinien und insbesondere zur Umsetzung der HWRL und WRRL 

 

Grundsätzliche Informationen zur HWRL und über die Teilschritte und Ergebnisse 
der Umsetzung in SH stehen der Öffentlichkeit über das Internet unter 
www.hwrl.schleswig-holstein.de zur Verfügung. Hier finden alle Interessierten 
Informationen zu folgenden Inhalten  

 Hochwasserrichtlinie 

 Dokumentation der Informationsveranstaltungen 

http://www.hwrl.schleswig-holstein.de/
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 Ergebnisse der einzelnen Umsetzungsschritte der HWRL, insbesondere die 

o Vorläufige Bewertung des Hochwasserrisikos 

o Hochwassergefahren- und -risikokarten  

o Hochwasserrisikomanagementpläne 

o Strategische Umweltprüfung 

 Berichtsdokumente an die Europäische Kommission 

 

Die Veröffentlichung der Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten ist 
wichtiger Bestandteil der Vorsorge, die neben dem landesseitigen Internetangebot 
www.hochwasserkarten.schleswig-holstein.de zentral für alle deutschen FGE über 
die Bund-Länder-Informations- und Kommunikationsplattform WasserBLIcK 
zugänglich sind (http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/HWRMRL-
DE/index.html). 

Weitere Informationen, die die Umsetzung der HWRL in Deutschland betreffen, 
können ebenfalls dem WasserBLIcK entnommen werden (www.wasserblick.net). 

 

Information und Beteiligung in MV 

Grundlegende Informationen zur HWRL und über die Teilschritte ihrer Umsetzung in 
MV werden über die Internetpräsenz des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und 

Geologie Mecklenburg‐Vorpommern gegeben. 

Darüber hinaus stehen Veröffentlichungen, wie die z.B. die vorläufige Bewertung des 

Hochwasserrisikos oder die Hochwassergefahren‐ und Hochwasserrisikokarten zum 
Download zur Verfügung. 

Die unterschiedlichen Instrumente, die zur Information und Beteiligung der 

Öffentlichkeit in Mecklenburg‐Vorpommern eingesetzt werden sind in nachfolgender 
Tab. 12 zusammenfassend dargestellt. 

 

Tab. 12:  Maßnahmen zur Information und Beteiligung der Öffentlichkeit durch das Land 
Mecklenburg-Vorpommern  

Internetseiten 
Bund 

 Kartenportal der BfG – Hochwassergefahrenkarten und 
Hochwasserrisikokarten national: 
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/HWRMRL-
DE/index.html?lang=de 

 Kartenportal der BfG – Hochwassergefahrenkarten und 
Hochwasserrisikokarten international: 
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/IKSE_DE/index.html?la
ng=de 

 Bund/Länder-Informations- und Kommunikationsplattform WasserBLIcK: 
http://www.wasserblick.net 

Internetseiten 
und digitale 
Datenbereitstell
ung MV 

 Informationen zur HWRM-RL, den einzelnen Umsetzungsschritten und 
Bereitstellung der HWGK / HWRK im pdf-Format: 
http://www.lung.mv-regierung.de/hwrm 

 frei zugängliches Themenportal „Hochwasserrisikomanagement“ mit den 

http://www.hochwasserkarten.schleswig-holstein.de/
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/HWRMRL-DE/index.html?lang=de
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/HWRMRL-DE/index.html?lang=de
http://www.wasserblick.net/
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/HWRMRL-DE/index.html?lang=de
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/HWRMRL-DE/index.html?lang=de
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/IKSE_DE/index.html?lang=de
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/IKSE_DE/index.html?lang=de
http://www.wasserblick.net/
http://www.lung.mv-regierung.de/hwrm
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Inhalten der HWGK/HWRK sowie potenziellen Überflutungsflächen: 
https://www.umweltkarten.mv-
regierung.de/atlas/script/index.php?nutzer=p3HWRMRL 

 WMS-Dienst des Themenportals „Hochwasserrisikomanagement“:  
http://www.umweltkarten.mv-regierung.de/script/mv_a3_hwrmrl_wms.php 

 Ergebnisse der Hochwasserrisikomanagementplanung 
(Abschlussberichte und Anlagen für 32 Teilbearbeitungsgebiete), BG1_a 
mit Relevanz für FGE Schlei/Trave: 
http://www.lung.mv-
regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrich
tlinie/hwr_hochwasserrisikomanagementplaene.htm  

Informations-
veranstal-
tungen/ 
Diskussions-
foren 

 ganztägige Informationsveranstaltung „Hochwasserrisikomanagement in 
Mecklenburg-Vorpommern“ (Oktober 2013) 

 Pressekonferenz und -mitteilung des LU (Januar 2014) zur 
Veröffentlichung der Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten  

 Regionalkonferenzen jeweils in den Staatlichen Ämtern für Landwirtschaft 
und Umwelt zum Stand der Hochwasserrisikomanagementplanung in M-V 
(Januar 2014); Schwerpunkt: veröffentlichte HWGK / HWRK 

 Auftaktveranstaltungen zum Beginn der HWRM-Planung in den sechs 
Bearbeitungsgebieten MVs (1 BG mit Relevanz für FGE Schlei/Trave); 
Schwerpunkt: Zusammenfinden der Akteure, Vorbereitung und Beginn 
der Defizitanalyse und Maßnahmenidentifizierung auf regionaler Ebene 

 Überblick zum Stand der HWRM-RL auf dem 19. Gewässersymposium 
„Wasserrahmenrichtlinie und Hochwasserrisikomanagementrichtlinie“ 
(November 2014) 

 telefonische und schriftliche Anfragen sowie Gespräche und 
Diskussionsrunden auf lokaler und regionaler Ebene (Oktober 2014 bis 
April 2015); Schwerpunkt: Defizitanalyse und Maßnahmenidentifikation 
sowie Abstimmung dieser 

 Abschlussveranstaltungen zur HWRM-Planung in den sechs 
Bearbeitungsgebieten MVs (1 BG mit Relevanz für FGE Schlei/Trave); 
Schwerpunkt: Vorstellung der Maßnahmen (April 2015) 

Informations-
material/ 
Veröffent-
lichungen 

 Vorläufige Bewertung des Hochwasserrisikos im Rahmen der EU-
Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (BIOTA 2011) 

 Ergänzung des Berichtes zur vorläufigen Bewertung des 
Hochwasserrisikos der Binnengewässer nach EU-HWRM-RL in 
Mecklenburg-Vorpommern (BIOTA 2013) 

 Fragen und Antworten zu den Hochwassergefahren- und 
Hochwasserrisikokarten 

 Unterlagen der in den StÄLU durchgeführten Regionalkonferenzen 

 Pilotprojekt Ostseeheilbad Graal-Müritz (BIOTA 2014b); Ableitung einer 
geeigneten Vorgehensweise bei der HWRM-Planung 

 Leitfaden  Hochwasserrisikomanagementplanung in Mecklenburg-
Vorpommern (BIOTA 2014a) 

 

https://www.umweltkarten.mv-regierung.de/atlas/script/index.php?nutzer=p3HWRMRL
https://www.umweltkarten.mv-regierung.de/atlas/script/index.php?nutzer=p3HWRMRL
http://www.umweltkarten.mv-regierung.de/script/mv_a3_hwrmrl_wms.php
http://www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwasserrisikomanagementplaene.htm
http://www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwasserrisikomanagementplaene.htm
http://www.lung.mv-regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwasserrisikomanagementrichtlinie/hwr_hochwasserrisikomanagementplaene.htm
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Die aktive Beteiligung aller Verantwortlichen und interessierten Stellen ist ein 

zentrales Element der HWRM‐Planung und wird von den zuständigen Behörden 
gefördert. Dazu wurde in Mecklenburg‐Vorpommern der Leitfaden 
„Hochwasserrisikomanagementplanung in M‐V“ (BIOTA 2014a) erarbeitet, der die 
Vorgehensweise bei der Managementplanung beschreibt und dabei insbesondere 
über die verschiedenen Planungsebenen (Landesebene, regionale und lokale 
Ebene), die wesentlichen Akteure und die Einbindung aller Beteiligten in den 
Planungsablauf informiert. 

Bei der Managementplanung und der Umsetzung von Maßnahmen wirken 
verschiedenste Fachdisziplinen und Verwaltungsebenen zusammen. Die für den 
Managementprozess in MV identifizierten wesentlichen Akteursgruppen umfassen 
daher neben den beteiligten Ressorts auf Ebene der Ministerien (interministerielle 
Beteiligung) auch die kommunale Ebene sowie darüber hinaus weitere potenziell 
Betroffene. Dies sind u.a.: 

• Ressort Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz (federführend) 

• Ressort Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 

• Ressort Arbeit, Gleichstellung und Soziales 

• Ressort Bildung, Wissenschaft und Kultur 

• Ressort Inneres und Sport 

• Kommunale Ebene 

• Örtliche Gefahrenabwehr / Katastrophenschutz 

• Versicherungsunternehmen 

• Gewässerunterhaltungspflichtige 

• Ver‐ und Entsorger 

• Energie / Telekommunikation 

• Verkehr / Schifffahrt 

• Gewerbe / Industrie 

• Privatpersonen 

Die Einbindung aller Akteure erfolgt über, schriftliche und telefonische 
Abstimmungen sowie durch weiterführende Gespräche und Diskussionen, wobei ein 
Austausch zwischen den unterschiedlichen Planungsebenen angestrebt wird. Der 
konkrete Ablauf des Beteiligungsprozesses kann dem Leitfaden entnommen werden, 
der unter folgender Adresse abrufbar ist: 
http://www.lung.mv‐regierung.de/dateien/hwrmrl_leitfaden.pdf  

 

9 Datenmanagement und Berichtswesen  

Bei der Berichterstattung ist der Grundsatz der Subsidiarität zu beachten. Die 
Vorstellungen der EU-Kommission sehen vor, das Wasserinformationssystem 
„WISE“ (Water Information Systems for Europe) als Internet- Informationsplattform 
auch für die Berichterstattung zu verwenden.  

Allen Berichtspflichten im Rahmen der HWRL ist demnach elektronisch mittels WISE 
unter Berücksichtigung der Vorschriften der INSPIRE-Richtlinie (Geodateninfra-

http://www.lung.mv‐regierung.de/dateien/hwrmrl_leitfaden.pdf
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struktur in der Europäischen Gemeinschaft) vom 14. März 2007 (2007/2/EG) über die 
Metadaten für die zugehörigen (räumlichen) Themen nachzukommen. Für den  
1. Zyklus 2011 - 2015 können die Mitgliedstaaten entweder in einem INSPIRE-
kompatiblen Format berichten (dezentrales System), oder falls dies in einem 
Mitgliedstaat noch nicht vollständig umgesetzt ist, mit Hyperlinks zu in digitalem 
Format vorliegenden Karten, mit georeferenzierten Hyperlinks, die den Zugang von 
einem in WISE identifizierten Gebiet aus ermöglichen. Für den 2. Zyklus 2016 - 2021 
haben die Berichtsformate/-schemata möglichst vollständig INSPIRE zu 
entsprechen. 

Das Reporting zur HWRL wird in die Organisationsstrukturen des Daten-
managements der WRRL und deren Internet- Informationsplattformen auf den 
verschiedenen nationalen und internationalen Ebenen integriert. 

 

9.1 Datenmanagement  

Das Datenmanagement zur HWRL erfolgt entsprechend der Vorgehensweise zur 
Umsetzung der WRRL auf Grundlage der Anforderungen der EU sowie der 
länderübergreifenden Abstimmungen in den Gremien der LAWA und der FGG Elbe. 

Allgemein werden die Abstimmungsergebnisse der LAWA und der FGG Elbe auf die 
Flussgebietseinheiten der beteiligten Bundesländer (SH: Elbe, Schlei/Trave, Eider; 
MV: Schlei/Trave) übertragen, um ein landesweit einheitliches Vorgehen zu 
gewährleisten. 

Die landesinterne Fachdatenhaltung muss die Anforderungen an die bundesweite 
Berichterstattung über den WasserBLIcK (siehe Kap. 9.2) berücksichtigen und deckt 
darüber hinaus  auch zusätzliche landesspezifische Anforderungen ab. Die Daten 
werden in den Fachinformationssystemen des Landes vorgehalten. 

 

9.2 Berichtswesen über den WasserBLIcK an die EU-KOM 

Die landesinternen Fachdaten zur Umsetzung der HWRL werden wie bei der 
Umsetzung der WRRL über standardisierte Schnittstellen (Datenschablonen) an das 
bundesweite Berichtsdatenportal WasserBLIcK der BfG (Bundesanstalt für 
Gewässerkunde in Koblenz) gemeldet. 

Hierzu muss ggf. zuvor eine Überführung in das konkrete Datenmodell der 
Datenschablone erfolgen. Das WasserBLIcK-Datenmodell deckt die Anforderungen 
der EU sowie von LAWA und den deutschen Flussgebietsgemeinschaften ab. 

Zur Weiterleitung der Ergebnisdaten zu Art. 7 HWRL gibt es eine Datenschablone 
der BfG. Darin sind die vorgesehenen Maßnahmen für die Hochwasserrisikogebiete 
und für konzeptionelle Maßnahmen mit gebietsübergreifendem Bezug verortet. Für 
jede zu meldende Maßnahme müssen Zuordnungen mitgeliefert werden (u.a. LAWA-
Maßnahmentyp, EU-Maßnahmentyp, Überflutungstyp, verantwortliche Behörde, 
Priorität der Maßnahme). 

Die landesinternen Maßnahmenkataloge der HWRM-Pläne werden entsprechend 
den Vorgaben der Datenschablone aufbereitet (siehe Anhang 10 und 11). 

Unter Berücksichtigung der Anforderungen der EU zur Berichterstattung Art.7 HWRL 
wurden für den derzeitigen Sachstand der Datenschablone (WasserBLIcK) für SH 
folgende Festlegungen getroffen: 
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Zählweise von Maßnahmen: In einer FGG Elbe Kleingruppe zur Prüfung auf 
Erarbeitung einer Methode zur Zählweise von Maßnahmen konnte keine Einigung 
auf ein einheitliches fachliches Vorgehen erzielt werden. Hintergrund sind die 
unterschiedlichen Methoden zur Umsetzung der Art. 4, 5 und 6 HWRL in den 
Bundesländern. Die EU-KOM fordert für den 1. Berichtszyklus keine Zählung von 
Maßnahmen. Daher wurde in SH vor dem Hintergrund einer 1:1 Umsetzung von 
dieser Angabe in der Datenschablone abgesehen. Für die Maßnahmen in 
Mecklenburg-Vorpommern ist eine quantitative Erfassung und Meldung erfolgt. 

Prioritäten der Maßnahmen: Für alle Maßnahmen des Katalogs wurden eindeutige 
Prioritäten für das Flusshochwasser und Küstenhochwasser festgelegt. 

Umsetzungsstatus der Maßnahmen: Für die Maßnahmen des Flusshochwassers 
wurde „OG“ (on going) angegeben, da sich die Maßnahmenvorschläge überwiegend 
aus fortlaufenden Aufgaben aus gesetzlichen Verpflichtungen ableiten. Für die 
Maßnahmen des Küstenhochwassers bleibt eine Differenzierung des 
Umsetzungsstatus bestehen.  

Zuständigkeit für Maßnahmen: Für alle Maßnahmen wird das Land als 
verantwortliche Behörde gemeldet. Das MELUR hat die Federführung für die 
Erstellung, Koordinierung, Prüfung und Erfolgskontrollen bei der Umsetzung der 
HWRM-PL für alle Berichtszyklen. Dies wurde insbesondere aufgrund der vielfältigen 
Zuständigkeiten bei der Umsetzung von Maßnahmen zwischen einzelnen Ressorts 
und auf unterschiedlichen Verwaltungsebenen entschieden. Darüber hinaus sind alle 
bisher entwickelten Maßnahmen-Empfehlungen insbesondere für Kommunen und 
Verbände in ihrer Umsetzung durch das MELUR nicht direkt beeinflussbar. Für die 
Planungseinheit Stepenitz (MV) sind zu den einzelnen Maßnahmen Zuständigkeiten 
bzw. wichtigste Ansprechpartner differenziert erfasst und gemeldet worden. 

Konzeptionelle Maßnahmen: Alle 500er konzeptionellen Maßnahmen sind dem EU-
Maßnahmentyp M 61 - sonstige Maßnahmen zugeordnet. Die EU-Maßnahmenarten 
sehen für die Zuordnung bereits für jeden EU-Aspekt die Möglichkeit zur Meldung 
sonstiger Maßnahmen (M 24 - Vermeidung, M 35 – Schutz, M 44 - Vorsorge) vor. Da 
alle vorgeschlagenen konzeptionellen Maßnahmen auch allen Aspekten zugeordnet 
werden können, fasst die EU unter M 61 diese zusammen. 

Für MV wurden konzeptionelle Maßnahmen entsprechend ihres Maßnahmentyps 
den jeweiligen EU-Aspekten zugeordnet. Sofern sie keinem der EU-Aspekte 
„Vermeidung“, „Schutz“, „Vorsorge“ oder „Wiederherstellung/Regeneration und 
Überprüfung“ zuwiesen werden konnten ist eine Eingruppierung in Sonstiges (M61) 
erfolgt. 

Zum in der Richtlinie vorgesehenen Berichtszeitpunkt für Art. 7 HWRL - also zum  
22. März 2016 - werden die Daten aus den WasserBLIcK-Datenschablonen für 
Deutschland offiziell von der BfG an das Berichtsportal WISE (Water Information 
System of Europe) der EU gemeldet. Hierfür erfolgt zuvor durch die BfG ein Transfer 
in die von der EU angebotenen Berichtsschnittstellen. 

 

9.3 Vorhalten, Übergabe bzw. Bereitstellung der Daten an Dritte 

Die Fachdaten von Schleswig-Holstein zur Umsetzung der HWRL und WRRL 
werden in den landesinternen Fachinformationssystemen vorgehalten. Zusätzlich 
liegen an die BfG gemeldeten Berichtsdaten in Form der gefüllten WasserBLIcK-
Datenschablonen vor. 
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Die Ergebnisse werden über die Länderportale und das BfG-Portal WasserBLIcK in 
Form von Berichten und Karten sowie über interaktive WEB-Portale zu Karten-
anwendungen zur Verfügung gestellt. 

Eine Freigabe der Daten in SH an Dritte kann auf Anfrage durch das MELUR 
erfolgen. 

Neben der Datenhaltung durch die BfG stellt MV alle im Rahmen der HWRL 
erarbeiteten Ergebnisse über die Internetpräsenz des LUNG und das Themenportal 
„Hochwasserrisikomanagement“ zur Verfügung (detaillierte Informationen s. Kapitel 
8). Datenabgaben erfolgen zudem auf Nachfrage durch das LUNG. 

 

10 Überwachung der Umsetzung 

Für Deutschland sind in den LAWA Empfehlungen zur Aufstellung von HWRM-
Plänen (2013) die Handlungsfelder entsprechend den EU-Maßnahmenarten 
aufgelistet. Dort sind auch die Zuständigkeiten, Ziele, Bestandserhebungen, 
Maßnahmen und die mögliche Umsetzung mit den Akteuren des HWRM definiert, es 
gibt somit klare Wege und Vorgehensweisen. 

Der HWRM-Plan der FGE Schlei / Trave enthält dementsprechende Empfehlungen 
von Maßnahmen, die den zuständigen Akteuren in Schleswig-Holstein klar 
zugeordnet sind und damit der Überwachung der Umsetzung der Maßnahmen im 
HWRM-Plan zugrunde liegen. 

Gleichzeitig ist die Überwachung von Einzelmaßnahmen ohnehin im Rahmen von 
technischen oder rechtlichen Überwachungsvorschriften festgelegt, z.B. bei IED-
Anlagen oder auch bei der Unterhaltung der Hochwasserabwehrinfrastruktur-
einrichtungen. 

In Vorbereitung der nächsten turnusmäßigen Aktualisierungen des HWRM-Plans 
(2016-2021) werden die Fortschritte der Umsetzung der Maßnahmen überwacht, 
indem der Bearbeitungsstand mit den Akteuren kontinuierlich ausgetauscht und 
dokumentiert wird. 

Für das Gebiet Mecklenburg-Vorpommerns wurden alle im Zuge der HWRM-Planung 
erfassten Maßnahmen zum Küstenhochwasser sowohl eine Zuständigkeit als auch 
der Umsetzungsstand zum Zeitpunkt der Maßnahmenerfassung (2014/2015) 
zugeordnet. Die nachfolgende Tab. 13 gibt dazu einen Überblick. In Vorbereitung der 
Fortschreibung der Pläne im 2. Zyklus der HWRL werden die benannten Akteure 
hinsichtlich des Umsetzungsstandes der einzelnen Maßnahmen befragt und der 
Status der Umsetzung entsprechend aktualisiert.  

Über diese Überprüfungen im Zuge der Aktualisierungen im 6-Jahre-Rhythmus 
hinaus, sieht das Land Mecklenburg-Vorpommern einen kontinuierlichen Austausch 
mit den Beteiligten in kürzeren Zeitspannen vor. Dies eröffnet auch die Möglichkeit 
auf eventuelle Probleme bei der Umsetzung von Maßnahmen zu reagieren.  
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Tab. 13:  Anzahl der Maßnahmen je Umsetzungsstatus in der Planungseinheit Stepenitz (inkl. 
konzeptioneller Maßnahmen)  

EU-Aspekte der 
HWRM 

Anzahl Maßnahmen in der Planungseinheit Stepenitz  
je Umsetzungsstatus 

noch nicht 
begonnen 

„laufend“ „laufend im 
Bau“ 

abge-
schlossen 

unbekannt 

Vermeidung 26 - - 1 - 

Schutz 1 - - 2 - 

Vorsorge 15 5 - 5 - 

Wiederherstellung/ 
Regeneration und 
Überprüfung 

3 3 - - - 

Sonstiges 1 3 - - - 
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11 Zusammenfassung und Ausblick 

Die Flussgebietseinheit Schlei/Trave hat eine Fläche von 6.171 km², rd. 5.300 km2 in 
Schleswig-Holstein und 871 km2 in Mecklenburg-Vorpommern, in der ein reduziertes 
Gewässernetz von 2.297 km und ein Küstengebiet von 505 km² auf ein potenziell 
signifikantes Hochwasserrisiko zu untersuchen waren. 
Als Ergebnis der vorläufigen Bewertung von Hochwasserrisiken gemäß Art. 4 und 5 
HWRL wurden Gebiete mit potenziell signifikantem Hochwasserrisiko am 
Gewässernetz der FGE Schlei/Trave mit einer Länge von 213 km bestimmt.  
In den Küstengebieten ergibt sich an der ca. 637 km langen Küstenlinie ein Gebiet 
mit potenziell signifikantem Hochwasserrisiko von 162 km², respektive 338 km² bei 
Außerachtlassung des Schutzes durch die vorhandene Hochwasserabwehr-
infrastruktur. Dies entspricht rund 10 % aller Flächen mit einem potenziell 
signifikanten Hochwasserrisiko in Schleswig-Holstein (SH) von insgesamt 3.977 km². 
Die Risikogebiete in Mecklenburg-Vorpommern (MV) umfassen insgesamt eine 
Fläche von 4.900 km², der Anteil der Planungseinheit Stepenitz beträgt dabei ca.  
0,2 %. 

Als Ergebnis Art. 6 HWRL wurde für die FGE Schlei/Trave herausgearbeitet, dass an 
150,4 km des reduzierten Gewässernetzes Gebiete mit Flächen von 38,2 km² mit 
signifikantem Hochwasserrisiko vorhanden sind, die gemäß der jeweiligen Szenarien 
zu Art. 6 überflutet werden können. 
Ausgehend vom potenziell signifikanten Küstenrisikogebiet als Ergebnis des Art. 5 
HWRL (338 km²) erfolgte eine Reduzierung der Flächengröße für das Hochwasser-
gefahrengebiet um rund ein Viertel auf 254 km². Grund für die Reduzierung war die 
Berücksichtigung der vorhandenen Hochwasserabwehrinfrastruktur bei der 
Erarbeitung der Gefahren- und Risikokarten, wobei ein Deichbruchszenario für die 
Landesschutzdeiche (Extremszenario) angenommen wurde. 

In den Hochwasserrisikogebieten bestehen bewährte Strukturen des Hochwasser-
risikomanagements. Die Zuständigkeiten und Aufgaben sind gesetzlich geregelt. 
Schwerpunkte der Hochwasserrisikomanagementplanung sind demzufolge 
vordringlich die von öffentlichen Trägern vorgesehenen und gesetzlich 
verpflichtenden folgenden Maßnahmen und Handlungsfelder zur Minderung und 
Beherrschung bestehender Hochwasserrisiken. 

Schwerpunkte der empfohlenen Maßnahmen befinden sich an der mittleren und 
unteren Trave in der FGE Schlei/Trave sowie in lokalen Bereichen in den Städten 
Lübeck, Oldesloe, Schleswig, Plön und Oldenburg und den Gemeinden Malente und 
Lensahn.  

Beim Küstenhochwasser sind für 3 einzelne Deichabschnitte innerhalb der FGE 
Schlei / Trave in SH für den betrachteten Berichtszeitraum die Ertüchtigung des 
vorhandenen Landesschutzdeiches als einzelne Maßnahme zur Wiederherstellung 
eines ausreichenden Hochwasserschutzes einschließlich Klimazuschlag gewählt 
worden. Von den 3 Ertüchtigungen sind 1 Deichbaumaßnahme der Insel Fehmarn 
und 2 der Festlandsküste zuzuordnen. Für das Einzugsgebiet in MV sind 
Maßnahmen für Dassow vorgesehen. 

Schwerpunkt der Vermeidung sind die Ausweisung von Vorrang- und 
Vorbehaltsgebieten für den Binnenhochwasserschutz sowie von Vorranggebieten für 
die Klimafolgenanpassung im Küstenbereich und Vorbehaltsgebieten für den 
Küstenschutz und die Übernahme der Hochwasserrisikogebiete in die 
Raumordnungspläne (Landes- und Regionalplanung). Diese stellen den zulässigen 
Rahmen für die kommunale Flächennutzungs- und Bauleitplanung dar. Kommunale 



Hochwasserrisikomanagementplan für die FGE Schlei/Trave  

 

November 2015   

74 

Planungsträger sind verpflichtet, die Risikogebiete entsprechend § 5 des 
Baugesetzbuches in ihren Planwerken nachrichtlich aufzuführen. Damit wird die 
Einbeziehung eines existierenden Hochwasserrisikos in den Abwägungsprozess im 
Rahmen der Planerstellung gesichert.  
Durch geeignete Berücksichtigung der Belange des Hochwasserschutzes in der 
Bauleitplanung und bei der Erteilung von Baugenehmigungen sind Leben, 
Gesundheit und Eigentum der Betroffenen besser zu schützen.  
Als Teil der Hochwasserrisikomanagementplanung wird unter anderem über die 
Festsetzung von Überschwemmungsgebieten zu befinden sein. Nach der Novelle 
des WHG vom 31.07.2009 sind bereits festgesetzte ÜSG hinsichtlich ihrer 
Abgrenzung zu überprüfen. In den letzten Jahren wurden die bereits seit den 1970er 
Jahren durch Landesverordnung festgesetzten ÜSG überprüft. Eine Anpassung an 
die wasserrechtlichen Vorgaben wird zunächst für das ÜSG Trave durch vorläufige 
Sicherung mit einer Veröffentlichung im Amtsblatt erfolgen. Daneben sind im Zuge 
der Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementpläne innerhalb der Risikogebiete 
mindestens die Gebiete an den Fließgewässern als Überschwemmungsgebiete 
(ÜSG) zu bestimmen, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 
Jahren zu erwarten ist (Schadensminderung, Hochwasserentlastung, 
Hochwasserrückhalt). 

Schwerpunkt des Schutzes ist es, die vorhandenen Hochwasserschutzanlagen 
entsprechend den vorgegebenen Verpflichtungen in einem ordnungsgemäßen 
Zustand zu erhalten und bedarfsgerecht an die sich ändernden Randbedingungen 
anzupassen. Erhöhte Anforderungen können sich dabei sowohl aus dem 
Klimawandel als auch aus der mit der Veränderung des Lebensstandards 
einhergehenden Erhöhung der Schadenspotenziale ergeben. Neben der Anpassung 
der Deichsysteme, zu der es im Küstengebiet keine Alternative gibt, kommt der 
Erhöhung des Rückhalts an den Fließgewässern eine zentrale Bedeutung zu. Vor 
der Sanierung vorhandener Hochwasserschutzanlagen ist es erforderlich, die 
Wirtschaftlichkeit und Optionen zur Erweiterung der Rückhalteflächen umfassend zu 
prüfen. Diesbezügliche Maßnahmen werden dabei auch durch die in den 
Maßnahmenprogrammen nach der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) enthaltenen 
Maßnahmen zur Verbesserung des natürlichen Wasserrückhaltes in und an den 
einzelnen Wasserkörpern gestützt. Neue Hochwasserschutzanlagen werden nur 
gebaut, soweit diese im Interesse des Wohls der Allgemeinheit unabweisbar sind 
und das Hochwasserrisiko nicht durch Vorsorgemaßnahmen hinreichend zu 
reduzieren ist.  

Von besonderer Bedeutung der Vorsorge ist die Vorhaltung und ständige 
Fortentwicklung der Hochwasservorhersage- und -warndienste.  
Nur auf Basis einer zuverlässigen Vorhersage können Hilfseinsätze insbesondere 
des Katastrophenschutzes zielgerichtet vorbereitet und dem Bedarf entsprechend 
eingeleitet werden.  
Durch die zuständigen Institutionen sind für den Hochwasserfall im Rahmen der 
Katastrophenvorsorge Alarm- und Einsatzpläne sowie ausreichende materielle und 
personelle Ressourcen vorzuhalten, deren Einsatzfähigkeit jederzeit gegeben ist. Im 
Hochwasserfall ist die Öffentlichkeit durch gezielte Bereitstellung aktueller 
Informationen, Messwerte und Vorhersagen sowie durch Warnung der zuständigen 
Institutionen über die aktuelle Entwicklung zu informieren.  

Für den 2. Berichtszyklus von 2016 – 2021 sind folgende Berichtszeiträume zu 
beachten: 
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22.12.2018  Bericht zur Überprüfung des Hochwasserrisikos 

22.12.2019  Bericht zur Überprüfung der HWGK und HWRK 

22.12.2021  Bericht zur Überprüfung der HWRM-PL 

Allen Berichtspflichten (Berichtsformate/-schemata) im Rahmen der HWRL ist dann  
elektronisch, entsprechend dem europäischen Wasserinformationssystem „WISE“ 
(Water Information Systems for Europe) als Internet- Informationsplattform, unter 
Berücksichtigung der Vorschriften der INSPIRE-Richtlinie nachzukommen. 

Bei den Überprüfungen der Hochwasserrisikomanagementpläne zum 22.12.2021 
wird von der europäischen Kommission erwartet, dass die Mitgliedstaaten über die 
gleichen Punkte wie im ersten Plan berichten. Der Schwerpunkt soll aber, wie in der 
Richtlinie beschrieben, auf erzielte Fortschritte und vorgenommene Änderungen 
liegen. Nach der Berichterstattung für den ersten Umsetzungszyklus werden die 
Berichtsformulare auf Grundlage der gesammelten Erfahrungen überprüft. 

Die Überprüfung des Hochwasserrisikomanagementplans muss nach derzeitigem 
Sachstand folgende Bestandteile enthalten: 

- Informationen über alle Änderungen oder Aktualisierungen seit 
Veröffentlichung der letzten Fassung des HWRMP, einschließlich einer 
Zusammenfassung der nach Artikel 14 durchgeführten Überprüfungen.  

- Bewertung der Fortschritte im Hinblick auf die Erreichung der Ziele des 
Artikels 7 Absatz 2; Beschreibung und Begründung von Maßnahmen, die in 
einer früheren Fassung des Hochwasserrisikomanagementplans vorgesehen 
waren, und deren Umsetzung geplant war, aber nicht durchgeführt wurde. 

- Beschreibung der zusätzlichen Maßnahmen, die seit Veröffentlichung der 
letzten Fassung des Hochwasserrisikomanagementplans ergriffen wurden.  
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Abkürzungsverzeichnis 

 

ALK Automatisierte Liegenschaftskarte 

APSFR 
 

Area of potential significant flood risk – Gebiete mit potenziell 
signifikantem Hochwasserrisiko 

APSFR-SEG 
 

Segmentierung der Gebiete mit potenziell signifikantem 
Hochwasserrisiko 

ATV-DVWK 
 

Abwassertechnische Vereinigung - Deutsche Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall 

AWGV-SH 

 
Amtliches Wasserwirtschaftliches Gewässerverzeichnis 
Schleswig-Holstein 

BfG Bundesanstalt für Gewässerkunde 

BG Bearbeitungsgebiete 

BKG Bundesamt für Kartographie und Geodäsie 

BMUB 
 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit 

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

CA Competent Authorities – zuständige Behörden 

DAV Digitales Anlagenverzeichnis 

DGM Digitales Geländemodell 

DWD Deutscher Wetterdienst 

EG Europäische Gemeinschaft  

EU Europäische Union 

EU-KOM Europäische Kommission 

EW Einwohner 

FFH Flora-Fauna-Habitat 

FGE Flussgebietseinheit 

FGG Elbe Flussgebietsgemeinschaft Elbe 

GIS Geographische Informationssysteme   

HH Hansestadt Hamburg 

HQ Hochwasserabfluss 

HW Hochwasser 

HWK Hochwasserkulisse 

HWGK Hochwassergefahrenkarte 

HWRK Hochwasserrisikokarte 

HWRL Hochwasserrichtlinie 

HWRM Hochwasserrisikomanagement  

HWRM-RL Europäische Hochwasserrisikomanagement- Richtlinie 

IED-Richtlinie 
 
 

Industrieemissionsrichtlinie (Richtlinie 2010/75/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010) 
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IPCC 
 

Intergovernmental Panel on Climate Change - 
Zwischenstaatlicher Ausschuss für Klimaänderungen  

IVU-Richtlinie 
 

Richtlinie 2008/1/EG über die integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung 

KOM EU-Kommission 

LAWA Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 

LKN Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz 

LLUR Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

LU 
 

Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und 

Verbraucherschutz Mecklenburg‐Vorpommern 

LUNG Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie MV 

LVermA SH Landesvermessungsamt Schleswig-Holstein 

LVO Landesverordnung 

LWG Landeswassergesetz 

MV Mecklenburg-Vorpommern 

MHQ Mittlerer Hochwasserabfluss 

MELUR Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume Schleswig-Holstein  

MLR 
 

Ministerium für ländliche Räume, Landesplanung, Landwirtschaft 
und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein 

MLUR Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

MNQ Mittlerer Niedrigwasserabfluss 

MQ Mittlerer Abfluss 

MThw Mittleres Tidehochwasser 

MTnw Mittleres Tideniedrigwasser 

NHN Normalhöhennull 

PFRA 
 

Preliminary Flood Risk Assessment – vorläufige Bewertung von 
Hochwasserrisiken 

RBD River Basin District - Flussgebietseinheit 

-- Reporting Sheets - Berichtsformulare 

SH Schleswig-Holstein 

sm-Linie Seemeilen-Linie 

StALU Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt 

StÄLU Staatliche Ämter für Landwirtschaft und Umwelt 

SUP Strategische Umweltprüfung 

ThW Tidehochwasser 

-- Types of Flood – Hochwassertypen 

UBA Umweltbundesamt 

UNESCO 
 
 

Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (united nations educational, scientific and cultural 
organization) 

UNO United Nations Organisation 

UoM Units of Management - Bewirtschaftungseinheiten 
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UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

ÜSG Überschwemmungsgebiete 

WasserBLIcK Bund‐Länder‐Informations‐ und Kommunikationsplattform 

WGF Working Group Floods der EU-KOM  

WHG Wasserhaushaltsgesetz 

WMS Web Map Service 

WRRL 

 

 

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich 
der Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie) 

WSA Wasser- und Schifffahrtsamt 

WSV Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
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Planung GmbH im Auftrag des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres 

Mecklenburg (StALU MM). (http://www.lung.mv‐regierung.de/ dateien/ pilotprojekt_graal_mueritz.zip) 
 
BIOTA  

2014b Leitfaden Hochwasserrisikomanagementplanung in Mecklenburg‐Vorpommern. – biota – 
Institut für ökologische Forschung und Planung GmbH im Auftrag des Landesamtes für Umwelt, 

Naturschutz und Geologie Mecklenburg‐Vorpommern. 

(http://www.lung.mv‐regierung.de/dateien/hwrmrl_leitfaden.pdf) 
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Anhang 

 

Anhang 1: Bewertungsschlüssel zur Methodik in SH 

 

Anhang 2:  Ergebnisse der Umsetzung Art. 5 in SH 

 

Anhang 3: Auswertung HWGK - W und Q in den Hochwasserrisikogebieten 

 

Anhang 4: Statistische Auswertungen der HWGK und HWRK Art. 6 

 

Anhang 5: EU-Aspekte: Maßnahmen und Ziele unter Berücksichtigung  
der WRRL 

 

Anhang 6: Tabelle der Maßnahmenempfehlungen für die APSFR - 
Flusshochwasser 

 

Anhang 7: Tabelle der Maßnahmenempfehlungen für die APSFR - 
Küstenhochwasser 

 

Anhang 8: Verfahrensschritte der SUP und Integration in das Trägerverfahren 
(LAWA 2013b) 

 

Anhang 9: Umweltbericht 

 

Anhang 9a: Zusammenfassende Erklärung § 14 l UVPG (Umwelterklärung) 

 

Anhang 10: Berichterstattung WasserBLIcK - Tabelle der 
Maßnahmenempfehlungen für die APSFR - Flusshochwasser 

 

Anhang 11: Berichterstattung WasserBLIcK - Tabelle der 
Maßnahmenempfehlungen für die APSFR - Küstenhochwasser 

 

Anhang 12: Maßnahmenkatalog „Fortschreibung LAWA-Maßnahmenkatalog 
(WRRL, HWRMRL; Stand 24.01.2014)“ (LAWA 2014b) 
- Auszug zu den Maßnahmen des HWRM 



Hochwasserrisikomanagementplan für die FGE Schlei/Trave  

 

November 2015   

1 

Anlagen 

 

Anlage 1: Übersichtskarte der Beschreibung vergangener Hochwasser Art. 4 

 

Anlage 2: Übersichtskarte der Gebiete mit potenziell signifikantem  
  Hochwasserrisiko Art. 5  

 

Anlage 3: Hochwassergefahrenkarten Art. 6 

a. Küstenhochwasser 

Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit HW20 

Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit HW100 

Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit HW200 / HW200extrem 

b. Flusshochwasser 

Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit HQ10  

Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit HQ100 

Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit HQ200 

 

 

Anlage 4: Hochwasserrisikokarten Art. 6 

a. Küstenhochwasser 

Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit HW20 

Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit HW100 

Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit HW200 / HW200extrem 

b. Flusshochwasser 

Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit HQ10  

Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit HQ100 

Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit HQ200 

 

Anlage 5: WQ Karten 
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